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Die Auflassung 
nach älterem Rigischem Stadtrecht. 

V o r w o r t .  

Die vorliegende Abhandlung war ursprünglich dazu bestimmt, 

einem Abdruck des ältesten Erbebuches der Stadt Riga voran­

geschickt zu werden, um über dasjenige Rechtsinstitut zu orientiren 

als dessen Organ das Erbebuch diente. Sie erscheint gesondert 

von diesem Buche, da von der Herausgabe desselben abgesehen 

werden mußte, das in obiger Veranlassung gewählte Thema 

aber wegen der weitgreisenden Bedeutung der Auflassung für 

das ältere Jmmobiliarsachenrecht eine eingehendere Behandlung, 

als ihm bisher zu Theil geworden, vor anderen zu verdienen schien. 

Die Darstellung umfaßt die Zeit vom dreizehnten bis um 

die Mitte des siebzehnten Jahrhunderts, bis wohin die dem 

Verfasser zu Gebote stehenden Quellen reichten. Die weitere 

Ausbildung des Auflassungsverfahrens bis zu seiner heutigen 

Gestaltung zu verfolgen, dürfte mit Hilfe des für die neuere Zeit 

reichlich vorhandenen Archivmaterials nicht schwierig sein. 

§ 2. 

Die ältesten Rechtsquellen. 
Die Auflassung') findet sich weder in dem für Reval auf­

gezeichneten ältesten Rigischen Stadtrecht (um 1228) noch im 

Rigisch-Hapsalschen Recht (1279) erwähnt. An Betreff der 

') Vgl. v. Bunge's Geschichte des liv-, est- und curländischen Privat­
rechts (St. Petersburg 1862) § 61, und Desselben: Die Stadt Riga im 13. 
und 14. Jahrhundert (Leipzig 1878) S. 219 ff. — Hinsichtlich der hier als 
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Veräußerung von Immobilien setzt das Rigisch - Hapsalsche 

Recht im Art. 31 fest, daß Derjenige, der ein Erbe gekauft und 

es Jahr und Tag ohne Beisprache besessen hat, alle Ansprüche 

an dasselbe mit seinem alleinigen Eide zurückzuweisen berechtigt 

sein soll. Aus dieser Bestimmung ist zu folgern, daß bis gegen 

das Ende des 13. Jahrhunderts die Auflassung in Riga kein 

rechtliches Erforderniß zur Erwerbung des Eigenthums an einem 
Immobil^) gewesen sei; denn von der Notwendigkeit eines sol­

chen gerichtlichen Actes kann offenbar nicht die Rede sein, 

wenn lediglich der auf den Abschluß des Rechtsgeschäfts (vor 

Zeugen) folgende unangefochtene Besitz von Jahr und Tag die 

Ausschließung aller Ansprüche Dritter an das Immobil herbei­

zuführen geeignet ist^). 

bekannt vorausgesetzten Geschichte des Instituts der Auflassung nach deutschem 
Recht überhaupt genüge die Verweisung auf Eichhorn, Deutsche Staats-
und Rechtsgeschichte §§ 59 a. 358. 45V. Walter, Deutsche Rechtsgeschichte 
§§ 544—547. Zöpfl, Deutsche Rechtsgeschichte III, Z§ IVO. 101 und 105. 
Stobbe, Die Auflassung des deutschen Rechts, in den Jahrbüchern für die 
Dogmatik des heutigen römischen und deutschen^ Privatrechts XII (1872), 
S. 137 — 247. Desselben Handbuch des deutschen Privatrechts II (Berlin 
1875), § 94. 

2) In welchem Sinne das Wort „Eigenthum" mit Rücksicht auf die 
alteren Grundbesitzverhältnisfe Riga's hier und im Folgenden gebraucht wor­
den, wird unten (im § 13) näher ausgeführt werden. 

2) Da das Rigisch.Hapsalsche Recht in einer ziemlich späten Bearbeitung 
aufbehalten ist, so könnte vermuthet werden, daß die Nichterwähnung der Auf­
lassung im Art. 31 in einer mangelhaften Ausdrucksweise dieser Quelle ihren 
Grund habe. Der Art. 28 des unabhängig von dem Texte des Rigisch-Hap-
salschen Rechts redigirten Hapsalschen Stadtrechts vom 1.1294 ist jedoch dem 
Sinne nach völlig übereinstimmend mit dem Art. 31. Es würde demnach 
ein Zweifel an der Richtigkeit des Textes des letzteren nicht berechtigt fein, 
auch liegt zu einem solchen insofern keine Veranlassung vor, als der im Ar­
tikel 31 enthaltene Grundsatz sich in ganz derselben Weise in mehreren 
anderen norddeutschen Stadtrechts-Urkunden ausgesprochen findet, so namentlich 
in den alten Lüneburger Statuten Art. 128, dem Privilegium für Uelzen von 
1270 § 8 und dem Privilegium Kaifer Fnedrich's I. für Bremen vom Jahre 
1186. Vgl. Lab and, Die vermögensrechtlichen Klagen nach den sächsischen 
Rechtsquellen des Mittelalters (Berlin 1869) S.- 303 u. 312. 
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Bekennt man sich zu der bisher herrschend gewesenen An­

nahme, daß im Zeitalter der Rechtsbücher der Uebergang des 

Eigenthums an Immobilien nach gemeinem sächsischem Recht 

nicht anders als durch gerichtliche Auslassung bewirkt werden 

konnte, so erscheint der Umstand, daß das alte Rigische Recht 

die Auslassung nicht fordert, als eine in der That auffallende 

Anomalie. Neuere eingehende Untersuchungen haben jedoch dar-

gethan, daß jene Annahme sowohl sür das Gebiet des Landrechts 

als das der Stadtrechte nur eine beschränkte Richtigkeit hat^). 

Nach denselben war in einer Reihe von namhaften Städten 

Norddeutschlands^) die Bestellung von dinglichen Rechten an 

Immobilien ohne formellen Act statthaft und galt die Auflassung 

nicht als Erforderniß für die Erwerbung des Eigenthums an 

Liegenschaften. 

Muß nun auch auf Grund des Art. 31 des Rigisch-Hap-

salschen Rechts Riga zu den eben bezeichneten Städten gezählt 

werden, in welchen das streng sormale Princip nicht durchge­

drungen war, so darf doch hieraus nicht darauf geschlossen werden, 

daß das Institut der Auflassung damals in Riga nicht in Ge­

brauch gewesen sei. Die zahlreichen Vortheile, welche die Vor­

nahme der gerichtlichen Handlung bot, insbesondere die durch 

* )  Lab and,  Die  vermögensrecht l ichen K lagen S.  303 f f .  Lü lo iv ius,  
Ilhorn aä äominium rerum immobilium tinnskersnäum sscnnäum Hug 
Laxoincum ineäii aevi resiAvatione solewni in ^'näieio kacta. oxns knsrit 
nee ne (ReZimonti 1870). Stobbe in den Jahrbüchern für Dogmatil XII, 
S. 166 ff. 

«a) Zu diefen Städten werden von Stobbe a. a. O. S. 177 f. ge­
rechnet: Wismar (wo erst im 16. Jahrhundert die Auflassung unbedingt ge­
fordert wurde), Erfurt, Ilm, Königsee, Nordhausen, Göttingen, Höxter, Bre­
men, Saalfeld, Salzwedel, Freiberg, Lüneburg, Münster, Uelzen, Brilon, 
Driburg, Hannover und Medebach. Das strenge Princip der Auflassung vor 
Gericht dagegen galt in Lübeck (mindestens seit der Zeih der ersten deutschen 
Redaktionen des Lübischen Rechts; Hach, Cod. II, Art. 23), in Magdeburg, 
Brünn, Prag, Jglau, Hamburg, Dortmund, Büren, Rheda in Westphalen, 
Blankenberg, Cleve, Duderstadt, Verden, Hildesheim, Celle, Braunschweig 
und Goslar. 

1' 
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die Gerichtskundigkeit eintretende Erleichterung des Beweises der 

Übertragung^), verschafften der Auflassung auch da, wo sie nicht 

ausdrücklich vorgeschrieben war, immer weitere Verbreitung, so 

daß sie im späteren Mittelalter als allgemeine (wenn auch nicht 

ausnahmslose) Regel angesehen werden muß. Berücksichtigen 

wir, daß die Bewohner Niga's ihre Rechtsgewohnheiten aus 

dem Mutterlande herübernahmen, daß in Hamburg und Lübeck 

die Auflassung im 13. Jahrhundert in voller Uebung war^) und 

daß die auf dieselbe bezüglichen Grundsätze des Hamburger Sta­

tuts von 1270 um das Jahr 1300 in Riga ohne Schwierigkeit 

Eingang fanden (siehe unten), so kann darüber kein Zweifel ob­

walten, daß schon im ersten Jahrhundert der Stadt bei Über­

tragung von Immobilien die gerichtliche Auflassung angewandt zu 

werden pflegte, wenn auch diese Form gesetzlich nicht geboten war. 

Für diese frühesten Zeiten der Stadt ist hier nur noch die 

Frage, welches Gericht damals für Auslassungen competent ge­

wesen sei, zu berühren, da sich dieselbe, des Schweigens der 

Quellen ungeachtet, aus der Verfassungsgeschichte und analogen 

Vorgängen in rechtsverwandten Städten wenigstens mit einiger 

Wahrscheinlichkeit beantworten läßt. Auflassungen wurden in 

den Ländern sächsischen Rechts vor dem Gericht der belegenen 

Sache, und zwar regelmäßig im echten Ding, in den Städten 

vor den Vogtgerichten und Schöffengerichten, vorgenommen, nach 

Errichtung der Gemeindebehörden oder Räthe aber wurden in 

vielen Städten die Auflassungen mit anderen Acten der frei­

willigen Gerichtsbarkeit vom Rathe der Stadt an sich gezogen^). 

In ähnlicher Weise hat sich ohne Zweifel in Riga die Eompetenz 

b)  S tobbe a.  a .  O.  S.  165.  
°) Das älteste (nicht mehr vorhandene) Lübecker Erbebuch begann mit 

dem Jahre 1227; für Hamburg sind Protokolle über Auflassungen seit dem 
I. 1248 aufbehalten. 

7)  S tobbe a.  a .  O.  S.  183 f f .  Für  Hamburg und Lübeck s .  Kopp­
ln an n, Kleine Beiträge zur Geschichte der Stadt Hamburg, II, S. 46 f. 
und Frensdorfs, Di? Stadt- und Gerichtsversassnng Lübecks S. 86 u. 136. 
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des Rathes gegenüber der des Vogtes gestaltet. Ein vom 

Bischof eingesetzter Vogt („^uäex, ^.ävoea-ws") hat in Riga 

nur in der ältesten Zeit bestanden; bereits im Jahre 1225 er­

langten die Bürger das Recht der eigenen Wahl des Vogts, nach 

Einsetzung des Rathes im I. 1226 aber wurde Derselbe vom 

Rathe aus dessen Mitte gewählt^). Der Rath hatte demnach in 

Riga schon sehr früh die Gerichtsgewalt vom Landesherrn erworben 

und wird nicht angestanden haben, nach dem Beispiel anderer 

Städte die Verlassungen, die anfänglich vor dem Vogtgerichte 

stattgefunden haben mögen, dem Rathe selbst vorzubehalten, wel­

chem dadurch eine für die Stadtverwaltung in so vielen Be­

ziehungen wichtige Einsicht in den Wechsel der Besitzer von 

Immobilien verschafft wurde. Es dürfte daher anzunehmen sein, 

daß die alleinige Zuständigkeit des Rathes für den Act der Auf­

lassung schon geraume Zeit vor der Einbürgerung Hamburgischen 

Rechts in Riga festgestanden habe. 

§ 2. 

Die umgearbeiteten Rigischen Statuten. 

Die ersten Rechtssätze über Auslassung finden sich im Ham-

burgisch-Rigischen Statut und in den umgearbeiteten Rigischen 

Statuten. Da beide Redaetionen in dieser Materie größten­

teils ubereinstimmen, so stellen wir in Folgendem die Bestim­

mungen der umgearbeiteten Statuten, als der unzweifelhaft zur 

Geltung gelangten einheimischen Quelle, voran und betrachten 

sodann die Abweichungen derselben vom Hamburger Recht. 

Die umgearbeiteten Statuten besagen: 

1. Wer ein Erbe verkauft, soll es dem Käufer vor dem 

Rathe auf dem Rathhause auflassen. Stirbt er (der Verkäufer), 

so müssen seine Erben es ihm auflassen; stirbt der Käufer, so 

soll man es seinen Erben auslassen (IV, 1 §§ 1 u. 2). 

Vgl. v. Bunge, Die Stadt Riga, S. 76. 
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2. Derjenige, dem ein Erbe aufgelassen wird, mag sich 

Bürgen stellen lassen, damit er gewähret werde Jahr und Tag, 

und entbricht ihm Etwas an der Währschaft, so hat der Bürge 

dafür einzustehen (IV, 1 § 3). 

3. Wenn der Mann Jahr und Tag gewähret ist, so ist 

er berechtigt, Ansprüche an das Erbe mit seinem alleinigen Eide 

zurückzuweisen (IV, 1 tz 4). 
4. Wer ihm das Erbe abstreiten will, soll es binnen 

Jahr und Tag gewinnen oder verlieren. Wird es ihm aber 

dergestalt binnen Jahr und Tag durch Urtheil und Recht ab­

gewonnen, so hat der Verkäufer oder Derjenige, der Bürge war 

sür die Währschaft, von zehn Mark eine Mark als Buße („tko 

deti-iuZ's") zu entrichten (IV, 1 §§ 5 u. 6). 

5. Hat Jemand ein ihm zum Pfände gesetztes Erbe in 

der vorgeschriebenen Weise (durch dreimaliges Aufbieten und 

darauf erfolgende Wäldigung in das Erbe) gerichtlich verfolgt, 

so ist er dasselbe zu verkaufen berechtigt, und soll alsdann der 

Rath Denjenigen, dem es zugehörte, dazu anhalten, daß er es 

dem Käufer auflasse (IV, 5 § 4). 
6. Eine vor dem Rathe geschehene Auflassung und ein 

vor Gericht gefundenes Urtheil wird rechtskräftig („dlivet 3töä6"), 

falls Derjenige, den es angeht, gegenwärtig ist und nicht sofort 

Widerspruch erhebt (I, 5). 

§ 3. 

Abweichungen der umgearbeiteten Statuten vom Hamburger 

Recht 

Die obigen Grundsätze sind zwar fast sämmtlich dem Ham­

burgisch-Rigischen Statut entlehnt, jedoch sind bei Redaction 

der Rigischen Statuten mehrfache Streichungen, Abänderungen 

oder Ergänzungen der Vorlage vorgenommen worden. In dieser 

Beziehung ist Folgendes zu bemerken: 
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1. Das Hamburger Recht (Hamb.-Rig. St. I, 8) ver­

pflichtet den Verkäufer des Erbes zur Auflassung, sobald der 
Kaufpreis bezahlt ist („so saline so et 6M6 vor^oläen is"). 

Die Rigischen Statuten haben diesen Zusatz beseitigt und da­

durch die Auflassung nur von dem vorgängigen Abschluß des 

Kaufvertrages abhängig gemacht, Wohl mit Rücksicht darauf, 

»aß nach dem Wortlaut des Hamburger Rechts die erfolgte 

Bezahlung des vollen Kaufpreises als eine Vorbedingung der 

Auflassung angesehen werden könnte, während doch die Stun­

dung des Kaufschillings oder eines Theiles desselben gewiß sehr 

gewöhnlich war nnd für diesen Fall die förmliche Uebertragung 

des Jmmobils an den Käufer nicht gehindert werden sollte. — 

Nach dem Hamburger Recht (Hamb.-Rig. St. I, 8) ist der 

Mufer verbunden, die Auflassung in das Stadterbebuch ver-

xichnen zu lassen („unäs sol sie Äa-imsäs soriven laten in äss 

siÄäös srvsdoe"), was in den Rigischen Statuten weggelassen 

ft. Hinsichtlich der Veranlassung zu dieser auffallenden Strei-

chlng ist hier auf Dasjenige zu verweisen, was unten (§ 10) 

üler das Erbebuch ausgeführt ist. 

2. In Betreff der Stellung von Bürgen für die 

Wihrschaft ist eine Redactionsänderung insofern vorgenom­

mer, als die Worte des Hamburgisch-Rigischen Statuts (I, 8): 

,,sa' iummer dornen vemen", durch: ivaok dornen nemsn" 

ersetz sind. Der Grund für diese Aenderung scheint in Fol­
genden zu liegen. In den Hamburger Erbebüchern kommt die 

Stelling von Bürgen bei der Auflassung seit dem Jahre 1266 

fast regelmäßig vor und bildet bis in das 17. Jahrhundert 

hinein ,en constanten Schluß eines jeden Verlassungsprotocolls, 

ja es Wirde, falls die Bestellung der Bürgschaft nicht erlangt 

werden onnte, weil das Erbe eines insolventen Schuldners 

vom Gläubiger verkauft worden war, seit dem Ende des 

13. Jahrhmderts vom Rathe selbst die Bürgschaft übernommen, 

d. h. die Erfolglosigkeit späterer Ansprüche an das Erbe zum 
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Voraus garantirt Es geht hieraus hervor, daß die Bürg­

schaft für die Gewähr bei Auflassungen in Hamburg, dem 

Wortlaut des Statuts von 1270, I, 6 gemäß, als gesetzlich 

vorgeschrieben angesehen und vermutlich vom Rathe ex okäeio 

auf Stellung derselben gehalten wurde Diesem Verfahren 

gegenüber, das auf einem althergebrachten, Hamburg eigentüm­

lichen Formalismus zu beruhen scheint, wandte man sich in 
Riga der im Allgemeinen herrschenden freieren Auffassung zu, 

nach welcher die Stellung der Bürgschaft dem Übereinkommen 

der Betheiligten überlassen war. Die betreffenden Worte wurden 

daher so redigirt, daß es dem Käufer freigestellt blieb, ob er 

sich Bürgen stellen lassen oder sich mit der Gewähr, die der 

Verkäufer selbst auf Jahr und Tag zu leisten hatte, begnügen 
wollte "). 

4. Das Hamburger Recht sHamb.-Rig. St. I, 8 a. E 

und VI, 2) gestattet den außer Landes Befindlichen, die Ver 

Äußerung eines Erbes auch nach Ablauf der Frist von Iah! 

und Tag durch Klageanstellung anzufechten. Diese Bestimmun; 

ist in die Rigischen Statuten nicht aufgenommen, wahrscheinlih 

deshalb, weil das ältere Rigifche Recht (Rig.-Haps. Reöt 

Art. 31) eine solche Begünstigung Abwesender nicht kannte md 

dieselbe in Hamburg schon durch das Stadtrecht von 1592 

(0, II), welches die betreffenden Sätze des Statuts von 1!70 

«)  Baumeis ter ,  Hamburg isches Pr ivat recht  I ,  S.  127 f .  189 ^ 370.  
Vgl. auch Trümmer, Vorträge über merkwürdige Erscheinungen in der 
Hamburgischen Rechtsgeschichte H, S. 271. 

" )  Baumeis ter  a.  a .  O.  S.  128 Anm. 14.  
") Auch in Lübeck scheint man an der Fassung des Hambuqer Sta­

tuts von 1270, I, 6 Anstoß genommen zu haben, da in allen n^ch Lübeck 
übergegangenen Texten des Hamburger Rechts das Wort „iummer', welches 
eine ausnahmslos zu beobachtende Regel andeutet, ausgelassen ist, in zweien 
derselben aber nur von der Gewähr (des Verkäufers) im Allgemein, ohne 
Erwähnung von Bürgen, die Rede ist; s. Hach, Loä. III, ^8 und die 
Noten dazu. 
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(I, 6 a. E. und VII, 2) beseitigte, abgeschafft war "). — Die 

Festsetzung einer Bußzahlung ferner für den Fall, daß das Erbe 
dem Käufer binnen Jahr und Tag entwährt worden, ist ein 

nicht aus dem Hamburgisch-Rigischen Statut geschöpfter Zusatz 
unserer Statuten. Eine dem Wortlaut entsprechende Quelle ist 

für denselben nicht zu ermitteln, es galt aber dieser Satz in 

Lübeck ") und ging in Hamburg in die Zusätze zum Stadtrecht 
von 1292 (0, XXXV) über. 

5. Bei der gerichtlichen Verfolgung eines als Pfand 

gesetzten Erbes erwähnt das Hamburger Recht (Hamb.-Rig. St. 

1,16) die Auflassung nur für den Fall, daß es dem Gläubiger 

nicht möglich ist, das Erbe für eine der Größe feiner Forderung 

entsprechende Summe zu verkaufen; alsdann sollen Vogt und 

Rath den Schuldner (beziehungsweise dessen Erben) gerichtlich 

dazu anhalten, daß er dasselbe dem Gläubiger für seine Forde­

rung vor dem ganzen Rathe auflasse. Die Rigischen Statuten 

(IV, 5, § 4) sprechen von diesem Falle gar nicht, statuiren da­
gegen, daß der Schuldner, wenn der Gläubiger das Erbe ver­

kaust hat, vom Rathe gezwungen werden soll, es dem Käuser 

auszulasten. Diese Aenderung dürfte in Folgendem ihren Grund 

haben. In Hamburg war ein gerichtlicher oder öffentlicher Ver­

laus des Pfandes nicht vorgeschrieben, der Gläubiger selbst durfte 

dasselbe nach geschehener Einweisung verkaufen, an wen er wollte, 

konnte aber wegen des etwaigen Mindererlöses keinen Anspruch 

gegen seinen Schuldner mehr erheben. Bei Unverkäuflichkeit 

des Jmmobils war die Erlangung des Eigenthums an letzterem 

selbst seine einzige Befugniß und daher wurde ihm für diesen 

") Das im Hamb.-Rig. St. II, 14 den außer Landes Befindlichen ge­
währte Recht, eine Vergabung unter kinderlosen Eheleuten noch nach Ablauf 
von Jahr und Tag anzufechten, ist ebenfalls in die Rigischen Statuten nicht 
übergegangen. Es wurde auch in Hamburg (Statut von 1270, III, 9) schon 
durch das Stadtrecht von 1292 (L, IX) beseitigt. 

") Hach, lüoä. II, 228. 
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Fall die Auflassung desselben zugesichert ^). Nach den Rigi­
schen Statuten bleibt es zwar dunkel, in welcher Weise der Ver­
kauf eines Pfandes in älterer Zeit stattfand, derselbe hatte aber 
nicht die Folge, daß der Gläubiger sich mit dem Mindererlös 
unter allen Umständen begnügen mußte, er konnte wegen des 
Zukurzschusses auch später noch gegen den Schuldner klagbar 
werden^). Darf man aus dem jüngeren, für das 16. Jahr­
hundert nachweisbaren Verfahren^) auf das frühere zurück­

schließen, so dürfte anzunehmen sein, daß schon zur Zeit der 
Statuten - Redaction in Riga der Verkauf des Pfandes unter 
gerichtlicher Autorität stattfinden mußte "). War aber dies der 
Fall, so erklärt sich, daß man die Unverkäuflichkeit eines Erbes 
in Riga nicht voraussetzte. Der Gläubiger konnte bei einem 
öffentlichen Verkauf selbst als Bieter auftreten, er war sogar 
dazu genöthigt, wenn sich keine anderen Bieter fanden; es ge­
nügte also, nur die rechtliche Verpflichtung des Schuldners zur 
Auflassung des Jmmobils an den Käufer überhaupt, der ja auch 
der Gläubiger selbst sein konnte, auszusprechen. 

" )  Baumeis ter ,  Hamb.  Pr ivat recht  I ,  S.  185 f f .  Der  öf fent l iche 
Verkauf unbeweglicher Pfänder wurde in Hamburg erst im 17. Jahrhundert 
zur Regel. 

Auch in dieser Beziehung stehen die Rigischen Statuten (IV, 5 § 5) 
in Einklang mit dem Hamb. Stadtr. von 1292, (!, X, Abs. 3. 

Vgl. unten § 6, P. 2. 
") Diesen Modus des Verkaufs nimmt v. Bunge als in Reval ohne 

Zweifel schon im 13. Jahrhundert üblich an, f. Das Herzogthum Estland 
unter den Königen von Dänemark (Gotha 1877) S. 349 f. Für das gleiche 
Verfahren in Riga spricht vielleicht der Umstand, daß von dem Satze des 
Hamb.-Rig. St. I, 16: „äat inot Ks nol verkoken vor sine Pennings 80 
vems de in den Rigischen Statuten (IV, 5 § 4) nur die Worte: „äat 
Illvt Ks vorkoxsn", Aufnahme gefunden haben: das Recht, das Immobil 
zum Verkauf zu bringen, stand allerdings dem Gläubiger zu, aber es stand 
nicht in seinem Belieben, an wen er es veräußern wollte, weil der Verkauf 
unter gerichtlicher Autorität (durch Meistbot) bewerkstelligt wurde. — Einen 
weiteren den Statuten entnommenen Grund dafür, daß der Verkauf des 
Pfandes nicht anders als „mit äes riektss" habe geschehen dürfen, 
s. bei v. Bunge, Die Stadt Riga S. 267 Anm. 146. 
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Endlich ist noch anzuführen, daß das Hamburger Recht 
(Hamb.-Rig. St. IV, 3) Geistlichen, Frauen und Jünglingen 

unter 18 Jahren nicht gestattet, ohne Zuziehung eines vor dem 

Rathe zu wählenden Vormundes vor Gericht als Kläger oder 

Beklagte aufzutreten und Auflassungen oder Vergabungen vor­

zunehmen, — ein Verbot, das in die Rigischen Statuten nicht 

aufgenommen ist. Hinsichtlich der Frauen und Unmündigen 

mochte man dasselbe mit Rücksicht auf die in den Statuten 

(VII, 2) enthaltenen allgemeinen Sätze über die Handlungs­

fähigkeit derselben als überflüssig ansehen; die die Geistlichen 

betreffende Beschränkung aber ist in Hamburg selbst nicht lange 

in Geltung gewesen und vielleicht aus diesem Grunde bei 

Redaction unserer Statuten unbeachtet geblieben. 

Daß die oben erörterten, in die umgearbeiteten Statuten 

nicht übergegangenen Rechtssätze des Hamburgisch - Rigischen 
Statuts in der kurzen Zeit, während welcher dieses Statut, und 

zwar nur als subsidiäre Quelle zur Ergänzung des einheimischen 

Rechts, Anwendung gefunden haben kann ^), in Riga Eingang 

gewonnen haben sollten, ist, eben wegen ihrer Beseitigung bei 

der Statuten-Redaction, sicherlich nicht anzunehmen. Sie waren 

jedoch hier nicht zu übergehen, weil sie die Genesis der statuta­

rischen Grundsätze über die Auflassung anschaulich machen und 

zugleich ein Licht werfen auf die Sorgfalt, mit welcher die Re­

daction unserer Statuten veranstaltet wurde. Ist doch bei Be­

gleichung der wenigen hier in Betracht kommenden Statuten-

Artikel mit ihren Quellen ersichtlich, daß nicht nur der Wort­

laut des Textes verbessert, sondern auch die Beseitigung des 

Antiqnirten durch selbstständige Aendernngen angestrebt und dabei 

'6) Baumeister, Hamb. Privatr. II, S. 165. Die Worte: „noek 
xaxs" des Statuts von 1270, V, 3 haben zwar im ursprünglichen Texte des 
Stadt rechts  von 1292,  0 ,  I I I  gestanden,  s ind jedoch ausrad i r t ;  s .  Lap Peu­
tz erg, Hamb. Rechtsalterthümer, S. 155, Anm. a. 

") Vgl. v. Bunge, Die Stadt Riga S. 206 und O. Schmidt in 
dieser Zeitschrist V. Heft 3, S. 99-101. VI, S. 138-141. 
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augenscheinlich mit voller Kenntniß Dessen zu Werk gegangen 

wurde, was jn den bezüglichen Materien in Hamburg selbst 

durch das Stadtrecht von 1292 von dem Statut von 1270 

außer Geltung gesetzt oder zu demselben hinzugekommen war. 

§ 4. 

Spätere Willküren. 

Die im § 2 dargelegten Grundsätze der umgearbeiteten 

Statuten über die Auslassung sind bis zur Redaction der Sta­

tuten von 1673 unverändert in Geltung geblieben. Hinzuge­

kommen sind nur noch: 
1. Die in den Burspraken seit dem 15. Jahrhundert anzu­

treffende Vorschrift, daß der Käufer eines Hauses keine Bauten 

oder Anlagen daran vornehmen darf, ehe es ihm vom Rathe 

aufgelassen ist 2«). 

2. Ein Lönatuseonsultum vom 7. Dec. 1655, nach welchem 

keine Auflassung eines Hauses gestattet und verschrieben werden 

soll, wenn nicht die Znschreibuug des Hauses an den Verkäufer 

nachgewiesen ist. Dasselbe ist auch in die Bursprake überge­
gangen 2'). 

3. Ein Lena-wLeonsuItuM vom 26. März 1663, welches 

anordnet, daß Höfe, Gärten oder andere Grundplätze in der 

Vorstadt nicht ohne Zustimmung des Oberlandvogts oder vor­

gängige Prüfung und Ratihabition des Landvogteigerichts vom 

Verkäufer dem Käufer aufgelassen werden dürfen, und daß, falls 

Letzterer sich solche Grundstücke nach geschehener Auflafsung nicht 
in gebührender Frist zuschreiben läßt, die Auflassung null und 

20) S. die in den Quellen des Rigischen Stadtrechts (herausgegeben 
von L. Napiersky, Riga 1876) abgedruckten Burspraken VI, 99. VII, 74. 
VIII, 75. IX, 6. Die Worte: „oder Anlagen" („oMe anleKAivAS") sind in 
den Burspr. VIII und IX weggelassen. 

2!) S. die eben angeführte O.uellenausgabe S. 314, 39 und Bur-
prake IX, 7. 
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nichtig sein soll 22). Diese Vorschrift ist übrigens nur eine 

Einschärfung einer schon früher eingeführten Ordnung, da in 
derselben bemerkt wird, daß darin „das Alte" gehalten wer­

den solle. 

§ 5. 

Anderweitige Quellen. 

Die in den umgearbeiteten Statuten enthaltenen Sätze über 

Auflassung geben, obwohl sie meistentheils präcise gefaßt sind, 

doch nur ein unvollkommenes Bild dieses Rechtsinstituts, da sie 

nicht Weniges als bekannt voraussetzen, was auf dem derzeitigen 

Gewohnheitsrechte und dem Gerichtsbrauche des Rathes beruhte. 

Um nähere Einblicke in die Entwickelung des Auflassungsver­

fahrens in Riga zu gewinnen, bedarf es der Benutzung noch 

nicht veröffentlichter Quellen, namentlich der älteren Erbebücher 22). 

Mit Hilfe dieser Bücher und einiger anderen handschriftlichen 

Materialien soll in Folgendem der Versuch gemacht werden, eine 

die Statuten erläuternde Darstellung zu liefern. Zu diesem 

Behuf empfiehlt es sich, zunächst von dem Wesen und den Vor­

aussetzungen der Auslassung, sodann von dem zuständigen Gericht 

und den handelnden Personen, von der Zeit der Vornahme des 

Acts, den Förmlichkeiten desselben, der Beurkundung durch die 

Erbebücher, der Beisprache und Gewährleistung, endlich aber von 

den rechtlichen Wirkungen der Auflassung zu handeln. 

§ 6. 

Wesen und Voraussetzungen der Auflassung. 

In dem hier in Betracht kommenden Zeiträume bestand die 

Auflassung darin, daß der Veräußerer sein Recht an einem Im­

mobil vor dem zuständigen Gericht in feierlicher Weise, gewöhn-

-2) Ebend. S. 319, 55. 
") Ueber diese Bücher s. unten § 1V. In den Citaten ist im Folgen­

den das erste Crbebuch (1335 —1432) mit I., das zweite (1493 —1579) mit 
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lich unter Vornahme symbolischer Handlungen, auf den Erwerber 

übertrug und sodann der Ausspruch des Gerichts hierüber er­

folgte. An vielen Orten Pflegte eine solche gerichtliche Handlung 

nicht nur zur Übertragung des Eigenthums an Immobilien, 

sondern auch sür die Einräumung anderer dinglicher Rechte ge­

fordert zu werden. Daß Letzteres auch in Riga der Fall gewesen 

sei, läßt sich nicht nachweisen 24) und kann daher in Nachstehen­

dem die Auflassung lediglich als ein den Uebergang des Eigen­

thums an Immobilien bewirkender Act Erörterung finden ^). 

Das der Auflassung zu Grunde liegende Rechtsgeschäft war 

nicht mit diesem Acte verbunden, es ging der gerichtlichen Hand­

lung voraus und bildete eine wesentliche Vorbedingung sür 

dieselbe. 

II. bezeichnet. — Die s. g. Landbücher, nämlich der „leider ruralis xrae-
keetnras" (1438 ff.) und das „Neue Landbuch" (1599 angelegt), die vielleicht 
auch einige Ausbeute für den vorliegenden Zweck geben würden, haben von 
dem Ver fasser  n icht  benutz t  werden können.  S .  über  d iese lben Böthführ  
Die Rigische Rathslinie (2. Aufl.) S. 25 f. und 32 f. 

-«) Vgl. v. Bunge, Die Stadt Riga, S. 221 ff. u. S. 262 Anm. 108. 
^) Zur Rechtfertigung solcher Beschränkung unseres Themas ist Fol­

gendes zu bemerken. Weder in den Stadtrechten, noch in dem Schuldbuche, 
den Erbebüchern und dem alten Rentebuche werden die Worte: „regionäre" 
und „uxlatsn" für die Bestellung von Rechten an fremden Immobilien ge­
braucht, die Einräumung dieser Rechte wird vielmehr stets mit entsprechenden 
anderen Ausdrücken (s. v. Bunge a. a. O.) bezeichnet. Dienstbarkeiten kom­
men zwar in den Erbebüchern nicht selten vor, jedoch werden sie offenbar 
nur deshalb verzeichnet, um dem Erwerber des Jmmobils den künftigen Be­
weis derselben zu sichern, nicht weil es zur Begründung derselben der Auf­
lassung bedurft hätte (s. unten § 11, P. 1 u. 4). Im Rentebuche wird die 
Weiterübertragung des bereits erworbenen Rechts auf die Rente von 
Seiten des Rentekäufers an einen Dritten mitunter mit den pleonastischen 
Ausdrücken: „ovsrwissn und uxlatsn" oder „updra^en und tosoriven laten" 
bezeichnet, meistentheils heißt es aber in diesen Fällen: „verkopen" oder 
„over^isen und tosekriven laten" Für die Einräumung des Renterechts 
selbst wird niemals „uMteu" gebraucht, die stehende Formel dafür lautet: 
„I?. N. vor den ra-tk, oxenkar bekennende und se^ends vor siek 
und Äne erve, dat de reckt unds redeliken vorkotkt kekt ssss olde 
mr. RiA. iarliker rentds vor Kundert olde inr. üiA. in unde up sin 
kus" eto. Einzelne dingliche Rechte (Rente und Pfandrecht) wurden aller­
dings in einer der Auflassung ähnlichen Form, nämlich durch Verlautbarung 
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In den Rigischen Statuten (IV, 1 § 1) findet sich die Auf­
lassung nach dem Vorgange des Hamburger Rechts nur für den 
Fall des Verkaufs eines Erbes vorgeschrieben. Daß jedoch 
dieses Rechtsgeschäft nicht das einzige gewesen ist, zu welchem 
die Auflassung hinzutreten mußte, wenn das Eigenthum auf den 
Erwerber übergehen sollte, ist nach den weit verbreiteten Grund­

sätzen des sächsischen Rechts ohne Weiteres vorauszusetzen und 
läßt sich überdies durch die Auszeichnungen der Erbebücher nach­
weisen. Diese enthalten zwar in der Regel nichts Anderes, als 
den Vermerk darüber, daß N. N. dem N. N. ein (näher be­
schriebenes) Immobil aufgelassen habe, wobei zuweilen ein 
zwischen den Betheiligten geschlossener Vertrag („litsra, siAillata, 
drsvs, ens vorseAsläs voräraedt, ezms sedMIioliö vorärsedt, 
utdAßLekvöÄsn ööäöls, ux^erietits 2g.rte"), ohne irgend 

welche nähere Bezeichnung der Natur desselben, erwähnt wird^); 
in einer beträchtlichen Anzahl von Jnscriptionen aber ist das 

Rechtsgeschäft, auf Grund dessen die Auflassung erfolgte, speciell 
benannt oder es werden Nebenumstände angeführt, aus welchen 

auf die Beschaffenheit des Rechtsverhältnisses unter den Bethei­
ligten geschlossen werden kann. Mit Benutzung derartiger 
Jnscriptionen ergeben sich uns folgende Rechtstitel für Auf­
lassungen: 

1. Kauf und Verkauf. Die Fälle, in denen Kauf­
verträge („koxdrevs, utdAesedneÄen kopierten, kox-
2eäe1>> ezm upriektiAsr koxbrieK, eins karMarts") an­

bei Gericht und Eintragung in's Stadtbuch, bestellt, der technische Ausdruck 
„uxlaten" (später „upär^eu") aber wurde in Riga nicht auf die Einräu­
mung solcher Rechte, sondern auf den behufs der Uebertragung des Eigen­
thums an einem Immobil vorzunehmenden gerichtlichen Act angewandt, für 
welchen sich eigentümliche, sür andere dingliche Rechte nicht passende 
Formen (s. unten s 9) ausgebildet hatten. — Ueber die Frage, ob es zur 
Begründung von Lebtagsrechten an Immobilien der Auslassung bedurft habe, 
s. unten Anm. 53. 

") I, 509. LSS. II, LI. 51S. 63. 691. 882. IIb?. 1364.1451. 157S. 1637. 



geführt oder die Grundstücke als gekauft bezeichnet wer­

den^), zahlreich, doch ist nicht daran zu 
zweifeln, daß solche Verträge, als die den Uebergang 

von Immobilien aus einer Hand in die andere am 

häufigsten vermittelnden, der überwiegenden Mehrzahl 

sämmtlicher in den Erbebüchern verzeichneten Auflassun« 

gen zu Grunde liegen. In fünf Jnscriptionen^) finden 

sich nur Notizen über den geschehenen Verkauf von 

Grundstücken, ohne Erwähnung der Auslastung; daß 

letztere in diesen Fällen unterblieben sei, ist jedoch schwer­

lich anzunehmen. 
2 .  Zwangsverkauf .  Hins icht l i ch  e ines a ls  Pfand ver ­

folgten Erbes setzen die Statuten (IV, 5 § 4) fest, 

daß der  Rath  den E igenthümer ,  d .  h .  den Schu ld­

ner, zur Auflassung des vom Gläubiger verkauften 

Pfandes an den Käufer zwingen soll. Dagegen finden 

wir in den Erbebüchern, daß die Gläubiger selbst 

solche Immobilien einem Dritten, dem Käufer, auf­

lassen^). Das Erzwingen des gerichtlichen Actes von 

dem Schuldner muß sich als undurchführbar erwiesen 

2') I, 94. 101. II, 240 a. E. 370 a. E. 626. 879. 1103. 4. 79. 99. 
1258. 60. 73. 97. 1552 u. 53 (durch Kauf herbeigeführte Verwandlung 
eines Zinsgrundes und eines lehnsweise besessenen Grundes in Erbgründe). 
80. 1635. 

2») I, 42. 70 (Livl. U. B. Nro. 2953, 6). 81. 344 a. E. II, 415. 
2») 1, 575, II, 13. 24. 52. 60. 200. 16. 303. 29. 30. 74. 658. 775. 

L21. 921. 1028. 115b. 79. 1200. 33. 48. 91. 1384. 1473. 97. 1524. 38. 
Das verkaufte Immobil wird öfters als „ezm kus, sso ss (die Gläubiger) 
mit allem lüAesscksm reckte vorkordert kadden", bezeichnet, die Gläubiger 
werden gewöhnlich „dekitores, scknldensr" oder: „de pennen, de tom na-
Zescrevea Kusse reute kalven reckt kekken; äs lover und xautkern, 20 
ux des N. X. Kusse Aelt Aökat und läsuIviZe kus als ere xaut mit allein 
reckte irlordert und irkalden; äs creditorn, so N. tkou ackter 
und in eins erkaru radts kucke irer sckuldt ux N. N.'s Kuss versickert 
Zenesev; de oreditorn, so des iren utk seligen N. Iis.'s Kusse, Reicks ss 
vorm reckten als ir xandt >vo Aekrucklick ux^ekodeu und von einem 
erkarn rads dorm Ae^set worden, vorv^ssst", und ähnlich benannt. 
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haben, daher man den Gläubigern die Vornahme des« 

selben gestattete. In welcher Weise der Verkauf be­

werkstelligt wurde, ist aus den Erbebüchern nicht zu 

ersehen. Kaufverträge, geschlossen zwischen den Gläu­
bigern und einem Dritten, werden in zwei Fällen 

dieser Art^) erwähnt, in welchen eine private Ver­

einbarung über den Verkauf unter den Betheiligten 

stattgefunden haben mag. In der Regel wurden aber 

solche Verkäufe ohne Zweifel öffentlich und unter 

gerichtlicher Autorität veranstaltet, denn das (dem Auf­

bieten des Pfandes beim Untergericht nachfolgende) 

Anbotsverfahren beim Rathe, das seinem Wesen nach 

nichts Anderes ist, als eine ein Jahr hindurch fortge­

setzte Feilbietung des Jmmobils bei Gericht, war nach­

weislich in Riga bereits in der Mitte des 16. Jahr­

hunderts üblich^). — Auf Zwangsverkäufe beziehen 

sich wohl auch die nicht seltenen Fälle, indenen vom Rathe 
odervon den Kämmerern Immobilien aufgelassen werden, 

die als dritten Personen gehörig bezeichnet sind^). 

Der Erwerber ist hier wahrscheinlich der Meistbieter 
gebliebene Gläubiger, dem das Immobil von Gerichts 

wegen übertragen werden mußte, weil er es sich selbst 

nicht auslassen konnte und der Schuldner sich nicht 

dazu verstehen wollte. In einem späteren Erkenntniß 

des Rathes (vom I. 1625) wird ausdrücklich bezeugt, 

-") II, 1179. 1243. 

2') v. Bunge, Liv- und estländisches Privatrecht (2. Aufl.) I, S. 
369 Anm. ä. — Ueber die Frage, wie es zur Zeit der Statuten-Redaction 
in dieser Beziehung gehalten worden, f. oben. Anm. 17. 

22) So z. B- lassen die Oonsules mehrere Häuser und einen Garten 
„äomini Hwrioi Loliäa^' (I, 47. 92), die Kämmerer aber „äomum et 
curiam kruäeners, areaw We guonäam Lertolclo Iribbe^es pertinekat, 
Hans'Ualkemolen sm kuss" (I, 102. 180. 1123) verschiedenen Personen aus. 

2 
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daß in ähnlichen Fällen die Auflassung durch den Stadt -

kämmerer  herkömml ich war^) .  

3 .  Tausch.  Nach Ausweis  der  Erbebücher  kam es o f t  
vor, daß an einem und demselben Tage ^ dem L ein 

Immobil oder mehrere und L wiederum dem ^ ein 

anderes oder mehrere ausließt). Offenbar war es 

nicht ungewöhnlich, daß in Ermangelung von baaren 
Capitalien ein Austausch unbeweglichen Vermögens 

vorgenommen wurde. Da der Werth der beiderseitigen 

Immobilien nur selten ein gleicher gewesen sein kann, 

so wird Wohl ein reines Tauschgeschäft nicht oft vor­

gekommen sein und wären Geschäfte dieser Art viel­

leicht richtiger als Kaufverträge zu bezeichnen, bei welchen 

der Käufer den Preistheilsin Baarem theils durch Hin« 

gäbe eines zu einem bestimmten Preise angenommenen 

Jmmobils berichtigte. Dagegen ist es unzweifelhaft 

als Tausch anzusehen, wenn, wie in der zweiten Hälfte 

des 16. Jahrhunderts oft geschieht, von Seiten der 

Stadt an Privatpersonen als Ersatz für ihre zu dem 

damaligen Wallbau verwandten Grundstücke (meisten-

theils Gärten) andere dergleichen aufgelassen werden^). 

22) In dem Decret vom 8. Apr. 1625 (Brauers handschriftliche 
Präjudicaten-Sammlung snd lit. äs beneüoüs äsbitornm et ereäitorniu) 
heißt es: „Ist erkandt, daß Ihm (dem Kläger, der die Imnüssio ex xrimo 
et seermäo äeereto erlangt hatte) die osfenbahre Aufftracht von den Vor­
mündern oder  in  Mangelung dessen vom H.  Stadt -Cämmerer  e i  
okkieio. dieser Stadt Rechten und Gebrauch nach, geschehen 
solle" 

") I, 813 u. 14. 1053 u. 54. II, 145 u. 46. 443 u. 44. 72 u. 73. 
82 u. 83. 633 u. 34. 733 u. 39. 43 u. 44. 53 u. 54. 59 u. 61. 85 U. 86. 
932 u. 33. 37 u. 38. 1122 u. 23. 1386 u. 87. 1419 u. 20. 69—71. 90—92. 
1549 u. 50. 1600 u. 601. 

2») II, 1171. 72. 1215. 19. 24. 44. 1382. 83. 1403. 4. 6. 1568. 
Hierher gehören wohl auch Nr. 1366. 68. 69. 1517, die sich ebenfalls auf 
einen Austausch städtischer Grundstücke gegen private beziehen, in denen je­
doch der Zweck desselben nicht angegeben ist. 
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In den bezüglichen Jnscriptionen wird bemerkt, daß 

gegen den dem N. N. aufgelassenen Grundplatz ein dem­

selben gehöriger zum Walle gekommen oder daß ersterer 

gegen letzteren zum Zweck des Wallballs ausgetauscht 

(„utdAödutkt") sei, wobei zuweilen auch einer daneben 

geschehenen Vergleichung in Geld gedacht wird. 

4 .  Ueber t ragung der  der  Ehef rau a ls  M i t ­

g i f t  beste l l ten  oder  anderwei t iger  derse l ­

ben gehör iger  Immobi l ien  auf  den Ehe­

mann. Als Brautschatz („äos, kona pro «xonsall 
tdesauro eonäovata, brutsedat") bestellte 

Immobilien werden von dem Vater, der Mutter oder 

sonstigen Angehörigen der Ehefrau nicht etwa dieser 

Letzteren, sondern unmittelbar dem Ehemanne ausge­

lassen^^). Ferner findet sich in zahlreichen Jnscrip­
tionen einfach vermerkt, daß N. N. ein Immobil be­

sitze, welches er mit seiner Ehesrau empfangen habe 

(,r,6eexit euiu nxore sua. äomuin; kadöt et xossiäöt 

kereZitatöw, Wüm cum uxore sua, aeesxit; dekt wit 

^V6 F6liom6li 6^11 kus")'^). Auffallend ist, 

daß in diesen Jnscriptionen, abweichend von der sonsti­

gen Form, nur der Besitz, ohne Benennung des Über­

tragenden und ohne Erwähnung der geschehenen Ans-

2«) I, 347. 48. (wahrscheinlich auch 346 u. 52.) 480. 1045. II, 69. 
35. 495. 530. 665. 71. 87. 1460. Ueber das ähnliche Verfahren nach liv-
ländischem Landrecht s. v. Bunge, Geschichte des Privatrechts S. 14. 

2') I, 75—77. 79. 86. 114. 239. 325. 28. 29. 41. 60. 72. 73. 80. 81. 
86. 92—94. 98. 99. 404. 25. 45. 52. 64. 67—71. 73—77. 81. 93. 95. 508. 
15—18. 29. 72. 84. 623. 24. 90. 728. 56. Vernmthlich gehören hierher 
auch Nr. 13. 14. 16. 80. 85. 174. 205. 36. 314. 3l. 33, in Welchen eine 
ganz ähnliche Form („N. N. xossiäöt ävraum" ete.) beobachtet, aber nicht 
erwähnt ist, daß das Immobil von der Ehesrau herstamme. — Zwei Jn­
scriptionen (I, 927 u. II, 199) enthalten nur Zeugnisse von Rathsgliedern 
und Anderen darüber, daß N. N. von seinem verstorbenen Schwiegervater 
mit dessen Tochter ein Haus als Mitgift erhalten habe. 

2' 
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lassung, verzeichnet ist, wahrscheinlich ist jedoch letztere 

auch in diesen Fällen nicht unterblieben, wenigstens 

spricht dafür der Umstand, daß so gefaßte Jnscriptionen 

nur bis zum Jahre 1438 vorkommen, schon vor diesem 

Jahre aber öfters, und später regelmäßig, die Ehe­

frauen selbst, vertreten durch Bevollmächtigte oder Vor­

münder, ihren Ehemännern Immobilien auflassen^). 

Meistenteils ist hier von Wittwen, die zur zweiten 

Ehe geschritten sind, die Rede, es war also das aus 

der ersten Ehe stammende Vermögen der Frau, das 

auf den zweiten Ehemann überging; wo dies nicht der 

Fall ist, wird es sich um die Mitgift der Ehefrau, 
deren Eingebrachtes oder während der Ehe ihr angefal­

lenes Gut gehandelt haben. Die Uebertragung auf 

den Ehemann hatte wahrscheinlich den Zweck, ihm die 

sreie Disposition über solche Immobilien zu gewähren, 

und scheint aus Lübeck, woselbst die Zuschreibung der 

Jllaten der Ehefrau an den Ehemann üblich war, nach 

Riga übergegangen zu sein^). — Bei der Mitgift 

lagen diesen Übertragungen ohne Zweifel Eheberedun-

gen zu Grunde, in den übrigen Fällen müssen wir 

andere, aus den Erbebüchern nicht näher erkennbare 

familienrechtliche Verträge voraussetzen, namentlich Ab-

--») I, 363. 530 36. 658. 963. 64. 1127. II, 62. 219. 46. 425. 38. 
46. 54. 79. 81. 87. 94. 502. 29. 32. 36. 46. 59. 79. 87. 96. 98. 606. 7. 
9. 48. 60. 72. 78. 704. 7. 9. 14. 33. 71. 73. 81. 811. 29. 30. 33. 34. 
934. 36. 43. 69. 70. 76. 83. 92. 96. 97. 1007. 24. 38. 57. 58. 64. 65. 
88—90. 96. 1100. 18. 19. 33. 34. 53. 56. 58. 61. 62. 64. 83. 90. 1218. 
36. 59. 63. 68. 69. 75. 78. 1314. 28. 35. 98. 1441. 1622. 42. 

22) In der von Pauli (Abhandlungen aus dem Lübischen Recht II, 
S. 8) mitgetheilten Jnscription vom I. 1390 werden dem Ehemanne Ver-
mögensstücke seiner Ehefrau aufgelassen, „nt eis »innibus aä xlaeitum 
Luura uti xossit libsrs sieut modilidus ssn mereatoriis donis suis" Aehn-
lich lautet die Formel der Uebertragung an den Ehemann in vielen anderen 
Lübischen Jnscriptionen. Hinsichtlich Riga's vgl. übrigens v. Bunge, Die 
Stadt Riga S. 238. 
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theilungen mit den Kindern erster Ehe, zu deren Bestem 

in vielen dieser Jnscriptionen Capitalien in den aus­

gelassenen Immobilien versichert werden. 

5 .  Absonderung von K indern aus der  Güter ­

gemeinschaft. Diejenigen Jnscriptionen, in denen 

Väter oder Mütter ihren Söhnen Immobilien auf­

lassen^^), sind wohl meistenteils aus Absonderungen 

dieser Art, die in den Statuten (V, 10 und 13) durch 

„utdAsven wet beseeäsiisirw Auäs" bezeichnet werden, 

zurückzuführen, wenngleich es an Hinweisungen darauf 
mangelt^). 

6. Erbtheilungen. Speciell angeführt werden solche, 

(„eiMedielitinAö, sediert unä äölzmKs") nur selten^), 

beträchtlich ist aber die Anzahl von Jnscriptionen, bei 

denen aus dem Umstände, daß Geschwister oder an­

dere nahe Verwandte einander Immobilien, zuweilen 

zu Hälften, Drittheilen u. s. w. auflassen, auf vor­
ausgegangene Vereinbarungen über Theilung von 

Nachlassenschaften geschlossen werden muß^). 
7 Vergabungen unter  Lebenden und auf  den 

Todesfall. Erstere werden in einigen Fällen aus­

drücklich angeführt („N. KM uxAsIatsn, Z6A6V6N 
unä kruntliken boLeköäsn"; Katharina Schöning, be­

gebene Jungfrau zu St. Marien Magdalenen, läßt ihrem 

") I, 7S3. II, 509. 34. 625. 77. 715. 80. 812. 977. 94. 1292. 
") In einer dieser Jnscriptionen (II, 677) wird nach dem Vermerk 

über die Auflassung mehrerer Immobilien hinzugefügt: „^ormeäs äs Ks-
weite Ikomas (der Sohn) van ems »1s s^ms vaäers viekt alleutdalvsn 
sol Aesekeäen s^n; ^es Ke ems äes Aonnenäe is, soll ems stau". 
Hier scheint also eine vollständige Absonderung durch Auskehrung des küns­
tigen Erbtheils nicht beabsichtigt, sondern eine spätere Regulirung noch vor-
behalten zu sein. 

") I. 1104. II. 69 a. E. 603. 93. 94. 1231. 
") I. 29. 549. 877. 1102. 13. 16-19. II, 610. 73-75. 85. 701 U. 2. 

S8. 95—98. 851. 52. 69. 962. 69—71. 1042. 43. 45. 1073—76. 78, u. v. a. 
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Schwager mehrere Grundstücke „rsedtsr unvsääsr-

roplioker 20 tusedsn levenäiAsv xleodt to Z6-

setisnäe", auf^). Vergabungen auf den Todesfall 

find in mehreren Jnscriptionen vorauszusetzen, in wel­

chen der Besitzübergang von dem Tode des Auflassen­

den abhängig gemacht wird^). Zuweilen wird ein 

Immobil zunächst dritten Personen zum lebensläng­

lichen Nießbrauch übertragen, mit der Bestimmung, 

daß dasselbe nach dem Ableben dieser Letzteren (nicht 

des Vergabenden selbst) dem Bedachten zufallen soll^). 

8.  Erbver t räge.  Solche l iegen in  zwei  ganz g le ich  

artigen Jnscriptionen vor, in welchen dem L meh­

rere Immobilien dergestalt aufläßt, daß sich den 

Nießbrauch derselben für Lebenszeit vorbehält, den L 

und dessen Erben aber als „die Nächsten dazu" anerkennt, 

wobei von beiden Theilen verschiedene Verpflichtungen 

soll die Immobilien nicht belasten und dem L ein 

Absteigequarier in der Stadt halten, L soll dem ^ all-

jährlich gewisse Victualien liefern) übernommen wer-
den^). 

9.  Testamentar ische Best immungen.  S ie  werden 

in einigen Jnscriptionen als zu Grunde liegend er-

wähnt^) und sind in vielen anderen vorauszusetzen, 

in denen Testamentsvollstrecker als Auflassende auf­
treten^). 

10. Abtretung eines Jmmobils an die Glau-

big er. Sie kommt nur in einem Falle in der Weise 

vor, daß die Schuldnerin die Überlassung ihres Hauses 

«) II, 73, 500. Vgl. auch I. 752. 
») I, 635. 1029 a. E. II, 648 a. E. 1362. 440. 
") I. 532. 993 (II. L. 2953, 37). 
") I. 905. 58. Vgl. v. Bunge, Die Stadt Riga S. 231 Anm. 319. 
«») II. 734. 36. 848. 
«») I, 559. 60. II. 60. 65. 120. 256. 63. 453. 511. 874, U. V. a. 
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an die Gläubiger erklärt („let ers duss^ovsr! äsn 

sedulÄslisren") worauf Einer der Gläubiger die Uebrigen 

befriedigt („Ä6 lossäe äe anäeren drsvk") und den 

bei Auflassungen üblichen Eid leistet^'). 

11. Verwandlung des Pfandrechts (der Satzung) 

in Eigenthum. In der betreffenden Jnscrip-

tion vom I. 1569 werden einige Häuser von Seiten 

der Stadt dem Claus Plonnies mit dem Beifügen 

aufgelassen, daß er dieselben, gleichwie er sie psandweise 

besessen, nunmehr erblich besitzen solle^). 

12. Vergleich zwischen den Parteien zur Beile­

gung eines Rechtsstreits oder zur Beseitigung einer 

gegen eine frühere Auflassung erhobenen Beisprache^). 

13. Verleihung auf Lebenszeit des Beliehenen 

gegen eiuen jährlichen Zins oder eine einmalige Zah­
lung^). 

°°) I, 844 (II. L. ^ 2953, 23). 

-') II, 1465. 

°2) II. 794. 833. 

»») I, 775. 376 (II. L. ^6 2953, 30). Ob Lebtagsverleihungett regel­
mäßig der Auflassung bedurften, ist zu bezweifeln, da außer den oben an­
geführten vereinzelten Jnscriptionen keine weitere solche in den Erbebüchern 
vorkommen. Im 16. Jahrhundert finden sich mehrfach „Lehnhäuser" und 
„Lehngärten" erwähnt (II, 821. 1310. 69. 1543. 53. 54. 57. 1613); daß 
sie als solche aufgelassen seien, läßt sich jedoch bei keinem derselben nach­
weisen, vielmehr werden sie erst, nachdem sie erkauft sind, zum erblichen 
Besitz aufgelassen. Eben so wenig dürften die vom Rathe gegen Grundzins 
vergebenen unbebauten Plätze aufgelassen worden sein, so lange sie nicht 
durch Kauf erworben waren (s. v. Bunge, Die Stadt Riga S. 261 
Anm. 100). Bei erblicher Verleihung von wüsten Grundstücken in der 
Stadtmark scheint gleichfalls keine Auflassung stattgesunden zu haben, da 
dieselbe in einigen in's I. Erbebuch eingetragenen Verleihungsurkunden des 
Rathcs (II. ö. 2953, 7. 8. 16) nicht erwähnt ist und die Urkunden selbst 
durchgestrichen sind, wahrscheinlich weil sie nicht in's Erbebuch gehörten 
(s- v. Bunge ebend.). Näheren Ausschluß über diese Fragen.könnten wohl 
nur der „I^iber reäituum" und der ruralis praekseturas" geben, 
die hier nicht benutzt werden konnten-
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14. Erbliche Belehnung. Im Jahre 1572 läßt der 

Bevollmächtigte deS Administrators Johann Ehodkie-

wiz in Dessen und der königlichen Majestät zu Polen 

Namen den Gebrüdern Kerkhoff mehrere Häuser zu 

erblichem Besitz „laut habender königlicher Lehnbriefe" 
auf5 4). 

15. Gerichtliches Erkenutniß. Ein Urtheil vom 
I. 1470, durch welches ein Haus einem entfernteren 

Erben unter dem Vorbehalt zugesprochen wird, daß, 

falls der nähere Erbe noch am Leben sein sollte, das 

Haus dem Letzteren gehören und er zur Erstattung der 

mittlerweile auf dasselbe gemachten Verwendungen ver­

pflichtet sein solle, findet sich im Erbebuche — ohne 
Erwähnung der Auflassung — nur seinen Entschei­
dungsworten nach eingetragen^). Im I. 1518 wer­

den mehrere  Immobi l ien  vom Rathe se lbs t  k ra f t  des 

von ihm gefällten Urtheils aufgelassen-^). In zwei 

späteren Fällen lassen die Kämmerer auf Befehl des 

Rathes Immobilien, gegen deren Auflassung Einsprache 
erhoben, jedoch als unbegründet verworfen war, den 

Erwerbern zuschreiben vordren") ̂ ). 

Der Uebergang von Immobilien auf die Intestaterben eines 

Verstorbenen findet sich zwar in drei Jnscriptionen verzeichnet^), 

es geschieht jedoch in denselben der Auflassung keine Erwähnung 
und jedenfalls können diese vereinzelten Fälle nicht in Betracht 

kommen gegenüber den zahlreichen Jnscriptionen, aus denen her-

b«) ZI, 1624. — Ueber erbliche Verleihung wüster Grundstücke durch 
den Rath s. die vorhergehende Anmerkung. 

°°) I, 1003 (II. ö. 2953, 38). 
-><>) II, 367. 

II, 1417. 66. In der ersten dieser Jnscriptionen wird nicht nur 
der Austrag des Rathes, sondern auch ein dem Kämmerer vom ganzen Rathe 
gegebenes Versprechen, ihn dieserhalb zu vertreten, erwähnt. 

'») I, 423. 46. II. 422. 
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vorgeht, daß ererbte Immobilien von den Erben ohne vorgän­

gige Verschreibnng auf ihren Namen veräußert wurden^). Die 

Erbschaft wurde im Augenblick des Todes des Erblassers von den 

Erben erworben^), daher es einer Auflassung an dieselben, für 

welche es auch an der Person des Uebertragenden gemangelt 

hätte, nicht bedurfte. 

Neu erbaute Häuser werden in. den Erbebüchern öfters er-

wähnt^), es findet sich aber kein Beispiel, daß dieselben dem 

Erbauer selbst aufgelassen worden wären. Auch hier fehlte es 
an der Person des Uebertragenden, daher solche Häuser erst dann 

aufgelassen wurden, wenn der Erbauer oder dessen Erben sie 

veräußerten. 

Da die Erbebücher nur gelegentliche Ansührungen der Nechts-

titel enthalten, so können wir nicht erwarten, eine erschöpfende 

Aufzählung derselben gegeben zu haben. So viel geht jedoch 

aus Obigem unzweifelhaft hervor, daß die verschiedenartigsten 

Rechtsgeschäfte der nachfolgenden Auflassung bedurften, wenn 
durch dieselben der Uebergang des Eigenthums an Immobilien 

bewirkt werden sollte, so wie daß dieser Act auch dann vor­

genommen wurde, wenn der Besitzantritt erst nach dem Tode 

des Auflassenden oder anderer Personen erfolgen sollte (P. 7 

und 8). Selbst ein gerichtliches Erkenntniß über streitiges 

Eigenthum an Immobilien gewährte dem obsiegenden Theile 

zunächst nur ein seinem Gegner gegenüber wirksames Recht, zu 

dessen Verwandlung in unanfechtbares Eigenthum die Auflassung 

hinzutreten mußte. 

s») I, 22. 49. 122. 46. 480. 716. 1101. 21. II. 58. III. 68. 226. 30. 35. 
36. 70. 93. 373. 80. 401. 28. 31. 62. 72. 522. 43. 84. 99. 615. 16. 39. 
40. 743. S03. 1018. 33. 1103. 4. 14. 15. 77. 1230. 1305. 13. 49. 50. 74. 
1513. 14. 1614, u. v. a. 

") v. Bunge, Die Stadt Riga S. 251. 
I, 390. 401. II, 1100. 78. 1212. 66. 1341. 72. 1492. 1531. 
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§ 7-

Das zuständige Gericht. Die Handeluden Personen. Prüfung 
der Legitimation des Auflassenden. 

Auflassungen wurden nach Vorschrift der Statuten (IV, 1 §1) 

auf dem Nathhanse vor dem Rathe vorgenommen, was denn 

auch die Erbebücher durch die seit dem Ende des 15. Jahrhun­

derts den meisten Jnscriptionen inserirten Worte: „vor äsm raäs, 

vor äom orsawon sittoväen raäo", seltener: „vor äsm orsaivsli 

sittöliäen stolo äe8 raäes", später: „vor erdaru raäe", 

bezeugen. Von dieser Regel wurden indeß zweierlei Ausnahmen 

gestattet: 
1) Es kam vor, daß in Riga belegene Immobilien von 

dem Veräußerer in einer anderen Stadt vor dem dortigen Rathe 

ausgelassen wurden und Solches durch Verzeichnung im Rigi-

schen Erbebuche Anerkennung fand. Beispiele liegen in zwei 

Jnscriptionen der Jahre 1464 und 1475 vor 62); die eine ent­

hält eine vor dem Rathe zu Braunschweig vollzogene Auflassung, 

in der anderen ist vermerkt, daß ein Äübischer Bürger vor dem 

Rathe zu Lübeck seine Willenserklärung dahin abgegeben habe 
(„KM äarsuIveLt to vor äkm ra.äs devvMst rmäs ds-

lovetli"), daß ein Haus nebst zwei Gärten dem N. N. in Riga 

im Buche zugeschrieben werde. In beiden Fällen wird eine dar­

über an den Rath ergangene schriftliche Mittheilung des aus­

wärtigen Rathes 6 3) erwähnt. Ein derartiges Verfahren, das 

übrigens auch in anderen Städten üblich war^), scheint später 

«2) I, 971 (II. V. ^ 2953, 35). 1059. — Vielleicht gehört hierher 
auch 1143 (v. I. 1481), woselbst es heißt: „Or^tokorus Lloetio^v keM 
seriK'tliok äoroti e^nen breü' van äsrn raäe van Oouv?ön vorse^elt vor äsm 
raäs uxAölatsn t^s dusere" sie., doch scheint in diesem Falle der Act selbst 
in Riga vorgenommen (oder wiederholt?) worden zu sein. 

62) I, 971: „na utknisinAks äos tovorsiolites an üsn raät to 
Zesokreven" 1059: „liir is en drei? upx vom raäs to 

°^) Vgl. v. Bunge, Geschichte des Privatrechts S. 97 Anm. 6. und 
die daselbst angeführten Schreiben der Räthe zu Dorpat, Reval und Wisby 
m Livl. V. ö. ^ 1173. 1211. 1419. 
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in Riga nicht mehr zugelassen wordenen sein, wenigstens finden 

sich im zweiten Erbebuche keine Belege sür dasselbe. 

2) Zuweilen wurden Auflassungen vor einzelnen Gliedern 

des Rathes vorgenommen, worauf das darüber abgelegte Zeugniß 

derselben im Erbebuche verzeichnet ward ^). Ohne Zweifel 

wurden solche Abweichungen von der bestehenden Ordnung nur 

aus besonderen Gründen zugelassen, auch ist vorauszusetzen, daß 

die betreffenden Rathsglieder in jedem Falle dieser Art eines 

Auftrages des Rathes bedurften 
Als Auflassende treten in den Erbebüchern die Besitzer der 

Immobilien selbst oder Bevollmächtigte derselben („xroeura-tores, 

vulmeoktiA, vav devele"), desgleichen Vormünder („xrovisores 

xuerorum, tutores, Vormünder") und Testamentsvollstrecker 

(„testamevtarii, vormunäer") auf. Die Bezeichnung der Ver­

tretung des Eigenthümers ist jedoch im ersten Erbebuche eine sehr 

mangelhafte, sie fehlt sogar in vielen Jnscriptionen gänzlich. Oft 
heißt es nur, daß N. N. „ex xarte, ex nomine, van ^ve^en" 

eines Anderen ein Immobil aufgelassen habe^), wobei es un­

gewiß bleibt, welche Eigenschaft namentlich ihm beizulegen sei. 
Ehefrauen und Wittwen ferner werden nicht selten ohne Er­

wähnung eines Rechtsvertreters als Auflassende angeführt  6«),  

°2) I, 991. II, 95. 132. 430. Als Rathsglieder, vor denen der Act 
stattgefunden, werden im I. 1470 die beiden Vögte, im 1.1502 ein Bürger­
meister, in den Jahren 1506 u. 22 die derzeitigen ErzVögte genannt. — 
Auch zu einer im I. 1479 von üutssber vam v^ke vollzogenen Auflassung 
wird in I, 1109 bemerkt: „Düsse sulviZe uxlatdivAe keM Xerstiaaus 
vsm D^ke  ok  upAe1a. teu  Lünern  ome l ie r  ^oban Le l ion inAe vo r  äs  bor -
Allermeistere in äussern vorAavAsu somer g., 76, uxx -loka-unis et 

In Lübeck fanden bisweilen Auflassungen vor zwei Rathmännern 
statt ,  d ie  jedes  Ma l  vom Rathe  besonders  dazu  abgeordne t  wurden .  F rens­
dorfs, Die Verfassung Lübecks S. 185. 

«') I, 26. 45. 56. 110. 37. 46. 250. 302. 48. 71. 400. 61. 514. 75. 
94. 621. 55. 73. 86. 97. 718. 34. 831. 1152 u. v. a. 

I, 2. 4. 62. 66. 73. 82. 104. 13. 19. 36. 39. 49. 56. 57. 58. 66. 
91. 97. 223. 78. 300. 20. 65. 70. 76. 416. 22. 43. 50. 535. 69. 643. 48. 
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obwohl nicht anzunehmen ist, daß sie ohne einen Solchen ge­

handelt haben ««). Nicht gering ist endlich die Anzahl solcher 

Jnscriptionen, in denen nichts weiter vermerkt ist, als daß A. 

dem B. ein einem Dritten gehöriges oder gehörig gewesenes 

Immobil ausgelassen habe?"), so daß sich darüber, ob A. in 

eigenem Namen'') oder als Bevollmächtigter u. s. w. gehandelt 

habe, nur Vermuthungen anstellen lassen, sür welche sich in dem 

sonstigen Inhalte der Jnscriptionen manche Anhaltspunkte bieten. 

Derartige Mängel verschwinden im zweiten Erbebuche immer 

mehr. In demselben ist die Bezeichnung der handelnden Personen 

meistentheils eine recht genaue. Bei Bevollmächtigten wird sogar 

sehr oft angeführt, vor welchen Rathsgliedern die Bevollmächti­

gung erfolgt sei, und zuweilen ein von Letzteren im Rathe hier­

über abgelegtes Zeugniß erwähnt^), daher es scheint, daß der 

Nachweis der geschehenen Bevollmächtigung von Amtswegen ge­
fordert worden. 

Eine beträchtliche Anzahl von Immobilien wird vom Rathe 

oder von den Kämmerern Namens des Rathes und der Stadt, 

von städtischen Gilden, Brüderschaften und Handwerksämtern, so 

wie von Vorständen der Kirchen, Klöster und Wohlthätigkeits-

anstalten, und von verschiedenen Verwaltungsorganen aufge­

lassen^). Auch hier ist die Angabe der Vertreter dieser Corpo-

753. 86. 806. 37. 904. 13. 55. 78. 91. 100S. 23. 37. 67. Einige dieser 
Jnscriptionen scheinen sich übrigens auf unverheirathete Frauenzimmer zu be­
ziehen, z. B- 136: „Itiöss Mg. äer Letwperseiie" 

°°) Vgl. v. Bunge, Die Stadt Riga S. 243 f. 274 Anm. 245. 
278. Anm. 282. 

'°) I. 24. 28. 33. 48. 71. 88. 90. 96. 99. 100. 7. 8. 20. 23. 29. 42. 
S0. 64. 67. 78. 81. 88. 201. 7. 21. 32. 44. SS. 318. 35. 40. 43. 79. 88. 
409. 13. 20. 35. 42. 53. 84. 552. 769. 73. 816. 66. 912. 1051. 69. u. V. a. 

") etwa als Gläubiger, der ein Pfand verfolgt hatte, oder als In­
testaterbe; s. oben § 6 P. 2 und § 6 a. E. 

I, 977. II. 23S. 1005. u. a. 
72) Für den vorliegenden Zweck dürfte die obige allgemeine Anführung 

genügen; da jedoch die Kenntniß der in den Erbebüchern als Auflasser und 
«!s Erwerber von Immobilien austretenden öffentlichen Institute für den 
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rationell u. s. w. im ersten Erbebuche oft sehr ungenügend, 

während dieselben im zweiten genauer bezeichnet und bei Namen 

benannt zu werden Pflegen. 

Was oben hinsichtlich der auflassenden Personen, Corpora-
tionen u. s. w. und deren Vertreter bemerkt worden, gilt im 

Allgemeinen auch von Denjenigen, die als Erwerber von Im­

mobilien ausgeführt werden. Bei Letzteren ist jedoch eine Ver­

tretung durch Bevollmächtigte nur selten anzutreffen, was ohne 

Zweifel damit zusammenhängt, daß der von dem Erwerber eines 

Jmmobils bei der Auflassung zu leistende Eid die persönliche 

Anwesenheit desselben erforderte. 

Eine amtliche Vergewissernng darüber, ob der Auslassende 

zur Uebertragung berechtigt sei, pflegte im Mittelalter nicht statt­

zufinden und läßt sich auch in Ri^a sür die ältere Zeit 

nicht nachweisen. Aus eine Prüfung der Legitimation des Auf­

lassenden könnte allenfalls der Umstand schließen lassen, daß seit 
dem Ende des 15. Jahrhunderts öfters ein Immobil an einem 

und demselben Tage sueeessive mehreren Personen aufgelassen 

wirdfrüher unterbliebene Auflassungen also nachgeholt 

Werden, damit nicht die letzte Veräußerung als von einem Un­

berechtigten geschehen angefochten werden könne. Doch ist die 
hieraus erkennbare Sorge für die Berichtigung des Besitztitels 

damals wohl nicht vom Rathe ex oküeio, sondern von den dabei 

betheiligten Personen selbst ausgegangen. Erst im Jahre 1655 

künftigen Forscher auf dem noch höchst dunkeln Gebiete der Verfassungs­
und Verwaltungsgeschichte Riga's während des 15. und 16. Jahrhunderts 
von Interesse sein wird, so ist in der Beilage I ein Verzeichniß derselben 
mit Hinweisungen auf die betreffenden Jnscriptionen der Erbebücher beige­
fügt. — Zu bemerken ist übrigens, daß die von solchen Corporationen u. s. w. 
aufgelassenen Immobilien nicht immer ihnen selbst gehörige waren, sondern 
auch solche sein konnten, die sich im Privatbesitz befunden hatten; s. oben 
§ 6 P. 2 u. 15. 

S. unten § 9. 
S tobbe,  in  den Jahrbüchern  sür  Dogmat ik  X I I ,  S .  19V.  
II, 59. 655—57. 819 u. 20. 1337 U. a. 
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setzte der Rath fest, daß keine Auflassung eines Hauses ohne 

vorgängigen Nachweis der Zuschreibung desselben an den Ver­

käufer stattfinden dürfe, im Jahre 1663 aber wurde auf Grund 

einer schon früher beobachteten Ordnung die Auflassung von ge­

kauften Höfen, Gärten und Grundstücken in der Vorstadt von 

der Zustimmung des Oberlandvogts oder einer Prüfung und 

Ratihabition des Landvogteigerichts abhängig gemacht ^). Diese 

Verordnungen bilden offenbar die Grundlagen für die Entwicke-

lung des heutigen Verfahrens, nach welchem dem von dem wort­

führenden Bürgermeister zu erbittenden Zulaß zum Auftrage 

eine genaue Prüfung der Rechtmäßigkeit des Erwerbstitels und 

der geschehenen Beobachtung der Formalien vorausgehen muß ^). 

§ 8. 

Zeit der Vornahme von Auflassungen. Offene Rechtstage. 

In Riga werden heutzutage vier Mal jährlich — vor Ostern, 

Johannis, Michaelis und Weihnachten, an je drei auf einander 

folgenden Freitagen — öffentliche Sitzungen des Rathes, di^ s. g. 

offenbaren Rechtstage, abgehalten, welche unter Anderem zur 
Verlautbarung der die Übertragung des Eigenthums an Immo­

bilien betreffenden Acte (Aufträge) bestimmt sind Da diese 

öffentlichen Gerichtssitzungen, über deren Ursprung keine Nach­

richten vorhanden sind, aus sehr früher Zeit herzustammen 

schienen, so lag es nahe, dieselben mit den ungebotenen Gerichten 

— „Meiw leAitiwÄ, sedteäinS" —, in denen im Mittelalter 

die Uebertragung des echten Eigen stattzufinden pflegte, in Zn­

sammenhang zu bringen und anzunehmen, daß schon zur Zeit 

") S. oben § 4 P. 2 u. 3. 
'6) Vgl. v. Bunge, Das liv- und estländische Privatrecht (2. Aufl.) I, 

S. 254 f. 
^) Vgl. v. Bunge, Das liv- und estländische Privatrecht (2. Aufl.)I, 

S. 253 ff. Ueber sonstige Gegenstände, die in den offenbaren Rechtstagen 
verhandelt werden müssen, s. ebend. I, S. 355 f. 36? f. II. S. 444. 
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der bischöflichen und Ordensherrschaft in Riga ungebotene Ge­

richte in regelmäßig wiederkehrenden Terminen abgehalten worden 

seien, Auflassungen aber schon damals lediglich in solchen öffent­

lichen Gerichtshegungen hätten vorgenommen werden dürfen. 

Einen Stützpunkt fand obige Annahme darin, daß in den 

umgearbeiteten Statuten „etkäaAS" erwähnt werden, welchen die 

Bedeutung von ungebotenen Gerichten oder „eedteäinAsn" bei­

gelegt wurde^). 

Die eine dreifache Ableitung zulassende und daher dunkle 

Benennung „stkäaZ" findet sich in zwei Artikeln der Rigischen 
Statuten (II, 12 und 13), die von dem gerichtlichen Eide, und 

zwar von der Befristung der Eidesleistung, falls dieselbe in die 

sogenannte gebundene Zeit 6 2) gefallen wäre, so wie von den 

Folgen des Nichterscheinens der streitenden Theile im Eides­

termin handeln. Entlehnt find diese Artikel mit einigen Modi-

ficationen dem Hamburgisch-Rigischen Statut, VI, 5 und 6. 
Im Eingange des Art. 12 heißt es: „Linnen äer Zedunäenen 

tdit sal nen bor^ders äeine anäeren Zieren; men sal äen etk 

versten tko äen oxenen äaSken", wobei die Worte: „tko äen 

oxenen an die Stelle der Worte des Hamburger Rechts: 

„t>o äeins etkäaSs" gesetzt sind. Im weiteren Verfolge des 

Textes ist sodann, ziemlich übereinstimmend mit dem Hamburger 

Recht, von Demjenigen, „äs sin reedt äon sal tko etdäaAen", 

8°) v. Bunge, Geschichte des Privatrechts, S. 97. Desselben Ge­
schich te  des  Ger ich tswesens  und  Ger ich tsver fahrens ,  S .  11  f .  u .  15 .  Oe l -
r i chs '  G lossar  zu  den  umgearb .  S ta t .  S .  273 .  Sch i l l e r -Lübben,  
Mittelniederdeutsches Wörterbuch I, 623. — In seiner neuesten Schrift, Die 
Stadt Riga im 13. und 14. Jahrhundert, spricht sich v. Bunge dahin aus, 
daß die Frage, ob in diesem Zeiträume in Riga ungebotene Gerichte gehegt 
wurden ,  woh l  verne inend  zu  beantwor ten  se i .  Vg l -  gegenwär t ig  v .  Bunge 
a. a. O. S- 342. 372 Anm. 33. 380 Anm. 12S. 

k") von „et" wieder, oder von »e" Gesetz oder von „eit (et)" Eid. 

°2) Vgl. v. Bunge, Geschichte des Gerichtswesens S. t5. 
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der den Eid gelobt hat „tdo äsms stkäaZg", und der, durch 

echte Noth verhindert, „tlio äswö etdäaAds modt Iis yuam", 

die Rede. 

„LääaK6^ begegnen uns auch im Lübischen Recht und 

in den Goslarschen Statuten ^). In beiden Stadtrechten werden 

sie, in ähnlicher Weise, wie im Hamburgischen und Rigischen, 

den gebundenen Zeiten oder Tagen gegenübergestellt. Da das 

Lübische und Goslarsche Recht an anderen Stellen^) das un­

gebotene Gericht „eektsäiliA" benennen, so ist nicht anzunehmen, 

daß letzteres auch unter dem Worte verstanden worden 

sei, und können als „Eidtage" hier wohl nur diejenigen Ge­

richtstage bezeichnet worden sein, an denen nach Ablauf der ge­

bundenen Tage gerichtliche Eide wiederum geleistet werden durf­

ten 8 6). Ms den oben angeführten Artikeln der Rigischen Sta­

tuten können wir ebenfalls kein ungebotenes Gericht entnehmen, 

in denselben werden die Gerichtssitzungen, in welchen geschworen 
werden durfte, im Allgemeinen „oxevs Äa^6", die den Parteien 

zur Eidesleistung anberaumten Gerichtstage aber, welche in die 

„offenen Tage" fallen mußten, „stkäaZe" genannt. 

Raek,  Lod .  I I ,  Ar t .  223  (üev .  226) :  „8o  ^vc>r  en  mau oder  
mer Indes Lvliolen en reodt dou vor riedte unde eset den in euer de» 
sededenen (eine andere Handschrift: „deslotenen") tit, 80 vanne men dat 
recdt seda-l clor», also dat is in der vasten oder in der avente, dat men 
den ed verstet wallte to den edda^en, enint de den niedt« ete. 

Statuten von Goslar (Ausg. von Göschen), 79, 29: Vit listet 
^dednndene da^de, dat wen neue eds s^veren ne mot vor scult van des 
ersten sunnavendes, dat de advent de^dint, ^vente to deine edddaAde, dat 
is de erste inandaed na t^velkten da^de; eckt vrln des snnnavendes, dat 
inen alleinig, leidet, ^vente" etc. S. auch ebend. 38, 27. 

vb) Ha ed. Ood. II, 28 (Rev. 22): „^rve^dnt niot wen ^vol di-
spraliied inaken drie dinnen deine iare in eedtewe din^e.^ Statuten von 
Goslar, 73, 9: „vries in deine iare sal men eedte din^d sitten« 

^) In Goslar scheint sich übrigens diese Benennung nur auf den 
jedesmaligen ersten Montag nach den drei, in den Statuten genau angege­
benen gebundenen Zeiten bezogen zu haben. S. Göschen, Die Goslarischen 
Statuten S- 440, dessen Deutung im Mittelniederdeutschen Wörterbuch I, 
626 ohne Grund für unhaltbar erklärt wird. 
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Gesetzt indeß auch, daß das Wort „etdäa»" in den Rigi­

schen Statuten als ungebotenes Gericht aufgefaßt werden könnte, 

so würde es doch aus einem anderen, hievon unabhängigen 

Grunde nicht statthaft sein, dasselbe mit Auflassungen in Ver» 

bindung zu setzen. Die mehrerwähnten Artikel befinden sich 

nämlich im II. Theile der Statuten, der, wie schon die Über­

schrift: ,,äö8 vo^ksäsL doe" besagt, eine Proceßordnung für das 

Untergericht enthält. Die Bestimmungen dieser Artikel sind 

daher auf Gerichtstage des Untergerichts, bei welchem Eideslei­

stungen in der Regel stattfanden, zu beziehen, was noch deutlicher 

daraus zu ersehen ist, daß der unmittelbar vorhergehende Art. 11 

desselben Theils, in dessen § 2 gleichfalls von der Entscheidung 

einer Klagesache durch Eid die Rede ist, ausdrücklich von der 

Verhandlung der Sache vor dem Vogte und dessen Beisitzern 

spricht und daß im Art. 12 die Stäbung des am „stkÄaAö" zu 

leistenden Eides im Falle des Ausbleibens der Gegenpartei dem 

Vogte, der dem Untergericht präsidirte, auferlegt wird. Auf sol­

chen beim Untergericht abgehaltenen Gerichtstagen können 

aber keine Auflassungen vorgenommen worden sein, denn für 

diese Acte war zur Zeit der Statuten - Redaction, und wahr­

scheinlich schon geraume Zeit vorher, der Rath die allein zu­

ständige Behörde. 

Aus den Statuten läßt sich demnach nicht herleiten, daß 

in Riga Auslassuugen an gewisse, den alten echten Dingen ent­

sprechende Gerichtshegungen des Rathes gebunden gewesen seien. 

Zur Erlangung von Aufschlüssen müssen wir uns an eine etwas 

spätere Quelle, die Erbebücher, halten, in welchen eine Fülle vo^ 

Daten unter den Auflassungsvermerken geboten ist ^). 

v') Das Schuldbuch giebt für diesen Zweck leider keine Ausbeute. Die 
einzige datirte Jnscription, welche von der Auflassung („resiZnare«) eines 
Jmmobils spricht 133, vom 21. Apr. 1239), hat, wie es scheint, nicht 
eine solche, sondern eine Uebergabe zu treuer Hand oder eine Bevollmächtigung 
zum Gegenstande. 

3 
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Im ersten Erbebuche ist die Datirung der Aufzeichnungen 

rächt überall eine gleichförmige. In der Zeit von 1385 bis 

1404 ist den Jnscriptionen am Schlüsse gewöhnlich „Scriptum" 

oder „Datum" (mit nachfolgender Angabe des Zahres und Tages), 

ein paar Mal auch „Oontinetum", beigefügt; nur drei Mal 

kommt statt dessen ,,^eta" vor. Von 1405 bis 1418 sind die 

Worte: ,Aeta sunt daee" oder „^.otum", auch: „?aetum, 

?aeta resiZnatio, Vit is Söseken, Vit Aesekaek", vorherrschend, 

während die Datirung mit „scriptum" oder „Datum" weit sel-

t ener wird. Vom Jahre 1430 an bis zum Schlüsse des Buches 

(1482) aber verschwindet letztere gänzlich. In diesem Theile des-

Buches sowohl als im ganzen zweiten Erbebuche (1493—1579) 

werden durchgängig die Worte: „^.eta sunt kaee, ^.etum" oder 

„Keseden" angewandt^). Uebrigens ist im ersten Erbebuche 

vielen Jnscriptionen das Datum ohne irgend ein vorgesetztes 

Wort hinzugeschrieben. Nicht wenigen Jnscriptionen fehlt die 

Angabe des Monatstages gänzlich ^), andere haben eine unbe­

stimmte Zeitangabe, wie: „in ^unio, in ^uaäi agßsima, in äer 

ersten vullenweksn in äsr vasten, na xasekeo, tnsseksn pinxsten 

unä passeken, vor ^naektsn" und dergl., — Ungenanigkeiten, 

die der Unachtsamkeit der Schreiber, vielleicht auch dem Um­

stände, daß denselben zur Ermittelung des Datums noch ander­

weitige Notizen (Protocolle?) zn Gebote gestanden haben mögen, 

beizumessen sein dürften. 

Wenn es sich nun fragt, ob mit den in den Erbebüchern 

vorliegenden Daten der Auflassuugstag oder derjenige, an wel­

chem der Schreiber den Vermerk im Buche machte, gegeben sei, 

so ist vor Allem daran zu erinnern, daß nach Maaßgabe der 

Ueber eine vereinzelte abweichende Datirung in I, <147 s, unteu 
Anm. 91. 

««) Dies ist namentlich der Fall mit sämmtlichen Jnscriptionen der 
Jahre 1414. 49. 5! u. 58. Im zweiten Erbebuche sind nur wenige Jn-
scriptiomi! zu finden, denen der Monatstag fehlt. 



statutarischen Bestimmungen der Zweck der Datirung der Jn­

scriptionen gewesen sein muß, festzustellen, an welchem Tage die 

Übertragung eines Jmmobils rechtsförmlich erfolgt sei, um be­

rechnen zu können, von welchem Zeitpunkte an die Frist von 

Jahr und Tag laufe, innerhalb deren Beisprache erhoben werden 

konnte. Den Auslassungstag geben denn auch unzweifelhcni die 

Datirungen mit „^.eta sunt daee" und dergl. an, da sie nur 

auf die im Eingänge der Jnscriptionen regelmäßig gebrauchten 

Worte: ,.X. resig'navit" oder „keät uxg'elaten" zu beziehen 

sind. Daß gerade dieser Tag gemeint ist, geht außerdem aus 

mehreren Jnscriptionen ^") hervor, in welchen das Datum aus­

nahmsweise vorangestellt ist, und zwar folgendergestalt: „Item 

iv äem Lövsväen M-e (1407), äes vriäaA68 na M8erie0räia 

öomini, ?etru8 LekiMIman Meator iksiAnavit" zc. — „Item 

anno et tempore eoäem" (d. h. an dem am Schluß der vorher­

gehenden Jnscription angegebenen Tage, dem 8. Juli 1411) 

„resiZnavit dominus ?^äemannn8 LunwekeÄe" zc. — „Item 

anno 1411, 14 ägS<z vor xinxten, 60 le^t äe olde Rons Lei-

men Laäinge np" :c. — „Her sodann ttiom Ler^e vor e^nem 

erdarn  s i t tenäen  raäe  am apen  reok täaAe ^0  unäs i^sse l i re -

ven (das untergesetzte Datum ist der 3. Sept. 1535) IieK up-

Asiaten Rerman He^ssn" ?c. — Einige Jnscriptionen finden 

sich zwar, in welchen bemerkt ist, daß die Auflassungen in einer 

früheren Zeit („ants aliquot tsmpora, in vorleäen t^<Zen") ge­

schehen seien ^'); diese sind ohne Zweifel mit dem Datum der 

"°) I, 407. 88. 89. II, 711. 
I, 430. 1130. — In der undatirten Jnscription I, 843 (1^. ö. 

2933, 27) ist am Schlüsse bemerkt: „Voss« voi'^eser. punts liet der 
Hoäeks Knüver sedrxven, ^v»nts en voräaekts (es war ihnr erinnerlich), 
äat se upZelsten 3m." Aus früher vollzogene Auflassungen beziehen sich 
wahrscheinlich auch I, 1133 u. 47, welchen hinzugefügt ist: „^vitliek äen ke-
weren kern Kinrie ZI exe und der Zokan I^embe^en", und „^vitliek der 
Hwrie I»le^ äem eemerer". Diese Worte sind wohl dahin zu deuten, daß 
die Kämmerer die unterlassene Eintragung nachholen ließen, daher der Schreiber 
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Eintragung in's Buch verseben, aber gerade daß jene Bemerkung 

(in einem Falle mit dem Hinzufügen, daß die Eintragung 

wegen eines Versehens — „od ne^li^entiam eommi88am" — 

erst jetzt erfolgt sei) hinzugefügt wurde, beweift, daß man sich 

Regel, den Tag der Auflassung anzugeben, sehr wohl bewußt 

war und von derselben nur abwich, weil dieser Tag wegen der 

inzwischen verflossenen längeren Zeit sich nicht mehr ermit­
teln ließ. 

Bei den bis zum Jahre 1430 vorkommenden Datirungen 

mit „Lerixtum" nnd „Datum" könnte jedoch die Frage aufge­

worfen werden, ob nicht der Schreiber mit diesen Worten, dem 

buchstäblichen Sinne derselben gemäß, den Tag der Eintragung 

in's Buch, der mit dem Tage der Auflassung nicht zusammenzu­

fallen brauchte, habe bezeichnen wollen. Dagegen spricht jedoch 

1. daß nicht vorauszusetzen ist, die Schreiber des Buches 

hätten Daten hineingesetzt, die den Auflassungstagen 

gegenüber von keiner rechtlichen Bedeutung waren: 

2. daß, da die Datirungen mit „^.eta sunt kaeo" oder 

„^etum" und mit „Loriptum" oder „Datum" längere 

Zeit hindurch promisoue angewandt werden, nicht an­

zunehmen ist, daß mit letzteren Bezeichnungen ein an­
derer Tag gemeint sei, als mit ersteren; 

3. daß die Jnscriptionen, namentlich auch von solchen 

Jahren, in denen die Datirung mit „scriptum" oder 

„Datum" ausschließlich angewandt ist, sehr oft nicht 

der Zeitfolge nach eingetragen sind. Jnscriptionen mit 

einem früheren Datum folgen häufig auf solche mit 

in 1147 nicht die gewöhnliche Datirungsformel gebraucht, sondern das 
Datum der Verzeichnung in's Buch („unä eins tvAeserevLu anno" :c.) 
hingefetzt hat. Tie oben (S. 26 u. 27) erwähnten Jnscriptionen über Aus­
lassungen in fremden Städten und vor einzelnen Rathsgliedern dürften gleich­
falls mit dem Datum der Verzeichnung in's Buch versehen sein. 
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einem späteren Datum^), obwohl die Eintragungen, 

wenige Ausnahmen abgerechnet, offenbar fortlaufeud vor­

genommen und nicht mit späteren Einschiebseln versehen 

sind. Eine solche Unregelmäßigkeit wäre nicht möglich 
gewesen, wenn der Schreiber bei der Datirung den Tag, 

an welchem er schrieb, im Auge gehabt hätte. 

Um die Daten der Jnscriptionen zu benutzen, war zuvör­

derst die Reducirung derselben aus die entsprechenden Monats­

und Wochentage erforderlich. Hierbei ergab sich in beiden Erbe­

büchern eine ziemliche Anzahl von Datirnngen, die auf Sonn­

tage, unter welchen einige zugleich hohe Festtage sind, hinzu­

weisen und dadurch die unseres Erachtens durch die gewichtigsten 

Gründe unterstützte Annahme, daß die Daten den Tag der Aus­

lassung enthalten, bedenklich zu machen schienen. Bei näherer 

Prüfung stellte sich jedoch heraus, daß, während sich unter den 

auf die übrigen Tage der Woche fallenden Daten selten zweifel­

hafte finden, die meisten der anfänglich auf Sonntage bezogenen 

Daten solche find, die aus verschiedenen Gründen entweder zu 

den auch sonst häufig anzutreffenden unbestimmten Datirnngen 
gerechnet oder auf einen anderen Tag als den Sonntag gedeutet 

werden können^) und deshalb zur Feststellung deS Tages, an 

welchem das Aufgezeichnete geschehen, nicht zn gebrauchen sind. 
Nur bei zwei Jnscriptionen des ersten Erbebuches weisen die 

Daten unzweifelhaft auf Sonntage, jedoch nicht auf solche, die 

") So z. B. folgt im Z. 1385 eine Jnscnption vom 20. Jan. nach 
einer solchen vom 2. Apr. (I, 1 n. 2); im I. 1388 eine Jnscnption vom 
29. März nach mehreren vom 10. Apr. (53—56); im I. 1391 folgen meh­
rere Jnscriptionen vom 18. Jan. bis 21. April nach einer vom 14. Juli 
(87 — 93); im I. 1394 Jnscriptionen vom 2. u. 29. Apr. nach einer vom 
1. Mai (140 — 1^3); im I. 1395 Jnscriptionen vom 30. Apr. bis 9. Juni 
nach einer vom 18. Juni (161 —170), — und so fort das ganze Buch hin­
durch. — Ueber die Ursache dieser Erscheinung s. unten § 10. 

°2) S. das in der Beil. II. enthaltene Verzeichnis dieser Daten und die 
Demselben unter 1—7 angeschlossenen Erörterungen. 
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zugleich hohe Festtage waren, hin. Diese vereinzelten Daten 

aber konnten keinen genügenden Anlaß geben, die allgemeine 

Regel der Angabe des Auslassungstages in Frage zu stellen, da 

es keineswegs unglaublich ist, daß der Rath ausnahmsweise auch 

an Sonntagen gerichtliche Handlungen vorgenommen und Auf­

lassungen gestattet habe. 
Sodann wurden, als für den vorliegenden Zweck nicht taug« 

lich, alle diejenigen Jnscriptionen ausgeschieden, bei welchen eine 

Datirung vom Tage der Eintragung in's Buch anzunehmen 

ist»»), ferner solche, die gar nicht von der Uebertragung eines 

Jmmobils handeln^) oder durch Nichterwähnung der Auflassung 

es unsicher machen, ob eine solche stattgefunden habe^), endlich 
alle Jnscriptionen, die unbestimmte oder zweifelhafte Daten haben. 

Die nach solcher Sichtung verbleibenden Jnscriptionen und deren 

Daten dienten dazu, die Auzahl der für gewisse Zeiträume auf 

jeden Monat nnd Monatstag fallenden Jnscriptionen tabellarisch 

zusammenzustellen und daneben durch besondere Zählungen zu 

ermitteln, wie viele Jnscriptionen in dem betreffenden Zeiträume 

jedem der sieben Wochentage angehören. 

Rücksichtlich des ersten Erbebuches ließ der Ueberblick der 

für sämmtliche Jahre desselben angefertigten Datenreihen^) 

sofort erkennen, daß die Jnscriptionen desselben sich über alle 

Monate des Jahres verbreiten, ohne daß irgendwo eine Be­

schränkung auf gewisse Zeiten oder Tage des Jahres bemerkbar 

wäre. Es unterlag daher keinem Bedenken, für den ganzen 

") S. oben Anm. 91. 
»») I, 15. 297. 778. II, 204. 727. 
b«) S. oben § 6, P. 1. 4. 15, u. am Schlüsse. 
v?) Von dcr vollständigen Mittheilung dieser Datenreihen ist ihres be­

deutenden Umsanges wegen abgesehen worden. Um jedoch den Leser in den 
Stand zu setzen, zu prüfen, inwieweit die im Texte enthaltenen Angaben für 
einzelne Jahre zutreffen, sind in der Beil. III. aus beiden Erbebüchern die 
Jnscriptionen-Daten verschiedener Jahre, vorzugsweise solcher, die eine größere 
Anzahl von Jnscriptionen bieten, zusammengestellt. 



Zeitraum von 1385—1482 eine einzige Ueberfichtstabelle (s. die 

Beil. IV) zu geben. Aus derselben geht hervor, daß von 665 

Jnscriptionen 
56 dem Monat Januar, 54 dem Monat Juli, 

44 „ „ Februar, 27 „ „ August, 

85 „ „ März, 50 „ „ September, 

67 „ „ April, 66 „ „ October, 

79 „ „ Mai, 40 „ „ November und 

56 „ „ Juni, 41 „ „ December 

angehören, so wie daß dieselben auch innerhalb der einzelnen 

Monate ziemlich gleichmäßig vertheilt sind. Die Monate März, 

April und Mai weisen zwar eine größere Anzahl von Jnscrip-

tionen aus, als die übrigen, doch ist hieraus schwerlich etwas 

Anderes zu folgern, als daß die Zeit vor und nach Ostern die 

regste Geschäftszeit beim Rathe war. Bon diesen 665 Jnscrip­

tionen fallen 
2 auf den Sonntag. 

29 „ „ Montag, 
32 „ „ Dienstag. 

196 „ „ Mittwoch, 
67 „ „ Donnerstag, 

312 „ „ Freitag und 
27 „ „ Sonnabend. 

Der Mittwoch und der Freitag waren also damals die zu Ge­

richtssitzungen des Rathes am meisten benutzten Wochentage, 

Auslassungen aber konnten in diesen Sitzungen zu jeder Zeit des 

Jahres vorgenommen werden^).  

Im zweiten Erbebuche tritt vor Allem als bemerkenswsrth 

hervor, daß in demselben "zu wiederholten Malen, zum ersten 

Da ncich dem oben (S. 3?) Ausgeführten die Daten mit vorgesetz­
tem „Loriptum" oder „Datum" gleich de» übrigen auf den Auflassungstag 
zu beziehen sind, so war die Benutzung auch dieser Daten für die Beil. IV. 
qeboten. Für den Fall aber, daß in Beziehung hierauf noch Zweifel obwalten 
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Male im I. 1498, „offene* Rechtstage" (auch „Rechts­

tage" schlechtweg) erwähnt werden, indem im Texte der Jn­

scriptionen die Auflassung als „in apsn rsedtäa^sn" („am 

axev reelitäaAe") geschehen bezeichnet oder dem Datum eine 

dahin gehende Bemerkung beigefügt wird^). Welche Bedeu­

tung diese Nechtstage für Auflassungen hatten, erhellt aus einer 

Jnscnption vom 9. Juni 1531, in welcher es am Schlüsse heißt: 

wovoll iä ux Äatkmal butsn äsn röedtäaKen Aussen, 

20 kett clennoek iäsulviZö erbar raä äarumwö, äat äs 

ux^elliölte Rotier Lekults, Möäsuxlatder, ^eekköräiek A6-

wessen, tlio^slatken"'""). Die Regel, von der nur aus trifti-

könnten, stellte der Verfasser eine besondere Tabelle unter Beseitigung aller in 
der erwähnten Weise datirten Jnscriptionen zusammen. Nach dieser gehören 
von 391 Jnscriptionen 

34 dem Monat Januar, 30 dem Monat Juli, 
25 , Februar, 15 August, 
72 „ März, 39 September, 
30 „ April, 37 „ October, 
41 „ Mai, 22 „ November und 
31 „ Juni, 24 „ December 

an. Auch auf diesem Wege ergiebt sich demnach die Verbreitung der In-
criptionen üb?r alle Monate des Jahres. Auf den Mittwoch fallen hierbei 
104, auf den Freitag aber 192 Jnscriptionen. 

°») II. 117. 22. 23. 24. 25. 27. 53. 711. 802. 18. 900. 1225. 1616-
23. 28. Die als offene Rechtstage bezeichneten Tage sind: der 20. Septbr., 
25. Sept. n. 25. Oct. 1504, der 13. Febr. 1505, 3. Sept. 1535, 28. März 
1533, 21. Sept. 1543, 17. Dec. 1574 u. 31. März 1587. Erwähnungen 
ohne genaue Angabe des Tages: „1498, des ersten reektäsAes na, Aliekaelis; 
1574, im Zweiten reelitstaAS vor Ostern; 1576, im äritteu reektst^As vor 
Aiekelis; 1577, im äritten oü'enen rsektkts^e vor Ostern." — In den 
Rechtsquellen finden sich offene Rechtstage nicht früher als in einer Vursprake 
aus der Mitte des 16. Jahrhunderts, Art. 95 (Quellen des Rig. Stadtr. 
S. 240). In der Procuratoren-Ordnung vom I. 1578, Art. 3 a. E. (eben-
das. S. 255) werden sie „die auf Quartalen gehaltenen öffentlichen Gerichte" 
genannt. Die Benennung „offenbare Rechtstage" scheint erst im 1,7. Jahr­
hundert üblich geworden zu sein; s. die Bursprake aus der Mitte des 17. Jahr­
hunderts, Art. 83 (ebend. S. 250). 

>v") II, 620. Das Jahr 1531 hat außerdem Jnscriptionen vom 16., 
23. und 30. Juni, diese waren also die in den Juni fallenden Rechtslage 
dieses Jahres. 



41 

gen Gründen abgewichen wurde, war, daß Auflassungen 
Zu ke iner  anderen  Ze i t  a l s  an  den  o f fenen  Rech ts ­
tagen  vorgenommen werden  dur f ten .  

Die Daten der Jnscriptionen des zweiten Erbebuches er­

wiesen sich für die ersten fünf Jahre (1493—1497), gleich denen 

des ersten, über das ganze Jahr hin zerstreut""). Vom I. 

1498 an dagegen ergab sich aus den Datenreihen eine bedeutende 

Anhäufung von Jnscriptionen zu gewissen Zeiten des Jahres, 

die vom I. 1526 an einem in manchen Stücken abweichenden 

Gesetz zu folgen schien« Es war daher nothwendig, die lieber-

sicht in zwei Zahlentabellen zu geben, von welchen die eine den 
Zeitraum von 1498—1526, die andere den von 1526—1579 um«? 

saßt (s. die Beilagen V und VI). 

Von den für den ersten Zeitraum benutzten 410 Jnscrip» 
tionen gehören 

164 der Zeit vom 8. Febr. bis 3. Apr. 

112 „ ., 25. Aug. ., 25. Sept. 

86 „ „ „ 24. Nov. „ 24. Dec. 
an, wogegen in andere Zeiten nur fallen: 

1 Jnscription in die 2. Hälfte des April, 

45 Jnscriptionen in den Mai, 

15 „ „ Juni, 

2 „ „ „ Juli. 
15 October. 

" ' )  Von 72  Jnscr ip t ionen  d ieser  Jabre  gehören  
12 dem Monat Januav. 1 dem Monat August, 
10 „ Februar, 9 .. September, 
12 „ Marz, 7 „ October. 
3 „ Mai. 3 „ November und 
6 „ Juni, K December 
3 .. Juli, 

an. Der Monat April ist der einzige, der gar keine Jnscriptionen aufweist. 
De: Wochentag, ans den die meisten Daten fallen, ist der Freitag. 
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" Die am meisten benutzten Wochentage sind der Donnerstags 

und Freitag, denn es fallen 
4 Jnscriptionen auf den Montag, 

In den 28 Jahren von 1498—1525 fanden mithin die 

me is ten  Au f lassungen  zu  d re i  Ze i ten  des  Jahres :  vo r  

Os te rn  vo r  M ichae l i s  (29 .  Sep t . )  und  vo r  We ih ­

nachten statt. In diesen Zeiten müssen also damals offene 

Mchtstage abgehalten worden sein; jedoch waren die Termine 

für dieselben nicht ein für alle Mal feststehend, denn einerseits 

finden wir im I. 1498 einen offenen Rechtstag nach Michaelis 

erwähnt und im I. 1504 den 25. October als einen solchen 

bezeichnet"^), andererseits ist die Anzahl der den Monaten Mai, 

Juni und October angehörenden Jnscriptionen, wenngleich im 

Verhältnis zu den übrigen gering, doch immer noch zu beträcht­

lich, als daß hier bloße Ausnahmsfälle vorliegen könnten. Es 

ist vielmehr anzunehmen, daß der Rath nach Bedürfniß auch 

zu anderen Zeiten, als den drei angegebenen, offene Rechtstage 

anberaumte, wie denn auch die Abhaltung derselben in den üb­

lichen Terminen zuweilen ausgefallen sein dürfte, da sich in einer 

Reihe von Jahren (1498. 99. 1500. 2. 3. 4. 5. II. 12. 14. 

15. 21.) gar keine in die Zeit vor Weihnachten fallende In-

"") Sämmtliche in der Tabelle der Beil. V bis zum 3. Apr. incl. no-
tirte Jnscriptionen fallen in die Zeit vor Ostern, und zwar fast durchgängig 
in die zwischen den Sonntagen Ivvocavlt nnd ^uäies, liegenden vier Wochen. 
Aus der Tabelle ist dies nicht ersichtlich, weil die Zahlen derselben sich wegen 
der Beweglichkeit des Osterfestes und der Ostersonntage über einen weit grö­
ßeren Zeitraum, als vier Wochen, verbreiten. 

io») S. oben Anm. 93. 

2 
16 

154 

162 

72 

.. Dienstag, 

„ „ Mittwoch. 
„ „ Donnerstag, 

„ „ Freitag und 

„ „ Sonnabend. 
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scriptionen finden. Zm Uebrigen ist aus den Datenreihen zu 

ersehen, daß es üblich war, die Rechstage von 8 zu 8 Tagen ab­

zuhalten, da häufig 2 oder 3 aufeinander folgende Donnerstage 
oder Freitage vorkommen. 

In dem Zeiträume von 1526—1579 (s. die Beil. VI) endlich 

gehören von 1148 Jnscriptionen 

365 der Zeit vom 22. Febr. bis zum 20. April, 

247 „ „ „ 28. Mai „ „ 8. Juli, 

249 „ „ „ I. Sept. „ „ 26. Sept. und 

266 „ „ „ 20. Nov. „ „ 24. December 

an. Außerhalb dieser Zeiten finden sich äußerst wenige Jnscrip­

tionen, nämlich im Januar 6, in der ersten Hälfte des Februar 4, 

im Mai 1, in der zweiten Hälfte des Juli 5, im August 1, 

im October 3, Ende December 1. Der vorzugsweise benutzte 

Wochentag ist der Freitag, auf welchen 1065 Jnscriptionen fallen, 

während der Montag deren nicht mehr als 12, der Dienstag 15, 

der Mittwoch 16, der Donnerstag 14 und der Sonnabend 26 

aufzuweisen haben. 

Vom 1.1526 an erblicken wir sonach vier mit großer Regel­

mäß igke i t  benu tz te  Rech ts tagsze i ten :  vo r  Os te rn ,  um Jo­

hann is  (24 .  Jun i ) ,  vo r  M ichae l i s  und  vo r  We ih ­

nachten l"^), über welche aus der vollständigen Datenreihe 

noch Folgendes zu entnehmen ist: 
1. Vor Ostern wurden die offenen Rechtstage anfangs 

(1526—1538) in den zwischen den Sonntagen Invooa-

vit und später in den zwischen den Sonntagen 

Die Fixirung der Rechtstage erfolgte demnach bald nachdem die 
Reformation in Riga Eingang gewonnen hatte, die für dieselben bestimmten 
vier Zeiten aber correspondirten denjenigen, in welche während der Herrschaft 
der katholischen Kirche die Quatemberfaften (s. Grotefend, Handbuch der 
historischen Chronologie, S. 32) fielen. Sollte dies auf einem bloßen Zufall 
beruhen? Gab etwa die Abschaffung der Fasten einen Anlaß dazu, daß die 
bis dahin, wie es scheint, jedes Mal besonders anberaumten Rechtstage fest­
stehend gerade in diese Zeiten des Jahres verlegt wurden? 
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Oeuli und ?aliuatum liegenden Wochen abgehalten'^). 

Ausnahmen finden sich nur in drei Jahren (1537. 43. 

70), in welchen einige bald nach Ostern einfallende 

Tage mit Jnscriptionen besetzt sind. 
2. Die neu hinzugekommenen Rechtstage um Johannis 

wurden oft schon vor dem 24. Juni beendet und be­

gannen in diesem Falle zuweilen bereits gegen Ende 

Mai, oft aber fingen sie später an und reichten bis in 

den Juli hinein. 

3. Die Rechtstage vor Michaelis und vor Weihnachten 

fielen stets in die diesen Festen vorhergehenden 4 bis 5 

Wochen. 
4. In jeder der vier Zeiten wurden in der Regel drei 

Rechtstage in Zwischenräumen von je 8 Tagen abge­

halten; indeß war die Anzahl derselben noch nicht fest 

begrenzt, denn es finden sich zuweilen vier Tage benutzt, 

z. B. im I. 1548 vor Johannis der 1. s. 15. und 
22. Juni, im I. 1572 vor Ostern der 8. 14. 21. und 

28. März. 

Die obigen Rechtstagszeiten entsprechen im Wesentlichelt 
bereits denjenigen, die in den Statuten vom I. Z673l"5) ^ 

wähnt und bis auf den heutigen Tag eingehalten werden. Hin­

sichtlich der Johannis-Rechtstage ist in der Folge eine Aende-

ruug insofern eingetreten, als dieselben nicht mehr über den Jo­

hannistag hinaus erstreckt zu werden pflegen. 

Das Ergebniß der mit Hilfe der Erbebücher angestellten 

Ermittelungen ist in der Hauptsache nachstehendes. In älterer 

Zeit (nachweislich seit dem Jahre 1385, ohne Zweifel aber auch 

"") Eo bedarf auch hier wohl kaum der Bemerkung, daß die Beschrän­
kung der Rechtstage auf die zwischen den Sonntagen luvoeavit und 
liegenden 5 Wochen wegen der Beweglichkeit der Ostersonntage in der 54 
Jahre umfassenden Tobelle (Beil. VI) nicht anschaulich gemacht werden konnte. 

B. II. XIII, § Z. 
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schon früher) fanden Auflassungen das ganze Jahr hindurch in 
den Gerichtssitzungen des Rathes statt. Erst seit dem. Jahre 

1498 wurde die Vornahme dieser Acte in die „offenen Rechts­

tage" verwiesen, welche anfangs (1498—1525) meistentheils drei 

Mal im Jahre, jedoch nicht regelmäßig, später aber (seit dem. 

I. 1526) feststehend vier Mal jährlich — vor Ostern, um Jo­

hannis, vor Michaelis und vor Weihnachteil — abgehalten 
wurden. 

Eine ähnliche Regelung des Verfahrens trat um ein Jahr­

hundert später in Hamburg ein, wo durch einen Receß vom Jahre 

1603 für Verlassungen, die bis dahin in jeder Rathssitzung hatten 

vorgenommen werden können, sieben bestimmte Freitage jeden 

Jahres festgesetzt wurden^). 

Es drängt sich die Frage auf: Wodurch wurde der Rigische 

Ziath bewogen, kurz vor Beginn des 16. Jahrhunderts unter 

Aufgabe der bisherigen Praxis Auflassungen in s. g. offene 

Rechtstage zu verweisen? So viel scheint ohue Weiteres klar 

daß dieser Schritt nicht etwa als eine Rückkehr zu einem alt­

herkömmlichen, allmälig außer Gebrauch gekommenen Verfahren 

angesehen werden darf, da sich für die früheren Jahrhunderte 

keine Spuren eines solchen ergeben. Ebenso wenig würde es 

gerechtfertigt sein, die neue Ordnung als Product einer rein 

theoretischen, den Practikern jener Zeit gewiß fernliegenden Unter­

scheidung der Rechtspflege des Rathes in streitigen Sachen von 

Acten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu betrachten. Die Motive 

für eine so eingreifende Neuerung müssen tiefer liegende gewesen 

sein, das bisher übliche Verfahren muß Uebelstände mit sich ge­

führt haben, die man auf diesem Wege zu beseitigen gedachte. 

Worin aber letztere lagen, dafür bietet die Geschichte des gericht­

lichen Verfahrens manche Fingerzeige. 

Vgl. Baumeister, Hamburgischcs Privatrecht I, S. 130 f-
I. C. Gries, Die Hamburgischen Swdterbe' und Rentcnbücher (Hamburg 
1830) S. 3. 
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Die Satzungen der umgearbeiteten Statuten über Auflassun­

gen setzen volle Oesfentlichkeit des Gerichtsverfahrens und leben­

dige Theilnahme aller Gerichtseingesefseneu voraus; denn wenn 

ein Widerspruch von jedem Anwesenden sofort, von Abwesenden 

aber binnen Jahr und Tag verlautbart werden soll, so wird an­

genommen, daß die Bürger den gerichtlichen Verhandlungen des 

Rathes beiwohnen und letztere dadurch zur Kenntuiß Aller ge-

langen. Dieser Voraussetzung scheint zwar insofern genügt zu 

sein, als die Gerichtstage des Rathes in älterer Zeit unstreitig 

öffentliche warenAllein es ist für Lübeck in überzeugender 

Weise nachgewiesen worden und kann auch für Riga unter ganz 

anologen Verfassungszuständen nicht bezweifelt werden, daß man 

sich beim Rathe schon früh von der alten Oesfentlichkeit und 

Unmittelbarkeit aller gerichtlichen Geschäfte weit entfernt hatte, 

daß namentlich die Mitwirkung der Gemeinde bei den gericht« 

lichen Verhandlungen wesentliche Schmälerung erlitt, seitdem 

das Gericht auf der Rathsstube, wie vor einem Nichtercollegium, 

gehalten wurde, und daß bei Verlassungen der Zweck, dem Acte 

die möglichste Publicität zu geben, nicht mehr so sicher, wie im 

echten Ding, in welchem jeder selbstständige Mann zu erscheinen 

verpflichtet war, erfüllt werden konnte, daher an die Stelle der 

alten Oeffentlichkeit der Verhandlung eine mehr indirect den 

Zweck erfüllende Einrichtung, die Eintragung des Actes in ein 

öffentliches Buch, trat^). Wie sehr ferner im 15. Jahrhundert 

das Eindringen des römischen Rechts und die Ausbildung des 

schriftlichen Verfahrens darauf hinwirkten, daß die Theilnahme 

der Einwohner an der gerichtlichen Verhandlung immer mehr 

abgeschwächt wurde, ist bekannt. Außerdem liegt es auf der 

Hand, daß bei eingetretener Vermehrung der gerichtlichen Ge-

v .  Bunge,  D ie  S tad t  R iga  S .  343 .  
,<>«) Wörtlich nach Frensdorfs, Die Verfassung Lübecks S. 169. 

178. 184 f. Vgl. auch Stobbe in dm Jahrbüchern für Dogmatil XII, 
S. 168 u, 21K f. 
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schäfte zahlreiche über das ganze Zahr zerstreute Gerichtssitzungen 
des Rathes nicht von Allen, die daran ein Interesse hatten, be­

sucht werden konnten. Für streitige Rechtssachen, in welchen die 

Parteien ihre Rechte wahrzunehmen hatten, mochten daraus keine 

erheblichen Nachtheile entstehen; anders verhielt es sich aber mit 

den die Veräußerung von Immobilien betreffenden Acten. Für 

diese war nach wie vor die Oeffentlichkeit wegeil der ver-

sirenden Interessen dritter Personen eine nothwendige Voraus­

setzung, die seit dem Schwinden der Theilnabme der Bürger an 

den Gerichtsverhandlungen nicht mehr, oder doch nur ungenügend, 

erfüllt wurde. Um solchem Mißstände zu steuern und Jedermann 

bessere Gelegenheit zu geben, von diesen Acten Kenntniß zu er­

langen, führte der Rath für die Vornahme derselben besondere, 

an gewisse Zeiten gebundene öffentliche Gerichtshegungen ein'"v). 

Die technische Benennung: offene, d. h. öffentliche, Rechts-, d. 

Gerichtstage dürfte gleichfalls auf dieses Motiv hindeuten; denn 

da vou Alters her alle Gerichtssitzungen des Rathes öffentliche 

waren, so wäre der Name kein bezeichnender für jene be­

sonderen Gerichtstage gewesen, wenn damals (am Ende des-

15. Jahrhunderts) die Oeffentlichkeit bei den gewöhnlicheil 

Gerichtssitzungen des Rathes noch in lebendiger Uebung fortbe­

standen hätte. 

Ueber die Art und Weise, in der die offenen Rechtstage 

abgehalten wurden, liegen keine Nachrichten vor. Da sie gegen­

wärtig durch Anschlag an den Gerichtsthüren kund gemacht, mit 

Glockenläuten vom Rathhausthurme eröffnet und bei offenen 

"b) In Hamburg winde im L. 160L als Motiv für die Verweisung 
der Verlassungen aus 7 bestimmte Freitage angeführt: „damit ein Jeder die 
Zeiten der Verlassung wisse und seine Sachen danach desto besser zu richten 
haben möge". An anderen Orten wurden, um den Auflassungen die verloren 
gegangene Publicität wiederzugeben, Bekanntmachungen von der Kanzel, des­
gleichen Anschläge an den Kirchenthüren oder am Gerichtshause eingeführt; 
s. darüber Stobbe a. a. O. S. 216. 
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Thören des Rathssaales gehalten werden, so ist zu vermuthen, 

daß ähnliche Veranstaltungen schon im 16. und 17. Jahrhundert 

üblich waren. 

§ 9. 

Formalien des Acts der Auslassung. 

Ueber die Formen, unter welchen die Auslassung vor dem 

Nathe vollzogen wurde, geben die Rechtsquellen keine Auskunft. 

Aus der Stadt Dorpat wird im I. 1381 eine vor dem dortigen 

Rathe „vre et manu" geschehene Auflassung gemeldet""), wo­

nach, da Dorpat schon früh sich des Rigischen Rechts bediente' "), 

vorauszusetzen ist, daß die in Norddeutschland weit verbreitete 

Vornahme des Acts „mit Hand und Mund""^) in Riga 

üblich gewesen sei"^). Die Jnscriptionen des ersten Erbebuches, 

lassen hinsichtlich der Formalien nur so viel erseheu, daß der 

Erwerber eines Jmmobils eidlich angeloben mußte, dasselbe nicht 

den Stadtrechten zuwider, d. h. an Nichtbürger oder an die 

geistliche Hand, zu veräußern'^). Dieser durch eine Willkür 

"°) U. k. ^ 1173. 
Vgl. v. Bunge, Einleitung in die liv-, esth- und curländische 

Rechtsgeschichte S. 157 und das Schreibeil des Rathes zu Dorpat vom 
Z. 1375 im v. L. ^ 1105. 

"2) Neber diese Form s. Stobbe in den Jahrbüchern für Dogmatik 
S. 189 u. 213. Grimm, Deutsche Rechtsalterthümer, S. 138 f. 

"Z) Es kommen übrigens in Livland auch andere Formen vor. Im 
I. 1359 läßt der Procurator des Ordens die Stadt Riga dem Erzbifchof und 
Capitel „xer praessntis capueü traäitionem" auf (II. L. 968, P. 6) 
und im I. 1363 wird vor dem Bischof von Dorpat ein Hos bei Münster 
von dem Lehnsbesitzer desselben „ors et manu per traäitionem cuiusäaia 
an null" ausgelassen (II. L. 2877 u. 78). Der Erzbischof von Riga 
vollzieht die Investitur bei Belehnungen „per annnli et oseuli nostri 
traäitionem" (ll^ L. ^ 991—93 von den Jahren 1359 u. 60). 

In einem auf dem ersten desecten Blatte des ErbebucheS befindlichen 
Bruchstück einer Jnscnption vom I. 1385 heißt es: „äe üsmlin^roäe kseid 
iniameutuw suum snxer ortog suo8, <iuoä nou velit eos in spirituales 
xeräueere" ; ferner in l, 1116 (II. L. 2953, 41, vom I. 1479): 

kellt kesvsoren äer staüt reelle unäe niedt tv vorauäe-
renäs. nielit to weiter Kols?,"Ad, srs (der Erwer-
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des Rathes eingeführte" s) Eid, welchen ausnahmsweise auch 

durch Stellvertreter zu leisten zugelassen wurde" 6), wird zwar 

nur gelegentlich erwähnt und kommt im zweiten Erbebuche nicht 

weiter vor; es ist jedoch nicht zu bezweifeln, daß er von jedem 
Erwerber eines Jmmobils gefordert wurde, da in einer Urkunde 

des Jahres 1506 von Seiten der Geistlichkeit als allgemeiner 

vom Erzvogt und Rathe zugelassener Gerichtsbrauch angeführt 
wird: „yuoä eorum oives in a88eeutiove alieuM äoinus 8eu, 

x088S88ioni8 in xraetorio eorum pudlies eoZuntur Maro, yuoä 

eanäem ullo tempore non velint äare, venäere, alienare aut 

ivapiAnorare per80M8 eeel68ia.8tiei8""^). Wenn der RathFrem« 

den den Erwerb von Immobilien gestattete, was des Verbots 

ungeachtet nicht selten, namentlich zu Gunsten von Lehnsträgern 

der Rigischen Kirche, geschah, so kam hierzu noch die (wahr­

scheinlich ebenfalls eidlich zu übernehmende) Verpflichtung, alle 

auf dem Erbe liegenden Lasten gleich den Bürgern zu tragen" ̂ ). 

berin) svsxer, in üer moäer nainen." I, 1120 (ll. L. 2953, 42, vom 
I. 1479): „v^sse erve deM bes^oren, na der staät reodte unäe xrivi-
IsFis viekt to voranäerenäe, viedt to vorkopenäe etc. der llermen Re?--
nemsn raätman van ve^en uuä im vamen O^äerilies Lrun.^ Ohne 
Angabe des Inhalts wird der von dem Erwerber geleistete Eid erwähnt in 
1.13 (ll. L. ^ 2953, 4). 16. 452 (17. L. ebd. 17). 689. 844 (v. L. ebd. 23). 
— Ueber das Verbot der Veräußerung von Immobilien an geistliche Orden 
und an Fremde überhaupt s. v. Bunge, Geschichte des Privatrechts S. 96 
und: Die Stadt Riga S. 214 ff. 

"5) I, 16: „?raefatus ^rnoläus (keoit iura) meutum suum super 
«suäem dereä i ta tem i ux ta  äeore tum äominorum eonsu lum"  S .  
auch die um das I. 1430 aufgesetzten Klagepuncte des Ordensmeisters Cyse 
von Rutenberg gegen die Stadt Riga (Uon. I,iv. aut. IV, S. (!(!XXI). in 
welchen eS heißt: „äs ratd to RiZe deM ezm sull: Aesette xeloalcet, velk 
burger in cler staä erve kopet uuä 8ilc äarna Löttot, cle mutd svereu 
in äen deili^en, äat de keine le^eväe Arunäe noed s^n erve in Fsisttilco 
davcl vorkopen, vorsetten Hook vorpkanäen sulle, uoed ezmAerle^e vis m 
xeistlitce danä brivAen." 

"") I. 1116 u. 20 (s. oben Anm. 114). 
'") DoAiei, Ooäei äixloin. V, ^ 94. Vgl. v. Bunge, Die 

Stadt Riga S. 261 Anm. 102. 
'") v. Bunge a. a. O. S. 216 und die daselbst angeführten Urkunden. 

In den Erbebüchern findet sich ein hierauf bezügliches Gelöbniß uur ein Mal 
4 
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Eine specielle Beschreibung des Verfahrens bei Auflassungen 

besitzen wir erst aus der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, 

und zwar aus der Feder des um die Geschichte des Nigischen 

Stad t rech ts  woh lve rd ien ten  Bürgerme is te rs  I .  E.  Schwar tz ,  

in dessen handschriftlich hinterlassenen Erläuterungen zu den 
Statuten von 1673'^) es heißt: „Die Methode, Immodilia, 

vor'm Rathe zu verlassen oder aufzutragen, ist folgende. Der­

jenige, der sich ein Immobil will auftragen lassen, muß sich zu­
vor bey dem wortführenden Herrn Bürgermeister melden und 

sich die Erlaubniß dazu erbitten. Diese zu erhalten, muß er 

erweisen, daß er Mwm litulum habe, sich's auftragen lassen zu 

können, und daß es das wahre ungezweifelte Eigenthum Des­

jenigen gewesen, von dem es, yuoeunyue sit moäo le^itimo, 

an ihn gekommen. Diese Beweise werden dem wortführenden 

Bürgermeister entweder geradezu oder nachdem sie zuvor beym 

Kämmerei- oder landvogteilichen Gerichte producirt worden und 

ein Protocoll darüber passirt ist, mittelst dieses Protocolls vorge-

gelegt Nachdem der Verkäufer den erforderlichen Beweis 

des Eigenthums beigebracht, so wird die öffentliche Verlassung 

des Immodilis yua.est. nachgegeben, der Advocat setzt die gewöhn­

liche Formul des Auftrages auf und bey dem nächsten offenbahren 

Rechtstage tritt der Advocat vor und lieft: 

1. den Aufsatz vor, darinn zuletzt gebeten wird, den Auf­

trag anzunehmen und dem Erbbuche ingrossiren zu 

lassen. Der wortführende Bürgermeister reserirt darauf 

vor der öffentlichen Versammlung, daß er die in dem 

Austrags-Receß angeführten Documente zum Beweis 

in l, 900 (H. L. 2953, 31, vom I. 1454): „Lo kekt keter van äer 
Lvrek sselavet, dorgerreedt to äoväe like ez^nem anderen erve, doven unä 
ueääell belegen, mit sekatenüe, v?akenäe unä to rs^senäs, unä sr>8t olc 
snäers erve reckt to <1c>n6e." 

S. diese Zeitschrift V, Heft 3, S. 83 Anm. 1. — Das die Auf­
lassung Betreffende ist, wie aus einer Anmerkung Schwartz's hervorgeht, im 
I. 1772 niedergeschrieben worden. 
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des Eigenthums aus der eigenen Erbauung, vorhande­

nem Testament, Erbrecht oder dem geschehenen Verkauf, 

eingesehen habe, und befiehlt nicht allein Käufern und 
Verkäufern, 

2. daß, wenn sie des Kaufes einig sind, sich einander 

d ie  Hände  gegeben so l len^«) ,  sondern  u /h ,  

wenn solches geschehen, ferner 

3. dem Käufer, den gewöhnlichen Eyd zu leisten, 

welcher darin besteht, daß er dieses Immobile in keine 

fremde oder fremdgeistliche Hände verkaufen noch ver­
bringen wollet 21), huo kaew 

4. der wortführende Bürgermeister noch dieses hinzusetzt: 

W i l l  e r  n i ch t  g lauben ,  so  l aß  er  s i ch 's  ge­

währen Jahr und Tag, und: 

5 .  Wenn d ie  Her ren  Kämmerher ren  au fs tehen ,  

kann  es  i n ' s  Erbbuch  verschr ieben  werden l -2 ) "  

Die vorstehenden Nachrichten stammen aus einer ziemlich 

späten Zeit, werden jedoch für die Kenntniß des älteren Ver' 

fahrens benutzt werden dürfen, da die geschilderten Formalien 

solche sind, die gewiß nicht erst in der dem Formenwesen ab­

holden neueren Zeit eingeführt wurden, sondern aus früheren 

Jahrhunderten überkommen waren. Abgesehen von Demjenigen, 

Im weiteren Verfolge bemerkt Schwartz, daß der Handschlag 
„nunmehro" als überflüssig weggelassen und nicht mehr gefordert werde. 

"2 !  )  Wei te rh in  beze ichne t  Schwar tz  d iesen  E id  a ls  au f  e iner  vo r  un­
denklichen Jahren eingeführten Praxis beruhend und bemerkt, daß derselbe in 
der Polizei-Ordnung, die im ersten Theil des 17. Jahrhunderts entworfen 
und aus den derzeit schon alten Gebräuchen zusammengesetzt sei,, bereits er­
wähnt werde. 

"2) Zu diesem Punkte bemerkt Schwartz: „Was haben die Kämmer­
herren dabey zu thun? Weil die Erbbücher von so großer Wichtigkeit ge­
halten werden, so sind sie immer in dem Archiv, davon die Kämmerherren 
nebst dem ^rekivario den Schlüssel haben, verwahrt worden. Roclie von sie. 
Vielleicht haben die Aufträge od ra^orem seeuritatem et üäem nicht anders 
als in Gegenwart der Kämmerherren eingetragen werden können. Die Be­
quemlichkeit kann wohl gar leicht diese gute Gewohnheit abgebracht haben." 
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was über die Prüfung der Legitimation, die erst gegen die Mitte 

des 17. Jahrhunderts eingeführt wurde, und über die ebenfalls einer 

jüngeren Zeit angehörige Auflassung neu erbauter oder durch 

Erbrecht übergegangener Immobilien gesagt ist, enthalten die 

Punkte 1—3 das schon für das 14. und 15. Jahrhunderte Er­

mittelte: die mündliche Erklärung der Uebertragung durch den 

Veräußerer („vre"), den Handschlag l„wanu") und den zu 

leistenden Cid; Punkt 4 u. 5 aber haben entschieden das Gepräge 

altertümlicher Formeln, deren eine (die Abhängigmachung der 

Verzeichnung in's Erbebuch von dem Aufstehen der Kämmerer) 

mit der zu Schwartz's Zeiten bestehenden Ordnung nicht mehr 

in Einklang stand (s. Anm. 122). 

Die Darstellung Schwartz's giebt demnach ohne Zweifel 

diejenigen Formalien wieder, die sich im Mittelalter herausge­

bildet hatten und schon lange vor Redaction der Statuten von 

1673 feststehend geworden waren. Ein zu hohes Alter freilich 

dürste dem Verfahren in diesen Formen nicht beizulegen sein, 

da so Manches, was im Zeitalter der Rechtsbücher Auflassungen 

zu charakterisiren pflegte, z. B. die Form eines gerichtlichen 

Processes um Eigen mit schließlichem Spruch des Gerichts, die 
dreimalige Aufforderung zur Verlautbarung eines etwaigen Ein­

spruchs und das Friedewirken durch den Richter^?), in dem 

Rigischen Verfahren nicht mehr hervortritt. Wenn die Annahme 

Grimm's, daß der Ausdruck „manu" bei Auflassungen nicht 

auf einen Handschlag, sondern auf eine die Uebergabe des Jm-

mobils andeutende Bewegung der Hand oder der Finger des 

Auslassenden zu beziehen sei'25), richtig ist, so könnte auch in 

dem Handschlage, den sich beide Theile gaben, schon eine spätere 

Modification der ursprünglichen symbolischen Handlung liegen. 

Vgl. Stobbe a. a. O. S. 190 f. Laband, Die vermögensrecht­
lichen Klagen S. 236 ff. 

Deutsche Rechtsalterthümer S. IZS u. Iii. 
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Die gerichtliche Einweisung des Erwerbers eines Zmmobils 

in den Besitz wird in Riga nicht erwähnt und scheint daher, 

obwohl sie im Vollstreckungsverfahren üblich war'25), mit der 

Auflassung nicht verbunden gewesen zu sein. 

§ 10. 

Beurkundung der Auflassung. Erbebücher. 

Wie bereits oben (S. 7) bemerkt worden, ist der Satz des 

Hamburgischen Rechts, daß der Käufer eines Jmmobils die Auf­

lassung desselben in das Stadterbebuch verzeichnen zu lassen ver­
bunden sei, in die umgearbeiteten Statuten nicht aufgenommen 

Da der betreffende Artikel des Hamburgisch - Rigischen Statuts 

(I, 8) seinem übrigen Inhalte nach in unseren Statuten (IV, 1) 

eingehende Berücksichtigung gefunden hat, so liegt hier offenbar 

eine geflissentliche Beseitigung des von dem Erbebuche handelnden 

Passus vor, mit welcher ersichtlich zusammenhängt, daß ein an­

derer Artikel des Hamburgisch-Rigischen Statuts (VI, 2), nach 

welchem Aufzeichnungen des Erbebuches, die Jahr und Tag in 

demselben gestanden haben, durch kein Zeugniß entkräftet werden 

können, in den Rigischen Statuten gänzlich beseitigt wurde. Diese 

bei der Redaction vorgenommenen Ausscheidungen sind schwerlich 

anders zu erklären, als dadurch, daß um das 1.1300 ein Erbe­

buch, wie es das Hamburger Recht forderte, in Riga nicht vor­

handen war, der Beweis einer geschehenen Auflassung also damals 

in altherkömmlicher Weise durch Berufung auf das Gerichts-

Zeugniß (oder Stadtbriefe) geführt werden mußte. Ein „Stadt­

buch" wird zwar in einer aus dem 17. Jahrhundert stammenden 

Archivrelation schon bei'm 1.1315 erwähnt ^e) und da in der­

selben von der Auflassung eines Jmmobils, des später s. g. 

Rosenhofs, die Rede ist, so könnte in diesem Buche ein Erbebuch 

'2») Umgearb. Statuten, IV, 5. 
v. ö. Rex. 756, a. 
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vermuthet werden; allein neuerdings veröffentlichte protocollari-

sche Aufzeichnungen, die unstreitig die Quelle jener Relation ge­
bildet habend27)^ bezeichnen das Buch als „äes kemsrers doo", 

— eine Benennung, die auf ein Erbebuch nicht bezogen werden 

darf, da die Kämmerer in Riga schon früh besondere, auf die 

städtischen Einnahmen und Ausgaben bezügliche Bücher führten 
und wohl Veranlassung haben mochten, die vom Nathe gestattete 

Erwerbung eines Grundstücks durch einen Nichtbürger, den Ritter 

Woldemar von Rosen, der später von der Tragung bürgerlicher 

Lasten für dasselbe befreit wurde 12«), in ihrem Buche zu ver­
merken. 

Zum ersten Male kommt ein Erbebuch in einer Auszeich­
nung der Kämmerer vom I. 2350 ^s) vor, in der es gelegent­

lich des Verkaufs des alten Rathhauses an die Gesellschaft der 
Elenden heißt: emtionis forma, in lidro kereäitatum 

eontinstur". Die Einführung eines solchen Buches muß sonach 

in der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts erfolgt seines) 

Das erste der uns aufbehaltenen Erbebücher, ein mit einem 

neueren Einbände versehener Pergament-Codex in länglichem 

Abgedruckt bei v. Bunge, Die Stadt Riga S. 191 Anm. 267. 
i-s) II. L. M 766, a. 
'2°) Abgedruckt bei v. Bunge a. a. O. S. 192 Anm. 235. 
'2v) Ho meyer (Die Stadtbücher des Mittelalters S. 4ß) nimmt an, 

daß in Riga ne^en den chronologisch geführten Verlaßbüchern schon im 
Mittelalter Grundbücher, d. h. Aufzeichnungen der einzelnen Grundstücke 
von Straße zu Straße mit Eintragung der sie betreffenden Acte, geführt 
worden seien. Die gegenwärtig bei m Rathe vorhandenen Grundbücher 
sind jedoch nicht früher als in den Jahren 1818 u. 19 eingerichtet worden, 
unter den älteren Rigischen Stadtbüchern aber (die Ho meyer, wie aus 
seinen ebend. S. 31 für Riga gegebenen Notizen hervorgeht, nicht bekannt 
waren) kann nur das im I. 15S9 für das Landgebiet angelegte s. g. 
„Neue Landbuch" als ein Grundbuch bezeichnet werden, da es in der Weise 
eingerichtet ist, daß für jedes Grundstück eine Seite bestimmt ist, auf der 
d ie  dasse lbe  be t re f fenden  Bes i t zve ränderungen  e inge t ragen  wurden  (s .  B  ö  th -
führ, Die Rigische Rathslinie S. 32 s.). Für in der Stadt belegene 
Immobilien ist in dem hier behandelt-m Zeiträume ein besonderes Grund­
buch neben den Erbebüchern schwerlich vorhanden gewesen. 
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Quartformat, ist am Anfang und Ende sowohl als an einigen 

Stellen in der Mitte defect. Es enthält, abgesehen von einigen 

Bruchstücken aus defecten Blättern, 1153 Jnscriptionen aus den 
Jahren 1385—1418, 1430-58 und 1468—82. Von einer 

Hand des 17. Jahrhunderts ist es mit einer Pagination ver­

sehen, die mit der Seitenzahl 67 beginnt. Setzt man voraus, 

daß die Jnscriptionen der verloren gegangenen 66 Seiten oder 

33 Blätter eine ungefähr eben so große Zeit umfaßt haben, wie 

die Aufzeichnungen der zu Anfang des Buches vorhandenen 33 

Blätter, nämlich 25 Jahre, und daß dem Paginator das voll­

ständige Buch vorgelegen, so läßt sich annehmen, daß dasselbe 

etwa mit dem Jahre 1360 begonnen habe. Fortgeführt ist es 

sicherlich bis zum I. 1492 gewesen, da mit dem I. 1493 ein 

neues Erbebuch beginnt'^). 

Das unversehrt erhaltene, ebenfalls auf Pergament geschrie­

bene zweite Erbebuch, ein starker Band in Folioformat, enthält 

1670 Jnscriptionen aus dem Zeitraum von 1493 — 1579 ^2) 

Die Eintragungen in die Erbebücher, die von einer großen 

Anzahl verschiedener Hände herrühren, würden ohne Zweifel von 

dem jedesmaligen Stadtschreiber besorgt'-^), waren jedoch nicht 

Genaueres über die früher irrthümlich „venokelbock" genannte 
Handschrift des I. Erbebuches geben: C. E. Napiersky in den Mittheilun­
gen der Gesellschaft für Geschichte und Alterthumskunde der Ostseeprovinzen 
XI. S. 156 ff. und Böthführ a. a. O. S. 19 ff. 

'22) Vgl. über dasselbe Böthführ a. a. O. S. 31. — Aus späterer 
Zeit sind Erbebücher erst vom I. 1695 an aufbehalten. 

"2) Für das 16. Jahrhundert ergiebt sich dies daraus, daß fast sämmt-
liche Jnscriptionen der Jahre 1564—79 von der aus anderen Actenstücken 
wohl bekannten Hand des Secretärs Johannes Tastius geschrieben sind 
— Im I. Erbebuche ist der Wechsel der Handschriften zu Zeiten ein auffallend 
häufiger. In der Zeit von 1404—18 und von 1430—54 glauben wir die 
Hände von nicht weniger als zehn Schreibern unterscheiden zu können, von 
welchen einige nur ein Jahr oder darüber, die übrigen aber auch nur wenige 
Jahre hindurch thätig gewesen sind. Die hiernach anzunehmende oftmalige 
Neubesetzung des Amtes dürfte dadurch veranlaßt sein, daß das Amt des 
Stadtschreibers damals gewöhnlich Geistlichen als ein Nebenamt übertragen 
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ihm allein überlasten, denn es findet sich mehrfach erwähnt, daß 

Vermerke im Erbebuche auf Anordnung oder mit Vorwissen der 

Kämmerer geschahen )̂, auch wurde, wenigstens in späterer 

Zeit, bei jeder Auflassung ausdrücklich ausgesprochen, daß die 

Verzeichnung iu's Buch nach dem „Aufstehen der Kämmerer" 

erfolgen könne, was wohl dahin zu verstehen ist, daß die Käm­

merer nach Hebung der Sitzung das Buch herausgeben und das 

weiter Erforderliche anordnen würden'̂ ). HZ war sonach die 

Bewahrung des Buches und die Aufsicht über die Führung des­
selben den Kämmerern übertragen^«).  

Die Sprache, welcher sich die Schreiber bedienten, ist bis 

zum I. 1416 die lateinische"?), von da ab die niederdeutsche, 

die sich gegen Ende des 16. Jahrhunderts dem Hochdeutschen 

nähert. 

Die äußere Anordnung des Stoffs ist im ersten Erbebuche 

eine höchst einfache. Die Jnscriptionen sind meist ohne Zwischen­

räume dergestalt hineingeschrieben, daß mit einer jeden eine neue 

Zeile beginnt. Streichungen, Rasuren und Ueberschreibungen 

einzelner Worte oder Sätze des Textes finden sich öfters. Eine 

Löschung solcher Jnscriptionen, die durch spätere Besitzverände­
rungen ihre Geltung verloren hatten, ist nicht vorgenommen, es 

sind vielmehr die zahlreichen Jnscriptionen über solche Immo­

bilien, deren späterer Uebergang in andere Hände sich nachweisen 

läßt, stets undurchstrichen und ohne Bemerkungen stehen geblie-

wurde, welches sie bei Erlangung besserer Pfründen oder Veränderung ihres 
Au fen tha l t so r t s  au fgaben .  Vg l .  F .  Fabr i c ius  i n  F rancke ' su .  F rens ­
dorfs'? Ausgabe des Bersestungsbuches der Stadt Stralsund (Halle 
1675) S. IX. 

'") I. 843. 1133 u. 47. Vgl. oben Anm. 91. 
'») S. oben S. 51. 
'2«) Ueber ähnliche Einrichtungen in anderen Städten s. Ho meyer. 

Die Stadtbücher des Mittelalters S. 40. 
>z?) Es kommen jedoch mitten unter den lateinischen schon vereinzelte 

deutsche Jnscriptiomn (I. 231. 489) und einige zum Theil in deutscher zum 
Theil in lateinischer Sprache geschriebene (I, 407. 91. 96. 97) vor. 
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ben, bei den wenigen Jnscriptionen aber, die durchstrichen oder 

stark verwischt sind "6), scheint die Delirung aus anderen 

Gründen, als wegen eines Wechsels in der Person des Besitzers, 

geschehen zu sein. 
Einen bedeutenden Fortschritt in der Art und Weise der 

Führung zeigt das zweite Erbebuch. Auf jede Seite sind an­

fangs nur zwei, später meistentheils drei Jnscriptionen geschrie­

ben und unter einer jeden derselben ist ein leerer Raum gelassen 

zum Eintragen kurzer Bemerkungen über spätere Besitzverände­

rungen "v). Wo sich solche Bemerkungen finden, oft aber auch 

ohne solche, sind die Jnscriptionen zum Zeichen der Löschung 

durchgestrichen. Am Anfang hat das Buch zwei Register. Das 

erste hat nur die Namen der Erwerber von Immobilien nach 

der Reihenfolge der Jnscriptionen bis zum I. 1516 verzeichnet 

und ist durchgestrichen. Das zweite in sauberer Fractur ge­

schriebene Register erstreckt sich über alle Jnscriptionen des Buches 

und enthält in alphabetischer Ordnung die Namen der „princi-

palen Parten", nämlich der Auflassenden sowohl als der Er­

werber von Immobilien, mit Hinweisungen aus die betreffenden 

Folien des Buches. 

Die Jnscriptionen haben die Form von Protokollen und sind 

anfänglich sehr kurz gefaßt, nehmen aber allmälig, besonders im 

zweiten Erbebuche, an Genauigkeit und Ausführlichkeit zu 

'2«) I, 58. 109. 312. 14. 15. 883. 84. Von diesen Jnscriptionen sind 
314 u. 15 durchgestrichen, weil sie später durch eine fast gleichlautende 

Jnscription 344) erseht sind; das Durchstreichen ist also hier nicht in 
Folge einer späteren Besitzveränderung vorgenommen, die auch hinsichtlich der 
in den übrigen Jnscriptionen übertragenen Immobilien nicht zu ermitteln 
ist. — Auf S. 88 u. 126 finden sich drei der Form nach von den übrigen 
Jnscriptionen abweichende Verleihungsurkunden des Rathes, die mehrfach 
durchstrichen sind. Ueber dieselben s. oben Anm. 53. 

>zz) Die gewöhnliche Form dieser Bemerkungen ist: „Is nu X. 
zuweilen auch: „Is ou tkor tiät tkvAesedreven I?. N. «it inkra", oder 
„Is vu N. N. tdvAötellevt" und ähnlich. 

"<>) Vgl. die Beilage VII, in welcher aus beiden Erbebüchern eine 
Anzahl solcher Jnscriptionen, aus welchen die gebräuchliche Form und 
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Wegen der vorhandenen Lücken des ersten Erbebuches und der 

mangelhasten Beschreibung der Immobilien ist es, auch nach 

Anfertigung eines Namen- und topographischen Registers, oft 

sehr schwierig, in diesem Buche den Besitzwechsel eines bestimm­

ten Jmmobils durch einen längeren Zeitraum hindurch zu ver­

folgen, während sich Solches im zweiten Buche, dessen Schreiber 
weit sorgfältiger gewesen sind, mit Leichtigkeit ausführen läßt. 

Hinsichtlich der Führung der Erbebücher verdient besonders 

beachtet zu werden, daß die Jnscriptionen großentheils nicht in 

5er Reihenfolge eingetragen sind, die nach den beigefügten Daten 

der Auflassungstage zu beobachten gewesen wäre. Im ersten 

Erbebuche ist zwar die chronologische Ordnung vorherrschend, 

sehr oft aber finden sich mehr oder minder bedeutende Abwei­

chungen von derselben. So z. B. sind nach mehreren Jnscrip­

tionen des I. 1438 eingetragen: 

763, datirt vom 30. Jan. 1439, 

„ 764, „ „ 9. März „ 
„ 765, vom I. 1438 (ohne Angabe des Tages), 

„ 766, datirt vom 19. März 1439, 

„ 767, „ „ 25. Jan. 1438, 
„ 768 u. 69, vom I. 1439, 

„ 770, datirt vom 28. Mai 1439, 

771, „ „ 10. Apr. „ 

„ 772, „ „ 10. Sept. 1438, 

„ 773, „ „ 18. März 1439, 
„ 774-76, vom I. 1439, 

„ 777, datirt vom 4. Sept. 1439, 

„ 778, „ „ 9. Oct. „ 
„ 779, vom I. 1439. 

beren ollmälige Erweiterung zu ersehen, ausgezogen ist. Eine nach anderen 
Rücksichten veranstaltete Auswahl von 42 Jnscriptionen des 1. Erbebuches s 
in den Mittheilungen der Gesellschaft für Geschichte und Alterthumskunce XI, 
S. 163 ff. und darnach im II. ö. 2953. 
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Weiterhin ist eine Jnscription vom I. 1439 erst nach einer 

solchen vom 19. Jan. 1442 verzeichnet"!). Weit größer 
noch ist die Unregelmäßigkeit in dieser Beziehung im zweiten 

Erbebuche. Nur ein einziges Jahr (1509) findet sich, dessen 

Jnscriptionen der Zeitfolge ihrer Daten entsprechend hineinge­

schrieben sind, in allen übrigen Jahren ist letztere in auffal­

lendster Weise hintangesetzt. Suchen wir z. B. die Jnscriptio­

nen des I. 1497, so finden wir sie, vermischt mit solchen anderer 

Jahre, folgendermaßen eingetragen: 

^ 56 u. 57, datirt vom 23. Febr. 1497, 
58, datirt vom 9. Dec. 1496, 
59, 16. Febr. 1497, 
60, 20. Febr. 1494, 
61, 17. März 1496, 
62, 16. Febr. 1497, 
63, 12. Sept. 1495, 
64, 13. Mai 1497, 

65--67, datirt vom 13. Oct. 1497, 

68, datirt vom 8. März 1498, 

69, 22. März „ 
70, 1. Sept. 1497, 

71, 13. Nov. „ 

72. 23. Febr. „ 
73, 13. Nov. „ 

Außerdem hat eine Jnscription vom 6. Oct. 1497 mitten unter 

solchen vom I. 1500 Platz gesunden. — Ferner die Jnscrip-

tionen des I. 1575: 
HZ 1583—89, datirt vom 18. März 1575, 

„ 1590, datirt vom 11. März 1575, 

„ 1591, „ „ 18. März „ 
„ 1592, „ „ 24. Sept. 1574, 

Einige andere Beispiele sind oben Anm. 92 angeführt. 
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1593, datirt vom 13. März 1573, 

1594 u. 95, datirt vom 18. März 1575, 

1596, datirt vom 26. Sept. 1572, 
1597 u. 98, datirt vom 18. März 1575, 

k, 1599, datirt vom 10. Juni 1575, 

1600--2, datirt vom 1. Juli 1575, 

1603, datirt vom 11. März 1575, 

1604, 1. Juli „ „ 1605, 19. Dec. 1572, 

1606, 24. Sept. 1574, 

fl 1607, 9. Dec. 1575, 

1608, 23. Dec. „ 
1609, 2. Apr. 1574, 

f, 1610, fl 16. Dec. 1575. 

Außerdem stehen 4 Jnscriptionen vom 1.1575 an verschiedenen 

Stellen unter solchen der Jahre 1576 und 1577. 

Im ersten Erbebuche könnten die Abweichungen von der 
Zeitfolge allenfalls der auch in anderen Beziehungen bemerkbaren 
Ungenauigkeit der Schreiber desselben, auch wohl dem Umstände, 
daß die verspätete Vermerkung zuweilen durch vorerst zu erledi­
gende Beisprachen veranlaßt sein mochte, beigemessen werden. 
Das sorgfältig geführte zweite Erbebuch läßt jedoch Erklärungs­
versuche dieser Art als durchaus hinfällig erscheinen. Aus dem 
fast durchgängigen Mangel einer chronologischen Ordnung der 
Jnscriptionen dieses Buches geht klar hervor, daß die Vermer­

kung im Buche, die s. g. Zuschreibung oder Zuzeichnung 

nicht ohne Weiteres der Vornahme der Auflassung vor dem 
Rathe folgen mußte, sondern einen der Zeit nach von letzterer 
gesonderten Act bildete, wie Solches auch in anderen Städten, 

Die Bezeichnungen: „toseriven" oder „tote Irenen" werden dafür 
sehr oft, besonders im II. Erbebuche, gebraucht. 
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"namentlich in Lübeck, der Fall war "2). Der Grund der Tren­
nung beider Acte ist wohl darin zu suchen, daß bei'm Mangel 
einer vorgängigen Legitimations-Prüfung Anstände, die sich aus 

Rücksichten des bei'm Besitzwechsel der Immobilien so vielfach 
in Frage kommenden öffentlichen Interesse ergaben, vor der Be­
urkundung der Auflassung gehoben werden mußten Darauf 
deutet namentlich der Umstand bin, daß die Eintragungen in's 
Buch von den Kämmerern abhingen (s. oben S. 56), welche, 
da ihnen die Sorge für die städtischen Einnahmen oblag, einer 
Gefährdung derselben, z. B. durch unterlassene Berichtigung rück­
ständiger Steuern für das veräußerte Immobil, oder durch Über­
tragung von Grundstücken an Nichtbürger "5), vorzubeugen und 

'") Vgl. Ho meyer, Die Stadtbücher des Mittelalters S. 47. — 
In Hamburg fand nach dem Statut von 1270, I, 6 u. VII, 2 (Hamb -Rig. 
Statut I. 8 u. VI, 2) die Eintragung sofort nach der Auflassung statt und 
wurde erst, nachdem sie Jahr und Tag im Buche gestanden hatte, unanfecht­
bar; s. Stobbe in den Jahrbüchern für Dogmatik XII, S. 206. In Riga 
schloß man sich also in dieser Beziehung nicht dem Hamburger Rechte, sondern, 
wie es scheint, dem in Lübeck üblichen Verfahren an. — Aus der zeitlichen 
Trennung beider Acte geht übrigens, wie hier beiläufig bemerkt werden mag, 
Hervor, daß außer den Erbebüchern in Riga schon in früher Zeit an den Auf­
lassungstagen fortlaufende Notizen oder Protocolle über das Verhandelte 
(vielleicht unterstützt durch schriftliche Formulirung der mündlichen Anträge 
von Seiten der Auflassenden) geführt worden sein müssen; denn es ist nicht 
denkbar, daß der Stadtschreiber den oft erst nach langer Zeit erfolgenden Ein­
trag in'S Buch aus der Erinnerung zu machen im Stande gewesen oder daß 
bei der Zuschreibung eine für die Beurkundung gerichtlicher Acte durchaus 
unstatthafte Suppeditirung der nöthigen Daten durch die Betheiligten selbst 
zugelassen worden sei. 

Hinsichtlich Lübecks, wo der Rath sogar von Amtöwegen darüber 
wachte, daß Veräußerungen von Erbgut nicht ohne Zustimmung der nächsten 
Erben erfolgten, vgl. Pauli, Abhandlungen aus dem Lübifchen Rechte II. 
S. 132 ff. 

"°) Daß die Zuschreibung aus diesem Grunde versagr werden konnte, 
e rg ieb t  s i ch  aus  e inem Erkenn tn iß  des  Ra thes  vom 20 .  Jun i  1606  (B raue  r ' s  
Präjudicaten-Sammlung sud ?it. äs Lmxtions et Venäitione), in welchem 
eS beißt: „Das Haus, so Jacob Krohn von dem Elterman Otting gekaust, 
ist Ihm als einem Frembden von der diversen (?) Religion in's Erbbuch ver­
schreiben zu lassen anfangs verweigert, cber auf inständiges Anhalten des Hrn. 
Elterman aus sonderbahrer Gunst zugelassen, jedoch mitt der Warnung, daß 
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die Zuschreibung zu beanstanden gewiß verpflichtet waren. Wenn 
ferner noch heutzutage bei jeder Auflassung zweierlei Gefälle zum 
Besten der Stadt, der Gottespfennig (oder die Kirchenordnungs­

gelder) und die Harnischgelder, zu erlegen sind^), Heren Be­

nennung auf ihren Ursprung aus alter Zeit hinweist, so ist zu 

vermuthen, daß schon im Mittelalter der Erwerber eines Jm­

mobils, außer einer Gebühr für die Vermerkung "?), gewisse 

zu kirchlichen Zwecken und für die Rüstkammer der Stadt be­

stimmte Beträge habe entrichten müssen, bis zu deren Eingang 

die Zuschreibung ausgesetzt wurde. Derartige Behinderungen, 

zu denen bisweilen auch noch Einsprachen dritter Personen kom­

men mochten, konnten es leicht herbeiführen, daß Auflassungen 

so oft erst nach längerer Zeit, ja erst nach Verlaus mehrerer 

Jahre, in's Erbebuch verzeichnet wurden, was endlich den Rath 

im I. 1663 bewog, zunächst in Bezug auf vorstädtische Immo­

bilien zu verordnen, daß, falls der Käufer sich das Immobil 

nach geschehener Auslassung nicht in gebührender Frist (die Be­

messung derselben scheint für jeden einzelnen Fall dem Nathe 

vorbehalten worden zu sein) zuschreiben lasse, die Auslassung null 

und nichtig sein sol le 

Die Eintragung in's Erbebuch lieferte überall, wo ein 
solches eingeführt war, den vollen Beweis der vor der Behörde 
rechtsförmlich vollzogenen Übertragung eines Jmmobils ^). 
Unzweifelhaft galt dieser Grundsatz auch in Riga. Wer ein 

Er sich hinfüro nicht unterstehen soll, mehr Erben in Riga zu kauffen, undt 
da Er oder seine Ehrben Häuser oder andere Gründe wieder verkauften werden, 
an keine Anderen als der Augspurgischen Consession Verwandten dieselben 
verkaufst werden sollen." 

v .  Bunge ,  Das  l i v -  und  ehs t länd ische  P r i va t rech t  I ,  S .  254  Anm.  f .  
'") Die Erhebung einer solchen ist für so viele Städte bezeugt (s. 

Homeyer a. a. O. S. 42), daß auch für Riga an derselben nicht zn 
zweifeln ist. 

-") S. oben S. 12 Pct. 3. 
"«) Vgl. Stobbe a. a. O. S. 207. 
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Immobil durch Auflassung erworben hatte, mußte, wenn er sich 

den ungestörten Besitz sichern wollte, die Eintragung in's Buch 

vornehmen lassen, da er in Ermangelung derselben sein Recht 
zu erweisen außer Stande war. 

§ 

Einige aus den Erbebüchern geschöpfte Bemerkungen. 

Hinsichtlich des Inhalts der Erbebücher müssen wir uns 

hier aus einige Bemerkungen beschränken, die das Auflassungs-

Jnstitut in seiner Gestaltung während des späteren Mittelalters 

in mancher Hinsicht erläutern und zugleich — in Ergänzung 

des im § 5 bereits Angeführten — andeuten sollen, nach welchen 

anderen Richtungen noch aus diesen Büchern Ausbeute sür die 

Rechtsgeschichte zu gewinnen ist. 
1) Gegenstände der Auflassung sind Immobilien der 

verschiedensten Art^"), Gebäude sowohl als unbebaute Grund­

stücke, in der Stadt sowohl als in der Stadtmark belegene. Oft 

wird nicht das ganze Immobil, sondern ein ideeller Antheil an 

demselben (die Hälfte, ein Drittheil, Viertheil, Sechstheil) über­

tragen )̂. Bewegliche Sachen kommen nur in der Weise 

vor, daß zuweilen Häuser mit aller darin befindlichen Fahrniß 
(„mit aller varenäen kavs, mit allem inZeÄomtö" ^ ^) bei 

Vergabungen auf den Todesfall zugleich mit Immobilien ganze 

dereinstige Nachlassenschasten ^), ̂  g^ch die dazu gehörigen 

Mobilien, ausgelassen werden. Erwähnt werden häufig die Zu-

behörungen („attinentia, todeliorinAs") eines Gebäudes, wor-

>°°) Ueber die älteren Benennungen derselben vgl. v. Bunge, Die 
Stadt Riga S. 71 u. 209. Die daselbst angeführten niederdeutschen Benen­
nungen sind auch im II. Erbebuche noch in Anwendung. 

-»>) I, 2. 17. 29. 32. 107. 20. 22. 46. 241. 361. 858. 77.1099. 1101. 
II, 641. 1016 u. v. a. Vgl. v. Bunge a. a. O. S. 218. 

I. 925 (v. L. 2953. 33). II. 685. 
'»») II. 648. 1362. 1440. 
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unter nächst dem Grunde und Boden, der gewöhnlich nicht be­

sonders angeführt wird, kleinere Baulichkeiten und Anlagen, wohl 

auch Grenzmauern, Ausgänge und dergl. (s. unten Pkt. 4) ver­

standen zu werden pf legen'^) .  

2) Es finden sich in den Erbebüchern einige Jnscriptionen, 

die anscheinend nicht dahin gehören. Dieselben enthalten: einen 
vor dem Rathe anerkannten Vertrag über eine Lebirente („vita-

liolum") ^25)^ Notizen über gemeinschaftliche Mauern zwischen 

zwei Häuseru!66)^ ^n vor dem Rathe abgelegtes Zeugniß über 

ein von einem Hausbesitzer gemachtes Zugeständniß hinsichtlich 

gewisser auf seinen Hof gehender Fenster'̂ ) und eine Abschrei­

bung eines Capitals von einem Hause Von diesen In» 

scriptionen hat die den Leibrentenvertrag enthaltende gar keine 

Beziehung auf ein Immobil und ist daher wohl durch ein Ver­

sehen in's Erbebnch gerathen, die übrigen aber dürften, wenn­

gleich sie vereinzelt dastehen, absichtlich aufgenommen sein, da 

Vermerke über ähnliche Gegenstände auch an anderen Stellen, 

aber freilich stets in Verbindung mit der Auflassung des betref­

fenden Jmmobils, diesem Buche einverleibt wurden (s. P. 4u.6). 

Diese Bedeutung der meist ohne Erläuterung gebrauchten Ausdrücke: 
„clomus cum oumibus 8uis attineotiis, kris mit sMer tobedormAe", 
crgiebt sich besonders aus folgenden Jnscriptionen: I, 159: „äoiuus cum 
suis eckLcüs aä eanäem Aiwum xertioeotidus" I, 361: „äowus cum 
aliis doäi8, äomibus et ortis aä ixsam 8peetsntidu8". Il, 4l1: „e^n das 
mit 8zmer todedorin^e, uemlick äen äreu steokusen unä 8cduQeu uaä äen 
tven doäen 6er kokpvrten". II, 1031: „e^u koü' au äer ve^äö dels-
ßev, sawxt äein lanäe uvä ko^oklsxell und snäerer 8Mer tdodedorinAe" 
II, 1655: „ein du8s samxt alleo sioeo tdodeliorin^en, als ärev kleinen 
deus8eren  samx t  äe88e1den  dau8se8  an tke i l  adm ssan^s .  Vg l .  v .  Bunge  
a. a. O. S. 210. — Zubehör von Inseln (Hölmern), Gärten, Heuschlägen 
und städtischen Grundplätzen kommt vor in I. 377. 909. 72. 1005. 90. II. 

^240. 923. 1137. 
'») I. 238 (v. ö. 2953. 13). 
'»") I. 231. 97 (v. L. 2953, 10 u, 15). 
'") I. 778 (v. L. 2953. 25). 
«") II. 304. 
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3) In mehreren Jnscriptionen wird der von dem Immobil 
zu entrichtende jährliche Zins seinem Betrage nach angegeben 
oder im Allgemeinen dem Zinsberechtigten vorbehalten^ )̂. Bei 
der bedeutenden Ausdehnung des zinspflichtigen Bodens in Riga 
kann jedoch aus den vereinzelten Anführungen des Zinses nicht 
auf die Zinsfreiheit derjenigen Immobilien, bei welchen sich 
solche Angaben nicht finden, geschlossen werden. Uebrigens be­
zieht sich ein großer Theil der bezeichneten Jnscriptionen auf 
Grundplätze und Gärten, die von den Kämmerern Namens der 
Stadt Privatpersonen übertragen wurden, für welche daher ver-
muthlich der Zins zum ersten Mal festgestellt oder von Neuem 
normirt und aus diesem Grunde namhaft gemacht wurde^"). 

4) Neben den aufgelassenen Gebäuden werden öfters speciell 
angeführt: Backöfen in benachbarten Häusern oder Mauern, 
Wasserabflüsse verschiedener Art („stillieiäium, äruppönkg.!, utli-
Lote, ronsten, gemeinschaftliche Aus 
gange und Hofspforten^^). Nicht selten werden auch Verein­
barungen über derartige Berechtigungen verzeichnet, so wie über 

künstige Bauten, Errichtung, gemeinschaftliche Benutzung und 

'«) I, 5. 42. 56. 58. 68. 90. 94. 100. 30. 45. 53. 94. 259. 60. 93. 
314. 44. 438. 63. 65. 91. 775. 1029. II. 90. 720. 28. 822. 36. 1060. 1110. 
99. 1246. 55. 1300. 23. 46. 74. 1565. Ein Pfefferzins kommt vor in I. 
SSV. H, 20l. 643. 860. 62. 1209. Außer der Stadt oder dem Rathe werden 
als Zinsberechtigte genannt: das Domcapitel (I, 58), der Orden („domini 
Äs Castro üi^ensi, de kuisskumptkur, de ridderlielce duidtseks orden"; 
I, 100. II, 728. 860. 62), der Bischof (I, 250), der Consent zu Segewolde 
(II, 643), die Domkirche (II, 1565). — Die Zinsfreiheit eines Grundstückes 
wird nur ein einziges Mal (in I. 60) erwähnt. 

Vgl. überhaupt v. Bunge a. a. O. S. 135 u. 213. 
»') I. 71. II. 8. 153. 54. 58. 81. 669. 931. 39. 1061. 1138. 75. 

1323. 42. 53. 1468. 84. 1655 u. v. a. Eine besondere Vorrichtung für den 
Tropfenfall wird in II. 8 erwähnt, wo es von einer mit dem Hause aufge­
lassenen „kamere" heißt: „das8e kamere olte sal (?) is van vramen maus 
vor den druxxevlal der stevdusere tdo derae vordonomeden kose xedeAS-
üivxket und dosekeden". — Förmlich aufgelassen werden Ausgänge (wohl 
als Theile des Grundes und Bodens) in II, 1124. 1452. 76. 

5 
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Reparatur von Grenzmauern, Beibehalten oder Zumauern von 
Fenstern, Tragen der Kosten vorzunehmender Veränderungen und 
dergl.'6 2). Bei einem von Seiten der Stadt veräußerten Hause 
wird festgestellt, daß zwischen demselben und der Stadtmauer 

1«) I. 70 (II. L. ^ 2953. 6). 226 (v. L. ebd. 9). 644 (II. ö. ebd. 
23). 1104. 53. II. 146. 471. 696. 97. 859. 79. 923. — Beispiele ziemlich 
detaillirter Abmachungen dieser Art liefern: II. 697: „Laos liäekens vor 
«ick sulveu tdosampt äsu vormuuäeu äes uvmunäiAen Willem liäedeus 
deddeu uxAölatkeu kern Lerwan Lodrivere tvve steuduse tusscdeu äes 
xemelteu kern Lerwans duse unä ^oräau ^lesskov L)'me Aansss mz^t 
e^usm dokrums, van 6er Icautdeu äes ^eroräeu xan^es sednorlike det an 
äe kautde Narteu vitlekeu stalles tdo xauäe, als iä itziuuäes akssötuuet 
is. Des dekt der Lerman dedoläeu, in äsr siäelmureu (sedeäelmureu?) 
äes Aeäacdteu dokrumes, v/elkere de uptdoriedtsu ^esz^ust, na ^oräaus 
ez'wö ruws vsrt e^us dlinäs äors makeu tdo lateu, ässuIviZe äors tdor 
tiä äsr not, äat Aoä vorbeäe, eääer ez^u asameuts (heimliches Gemach, 
das französische „aisemsnt"?) uttdodrin^euäs. tdo oxeu unä tdo Aebrulcsu 
uuä vort äarnad up der Lerwaus eääer sz^ner uadlcawsn Unkosten veääer 
tdotdomureuäs. Xood dekt der Lermau vordsdoläen, e^u vatsrAavA ut 
sMle rums äurod ^oräans s^u dokruw unä äsu werAsnowäeu xanA tdo-
tdoriedten. Xocd deddeu se siclc vri^e dsdoläsu, äen vviuäslstsu (?) uuä 
xsux van dsiäsu äeiluu tdo xedrukeu, det 20 lanxs se äe sodeäslwnreu 
van deiäeu xarteu upAeriedtet dedden, uuä äarnad äs äre äoreu au der 
Lerwaus s^äeu tdotdowureuäe. v^sse uxlatin^e ^esedeu vriAeäa^ss uad 
I^ucie (18. Dec.). a. (15)34." — II. 859: „Haus I'ieätkeus vor e^nem 
erdaru raäe dekt upZelateu ^oediw Ledwiät e^u xerssduss unä ein rduwe 
mit äem ßevell doveu äem xau^s uuä äatd oixe Aewaek mit äew aedter-
ruws detd au deru ^oräau klessko^en doü' uuä veer köts rdums tdo 
ez'vem ^anxe. in äer marstalstrateu tusedeu s^uem, alse Haus lietkeus, 
uuä seligen LteLeu Rutders duseu ^eZeu kern Linriek (?ottdeu seliAeu 
duss over delesseu, er^Iiel: to desitteu, äs wuer averst, äar äs rönne up 
licdt, edu deiäeu, alss koxeru uuä verlcoperu, tko»1iek tdo ^edruekeu 
tusedeu edu deiäea. Des sali uuä vill ^oediru Leduiiät äs scdlsnAen 
unä trallieu utdbrelceu uuä äs keustsr. so in Laus ^ieätlceus dotk Adan. 
äariu äs scdlenFsn unä trallieu xe^tauäeu, >veäer tdomuereu latdeu. unä 
Lvlleu uuä moAsu se deiäe, Laus lisätkeu ux sz^usr unä ^oediiu oek up 
L^ner s^äsu, äe sulvixs muer tdo erem uutts uuä xroüts Aedruvksu unä 
xeusteu. ^etum friäaxes am äsxe Kilian! ('i. Juli), a. 1541." — II. 879: 
„Aocd ^acod üutder ux äatsulvixs male !u od^eroräer volmaedt (als 
Bevollmächtigter der Erben Heinrich Warembeck's) vor einem erdaru sitteu-
äen raäs dekt upAslateu ?raut2 Ledröäer tdwe steuduser .. so sednoer-
lick. alss iä aüZetelcent is uuä ss uoäer siel: eins xevoräeu sz'n nda 
luäs äer utdxssedueäeu lcope^erteu. äored äatd soltrums bstd aodter up 
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ein unbebauter Raum von 8 Fuß Länge bleiben soll^s). Ge­

legentlich der Veräußerung eines privaten Grundstückes wird vom 

Rathe eine Bewahrung des Inhalts eingelegt, daß, wenn der 

neue Besitzer dasselbe zu einem Ausgange oder Wasserabfluß be­
nutzen würde, dieS der Stadt an ihrem (benachbarten) Grunde 

nicht zum Nachtheil gereichen solle'64). 

5) Anführung der auf dem veräußerten Immobil aus 

früherer Zeit haftenden Schulden (Pfandrechte, Renten) war 

bei der Auflassung im Allgemeinen nicht üblich, doch findet sich 
in einem Falle bemerkt, daß das Haus Niemandem verpfändet 

sei, in einem anderen aber wird von dem Auflassenden „bei 

Ehren und Treuen" versichert, daß daS Haus mit nicht mehr 
als 2000 Mark belastet sei^s) 

6) In älterer Zeit findet sich nur ein Mal (im I. 1386) 

ein Vertrag über Verpfändung eines Hauses nach der Auflassung 

desselben eingetragen'̂ ). Seit dem Beginn des 16. Jahrhun­

derts aber wurde es üblich, Pfandrechte, die bei dem Besitz-

äe Straten die äer üeiscdscdranAen, mit einem stalle unä soltdrume, ook 
äem xaräen äartuscden. Des sali unä maed ok I'rant? Ledröäer od»e-
weit ein muer (upten), tdne man doed unä anäertdalven stene äiek, mit 
dlinäen kenstern up de^äen s^äen van einem enäe tdom anäern tdom 
teken, äatd se edn de^äen tdokamen sali, van äem einen oräe Hinriek 
Warmdeeks kinäer duses innren unä so äurod äen dotk detd in äe anäer 
Straten, also äatd äesulvi^e mner an äem vor^esedreven oräe äes duses 
anäertdalven stene in Waremdeeken doü' sali tdo stanäe kamen, llnä so 
diernaedmals äe vor^eäsedte Waremdeck eääer äe sz^nen naed xeleZen-
deit einen stall eääer daätstaven du^ven unä alssäenne nöäied sz^n vvuräs. 
äe avAötdaAen muer deneäeu doZder uptdotenäe, sali edn kri^e unä un-
dedinäert vordsdoläen szm. vesAlioken sali oek ?rant? Lodröäern kriFS 
s^n, ^venner de sz?n duss Kurven ^verät, s^nes duses muren unä äavk 
Waremdeeken duses xevell. so vele iäsulviAe noäied sz^n vverät, up s^nen 
Unkosten do^der uptdotden; — alles ertkliek to desitten. ^etum kriäa^es 
am 11. äaZe?edruarü, a. 1S42. 

»es) I. 714. 
^S4) U. 1146. 
!«S) 1. jv29. II. 647. 
"6) I. 14 u. 15 (v. L. 2953. S). 

5" 
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Wechsel eingeräumt wurden, zugleich mit der Auslassung des Jmmo» 
bils in's Erbebuch einzutragen, so wie deren spätere Tilgung darin 
zu vermerken^«"), dasselbe mithin auch als Psandbuch zu benutzen. 
Außer Kaufschillingsrückständen, die überall anzunehmen sind, 
wo das Kapital als dem Auflassenden zuständig bezeichnet ist, 
sind es meistenteils Ausspruchgelder oder Erbantheile Unmündiger, 
die in dem Immobil besichert werden. In Fällen dieser Art 
wird oft auf besonders errichtete Verträge hingewiesen oder es 
werden die Verpflichtungen, die der Erwerber des Jmmobils bei 
zinsfreiem Genuß des Kapitals gegen die Unmündigen übernom­

men hatte, im Buche selbst verzeichnet^«).  

"') II. 263. 84. 311. 53. 600. 11. 72. 726 u. 27. 45. 70. 826. 29. 
33. 35. 972. 73. 77. 1057. 88. 98. 1156. 58 1335. 152Z. 58 — 64. 66. 70. 
74. 1637. Zwei Mal (II, 1160. 1291) sind übrigens auch solche Pfand­
rechte, die erst mehrere Jahre später eingeräumt wurden, nach den Auflassungs­
vermerken eingetragen. — Eine nähere Untersuchung dürste die Frage ver­
dienen, welcher Unterschied hinsichtlich der Pfandrechtsvermerke zwischen dem 
Erbebuche und den Rentebüchern, die doch neben Rentekäufen auch Verpfän­
dungen enthalten, gemacht wurde. Daß eine zwiefache Eintragung stattge­
funden habe, ist nicht wahrscheinlich. 

i»s) Als Beispiele mögen angeführt werden: II, 263, woselbst es nach 
der Auflassung mehrerer dem verstorbenen Dirick van Essen gehörig gewesenen 
Immobilien an Hans Spedinckhusen heißt: „Des deLt Hans Lpsämck-
dnssen vor äem erssinen sittenäen raäe apendar to^estan, seedt unä 
dokant vor sick unä sine reckte erve, äst ^nna van Lssen, selige virielc 
van Lssen vaxelaten elike äoedter, uxp äem neuest daven tiusse nnä 
«tevdusseren nnä slss Ks nu dositd unä eine to^esoreven stan, deLt unä 
dedolt vertezmdunäert marel: Riss., so in äato äusser scrilkt in I^iKIanäs 
xdeoxe unä xeve vss, äe er van eres seligen vaäsrs naAslaten xu ren, 
doveedlicl: nnä undoveedliok, utdxesxralcen s^n. Des maed ^ewelte Hans 
Lxeäinckkussea äe verte^ndunäert marelc drulcen sunäer rente, detd xe-
äaodte Xnneke van Lssen to eren munäi^den Mren Komet, soäoed so 
doscdetliken, äst Raus Lpeäinekdussen erZemelt sedal äe merAeäaedten 
^vneken van Dssen in Aedorliker kost, notroKi^den unä erliken kleäeren, 
«o e^ner ^jnnekroven xetemet unä tododort, ^arlikes detd to eren mun-
äi^den ^»ren «unäer Henicd inreäent vorsor^den unä doläen. Sdesoden 
im ^ar 1512, am avenäs ttreForii xavvest (11. März)." Es folgt dann 
der Tilgungsvermerk vom I. 1524. — II, 833: Hans Eveken's Wittwe läßt 
ihrem zweiten Ehemanne Heinrich Wintmoller drei Häuser auf. „Oes deM 
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7) Durch das der Auflassung vorausgehende Rechtsgeschäft 
konnte der Erwerber eines Jmmobils mannigfache Verpfl ich­
tungen übernehmen. Diese werden, namentlich wenn es sich 
um längere Zeit fortgehende Leistungen oder um Begründung 
eines dauernden familienrechtlichen Verhältnisses handelt, speciell 
verzeichnet. Der Erwerber macht sich z. B. verbindlich, seine 
Schwiegermutter bis zu ihrem Ableben zu beköstigen und die 
Geschwister seiner Ehefrau zu erziehen )̂; ^ verpflichtet sich, 
seinen Schwiegereltern freien Unterhalt für ihre Lebtage zu ge­
währen 5°); der Ehemann, auf den das Haus seiner zweiten 

Linriek >Vintdmoller odxeäaedtem sz^nem steeksove. mit naiven (5ossvin 
Lvekeu, up äen ärien vorbereiten erven unä dusen versekert unä utd-
Fesxraken van >veAen s^nes xatrimonü 1500 Marek Riss, sonäer rentde 
Des sali unä >?ill de äatsulviAe k^nät denkaräer tdor sedole eääer kox-
mansedox, vortdo iä äi^den vill, unä äartdo an äer koste mit aller 
notturN an Kleidern unä scdoen Alieks szmen ei^en k^näern doläen unä 
versorgen detd tdo sz^nen wunäi^en ^aren, unä edm soäans nicdt aKre-
kenen. Van vexen äes it^emelten kinäes vaäers. seligen Hans Lvekens, 
kleiäer unä sedm^äs sali unä vill sied Linriek VVintdmoller Hessen äem 
xeäacdten kinäe alsso erkennen, sedieken unä ertönen, äatd man sied 
äes xe^en edm nicdt sali tdo missäancken dedden, sonäern edm in äiesem 
kalle äen ^eloven stellen. Wenn er aver äatd xemelte k^nät tdo s^nen 
inunäi^en ^aren kowpt, sali unä macd iä äe köre deddeu tdo äen vor-
xescdreven viütdeindunäert mareken eääer tdo äem dusse, äarin xe-
stimxte Linriek Wintdmoller nu tdor t^ät vonet, ^velcket van SMöm 
Arotdvaäer, seligen oläen (?oss^vin Lveken, derZekamen (äen köre unä 
vadle deddeu). ^etum kriäa^es na ^uäica (19. März), a. 1540." ES 
folgt der Tilgungsvermerk vom I. 1566. 

US) i. 925 (v. L. ^ 2953, 33). 
t?o) II, 777. Nachdem Reinhold Stenhuiß seinem Tochtermanne Jas­

per Romberch ein Wohnhaus aufgelassen, heißt es: „Des deKt de, nemdlied 
Reinolt Ltenduiss, mit Aemeltem szmem äoedterman deäinxt unä do-
scdeiäen, äatd de edn sulkkäruääe, nemdlied mit s^ner duiskroven unä 
einer äMien, tdo s^nen unä s^ner duiskroiven äa^en an äer koste, so 
Aut alse de iä deM, doläen, unä siek oek noed tdve Aemack eääer ka­
mern in äem xeroräen duss kor sied unä s)'ne duiskrov deäinsset unä 
vordedoläen. ^etum kriäaxes nda I.etars (5. Apr.), a. 1538. Des deN. 
de siek nock ock vordedoläen kor siek unä s^ne duiskrove tdo erer deiäer 
äaAen kri^e doltinAS unä zarlicds 10 marek an xeläe, äs ^emelter Kasper 
Romdered edn deiäen eääer Reicks ersten äoätliek alk^eitd, äem anäern 
slssävnne, utdriedten sali tdo s^nen äaZen. ^etum ut saxr». 
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Ehefrau übertragen worden, soll mit deren Kindern erster Ehe 

im Sammtgute sitzen'"); dem Veräußerer wird für seine (und 

seiner Ehefrau) Lebenszeit ein Wohnungsrecht in dem aufge­

lassenen Hause oder der Bezug der Rente (des Miethzinses) von 

demselben zugesichert^^) 

8) Im 26. Jahrhundert wurde der Uebertragung eines 

Jmmobils bisweilen der Vorbehalt beigefügt, daß, falls der neue 

Besitzer dasselbe sollte verkaufen wollen, der Auflassende und 

dessen Erben die Nächsten dazu sein, d. h. berechtigt sein sollen, 
es für den von einem Andern gebotenen Preis wieder anzukau» 

fen^) .  Außer  e inem solchen durch Ver t rag begründeten Vor­

kaufsrecht kommt auch ein Rückkaufsrecht vor, indem 
ein Bruder bei Uebertragung seines Antheils an mehreren Im­

mobilien auf seinen Bruder sich vorbehält, daß diese Antheile, 

falls er wieder zu Vermögen kommen und dieselben begehren sollte, 

ihm für denselben Preis, für welchen die Vormünder sie ange-

nommen, wieder überlassen werden sollen^). 

9)  Zust immungserk lärungen zur  Auf lassung von 

Seiten naher Verwandten des Veräußerers sind selten im Erbe­

buche vermerkt^2). Für den Act der Auflassung waren solche 

Erklärungen nicht wesentlich, nothwendig war jedoch die Einho­

lung derselben bei dem vorausgehenden Rechtsgeschäft, da die 

Veräußerung von Immobilien, namentlich von Erbgütern, durch 

die Rechte der nächsten Blutsfreunde beschränkt war^). 
10) Mitunter wurden mit der Auflassung auch Erklärun­

gen des Veräußerers sowohl als des Erwerbers des Jmmobils 

- " )  I I ,  598 .  1024 .  
'») II. 514. 715. 41. 48. 1023. 
'») II, 427. 516. 864. 
'«) II. 1093. 
"») I. 788. 849. 984. II. 210. 47. 1442. Außerdem kommt in I. 

635 die Zustimmung einer die Leibzucht an einem vom Orden veräußerten 
Hause genießenden Wittwe und in II. 1563 die des Ratheö hinsichtlich eines 
an die Stadtfestungswerke angrenzenden Hauses vor. 

Vgl. v. Bunge, a. a. O. S. 217. 
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über vollständige Befriedigung erbrechtlicher Ansprüche, desgleichen 

Verzichtleistungen auf alle ferneren Anforderungen, nament­
lich auf die Beisprache bei künftigen Veräußerungen, theils von 

Seiten des Auflassenden selbst, theils von Seiten dritter Personen, 
verbunden^"). 

11) In zwei Fällen werden Auflassungen, die nach Angabe 

des Auflassenden bereits in früheren Jahren stattgefunden hatten, 

wiederholt vorgenommen^), wahrscheinlich weil die Zuschrei­

bung im Erbebuche in Ermangelung von Nachweisen über die 

früheren Acte nicht anders als durch erneute Vornahme derselben 

herbeigeführt werden konnte. 

§ 12. 

Beisprache. Gewährleistung. Bürgschaft für die Gewähr. 

Wer bei der Auflassung gegenwärtig war, mußte, falls er 

die Veräußerung des Jmmobils anfechten wollte, sofort seinen 

Widerspruch („d^sxrake") verlautbaren, widrigenfalls er deS 

Rechts zur Anfechtung verlustig ging^^). Die vom Rathe ap-

probirte Auflassung war hinsichtlich aller dabei Anwesenden dem 

gerichtlichen Urtheil gleichgestellt, gegen welches eine Berufung 

(das Schelten) ebenfalls nur sofort nach der Eröffnung statthaft 
war^o). ^n Statuten soll ferner Jeder, der das Immo­

bil dem Erwerber abgewinnen will, es binnen Jahr und Tag 

gewinnen oder verlieren^^), — ein Satz, der offenbar nicht auf 

eine Beschränkung der Dauer des Rechtsstreites zu beziehen, 

sondern dahin zu verstehen ist, daß Anwesende den verlautbarten 

1") I, 1019. 1104. II. 124S. 89. 1535. 
i'°) II, 44. 430. 

Umgearb. Stat. I, S. Die Benennung findet sich in 
den umgearbeiteteu Statuten nicht, ist aber in den Erbebüchern üblich und 
kommt schon im Rigisch-Hapsalschcn Recht, Art. 3l, vor. 

t«<>) Vgl. v. Bunge, Die Stadt Riga S. 359. 
"i) Umgearb. Stat. IV, 1 §§ S u. 6. 
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Widerspruch binnen Jahr und Tag (vom Auflassungstage an 

gerechnet) durch Klageführung verfolgen, Abwesende aber binnen 

gleicher Frist nicht nur die Beisprache, sondern auch die Klage 

zur Durchführung derselben erheben müssen )̂. Eine Verlän­

gerung der Frist zu Gunsten außer Landes Befindlicher, wie 

solche in Hamburg und Lübeck Rechtens war, ist in Riga ohne 

Zweifel nicht zugelassen worden^ ̂ ). 

Im ersten Erbebuche ist im I. 1469 bei einer Auslassung 

eine Einsprache nebst dem darauf gegebenen Bescheide des Rathes 

verzeichnet^)^ im zweiten aber finden sich nur gelegentliche 

Erwähnungen früher stattgehabter Beisprachen"5). Aus den 

Daß die angeführten Bestimmungen der Statuten vom Rathe in 
diesem Sinne ausgelegt wurden, ergiebt sich aus mehreren in der Brauer­
schen Sammlung von Präjudicaten (lit. äs Lmptions et Venäitiovs) auf­
behaltenen Erkenntnissen. So heißt es in einem Urtheil vom 20. Sept. 1622: 
„Weil die bey der gethanen Aufftracht geschehene Beysprach innerhalb Jahr 
und Tag nicht gebührlich afterfolget, als ist dieselbe vor erloschen gehalten", 
und in einem solchen vom 27. Mai 1664: „Alldieweilen der Kaufcontract 
des Packhauses von den Creditoren innerhalb Jahr und Tag nach geschehenem 
Aufstrage in den öffentlichen Gerichtstagen nicht wiederfochten worden, daß 
derhalben die schlechte und weiter bey'm Untergerichte nicht afterfolgte Bewah­
rung erloschen sey." 

"') S. oben S. 8 aä P. 4 und hinsichtlich Lübecks Hach, (?oä. II, 

34 (Rev. 85). 

'") I, 978 (ll. L. 2953, 36): „Hans Nnnsters seliger xsäeekt-

uisss Lins nalaten kusskrouvve keüt uxgelstev Andreas Broten sn Imss 

mit smer tkodskormAke, in der santstratea tugseken Hang Kerenraäez 

unäe Lisriel: ?o1mavus kuseren delsKsn, erMiol: to desitten. Des iss 

xelromen vor äeu raät am vegegtell kriäags na s. Margareten äaxs a. 69 

Rinriclc Lvarts, vankaMixli tor ^eledorgk, mit ener ntdxesueäen üeääellell 

vorsegelt, vesslislven so delkt äs raät gegunt uväe togelaten äusssm 

Linriell Lorten. äat Ks sal unäe maek antasten äat vorsekreven duss 

mit äeu anäeren guäeren, äs äarinne sin, alse äat Hans Nunsters viiä 

deR nalaten to ^närsas (Zroten siner lcinäere delioik, alsoäanem do-

sekeäe: vvsret äat z^manäes äar tosprake to keääs eM tosxrske äeäs 

^are unäe äaZtis, des sal en zsäerman unvorsumet sin. unäe sal 

äarumme Zkan alse äat en reodt utkvlset. Xcta sunt daee ksria sert» 

xost Margarete (14. Juli), a. (14)69." 

!»S) II. 411. 501. 662. 810. 33. 1466. 



73 

betreffenden Jnscriptionen geht hervor, daß die Beisprache die Ver­

wertung im Erbebuche hemmte. Wurde sie zurückgewiesen, so 

trug man die Auslassung mit ihrem früheren Datum später in's 

Buch ein"6); wurde sie aber als begründet erkannt, so war 

dadurch die Auflassung umgestoßen"?) und es mußte erforder­

lichen Falls eine neue dem Urtheil entsprechende Uebertragung 

des Jmmobils stattfinden"^). 

In Rechtsstreiten, die in Folge von Beisprachen geführt 
wurden, bestand das Fundament der Klage regelmäßig in der 

Behauptung, daß Derjenige, von dem der Erwerber sein Recht 

6us das Immobil ableitete, zur Veräußerung desselben nicht befugt 

gewesen sei"*). Von größter Wichtigkeit war daher der Grund« 

sah, daß der Auflassende innerhalb der Frist von Jahr und Tag, 

in welcher die Anfechtung erfolgen konnte, dem neuen Besitzer 

i«6) II, 810: „Hans und Aottsokalok katderok gedröders vor e^nem 
«rbarn rade kedbsn uxgelaten?g>1m Rigemau einen gardeu er?-
lielc to desittevde. ^.etum tridagos vda ^okannis (23. Juni), a. 1533. 
viss daveogescdreveii garden vas gediesxraket vav Rodert Ouerkopsv, 
ist sver niedt vorkordert vordeo.- Eingetragen ist diese Jnscription erst 

nach einer vom 12. Dec. 1539. 
!v7) Vgl. Stob de in den Jahrbüchern für Dogmatil XII, S. 197 

Anm. 162, woselbst die abweichende Ansicht Baumeister'? widerlegt ist. 
DaS Erkenntniß hatte auch in Riga diese Wirkung. In einem Urtheile des 
Raths vom 7. Sept. 1633 heißt eS, daß, weil der Verkauf und Auftrag des 
HauseS von einem Nichteigenthümer ausgegangen, das dowiuiain auf den 
Käufer nicht habe tranSportirt werden können, — in einem Urtheile vom 
S. Juli 1667 aber wird ein ohne Zustimmung der Verwandten geschehener 
Auftrag ausdrücklich als „verfallen" erklärt, und das streitige Haus den 
nächsten Verwandten zugesprochen (Brau er's Sammlung von Präjudikaten 

lit. Camillas dereiseuudas und de Lmptions et Venditions). 
i»S) Ii, Eggerts vor dem erssmeu sitteodsn rade letk 
Laus Rerderdes kus 20 und als datsolvjgs dus und 

k?Qö tdodekorxnA gedaedtev dlaas Eggerts van 5aoob lloxpener vordea 
^pgelaten (diese frühere Auflassung ist im Erbebuche nicht verzeichnet) und 
van Akmsldeu Laus Rsrl>erdes b^gespraket und gefordert mit reedts, ertk-
Uolc to desitten. (Zesokeu donredages vor I^etsre (7. März), a. (15)21. 

i»9) S. die eingehenden Erörterungen hierüber bei Lab and, die ver­
mögensrechtlichen Klagen S. 259 ff. u. 279 ff. 
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zur Gewährleistung verpflichtet war^"). Als Autor des' 

Beklagten mußte er nicht nur die processualische Vertretung 

desselben übernehmen, sondern auch, salls ein gekauftes Immobil 

dem Käufer durch gerichtliches Urtheil abgesprochen wurde, dem­

selben einen Schadensersatz leisten, der in Riga, wie in Ham­

burg und Lübeck, ein für alle Mal auf 20 Procent des Kaufprei­

ses normirt war^^). Diese Ersatzsumme, in den Statuten 

,,betrinke" (Buße) genannt, bildete eine Vergütung für die 

dem Käufer durch die EntWährung erwachsenen Nachtheile; selbst­

verständlich war der Käufer außerdem zur Rückforderung dessen, 

was er in Folge des Kaufgeschäfts bereits geleistet hatte, be» 

rechtigt. 
Da dem Erwerber eines Jmmobils in der Person des Aus­

lassenden nicht immer die genügende Sicherheit für die Gewähr­
leistung geboten war, so konnte er von demselben die Stellung 

von Bürgen für die Gewähr fordern, welche eintretenden 

Falls zur Abfindung dritter Personen mit ihren Ansprüchen und 

zur Schadloshaltung des Entwährten, namentlich auch zur Ent­

richtung der Buße von 10 Procent des Kaufpreises, verpflichtet 

waren"2). Auffallend ist, daß, während in Hamburg die Stel­

lung von Bürgen bei Verlassungen die Regel war und stets 

im Protocoll bemerkt wurde^), in den Rigischen Erbebüchern 

derselben kein einziges Mal Erwähnung geschieht. Daß solche 

Bürgschaften in Riga nicht vorgekommen seien, ist hieraus srei-

'°°) Umgearb. Etat. IV. 1 §§ 3—6. Diese Verpflichtung wurde von 
dem Auslassenden bisweilen noch besonders anerkannt, indem der gewöhn­
lichen Formel, daß das Immobil zu erblichem Besitz ausgelassen werde, hin­
zugefügt wurde: „yuiä uaä kriZs vor alls bispraks to 
»Loväer diesxrake, ans maomAlieks ansxraks" (II, 681. 866. 1083). 
Auch erging von Seiten des Gerichts an den Käufer die Aufforderung, sich 
die Gewähr leisten zu lassen; s. oben S. 51 P. 4. 

"") Vgl. Laband a. a. O. S. 286 und oben S. 8 aä P. 4. 
"») Umgearb. Stat. IV. 1 §§ 3 u. 6. Vgl. Stobbe a. a. O. S. 19? 

Anm. 16S. 
S. oben S. 7 sä P. 2. 
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lich nicht zu folgern, doch scheint es, daß man in spätererWeit 
von der Bürgschaft in diesem Falle selten Gebrauch gemacht und 

sich auf andere Weise wegen der Gewährleistung sicherzustellen 
gewußt hat. 

§ 13. 

Wirkungen der Auflassung. 

Im Vorhergehenden ist die Auflassung als derjenige gericht-

iche Act behandelt worden, durch welchen der Uebergang des 

Eigenthums an Immobilien bewirkt wurde. In welchem 

Sinne dies zu verstehen ist, bedarf jedoch der Erläuterung ̂  

In den ersten Jahrzehnten der Stadt gebührte dem Bischof 

als Landesherrn das alleinige Recht, einzelnen Personen Wohn^ 

Plätze zu verleihen, nach Einsetzung des Rathes aber ging dieses 

Recht auf die Stadtobrigkeit über, von welcher Grundstücke in 

der Regel gegen einen Grund« oder Erbzins an die Bürger zu 

veräußerlichem und vererblichem Recht ausgethan wurden'^). 

Von dem Zinse waren die schon früh der Kirche zugetheilten 

und ohne Zweifel auch die seit dem I. 1330 dem Orden ein­

geräumten Besitzungen befreit; auch von diesen aber wurden 

einzelne Stücke an Privatpersonen gegen Grundzins überlassen. 

Das höchste Recht an Grund und Boden stand mithin, außer 

der Kirche und dem Orden, der Stadtobrigkeit zu. Einzelne oder 

Eorporationen konnten ursprünglich Rechte an Grundstücken 

nicht anders als durch Verleihung von Seiten des Grundherrn 

erlangen. Der Grundzinsmann erwarb in Betreff des ihm ver-

Das Folgende ist, so weit eS die ersten Jahrhunderte der Stad5 
betrifft, der Darstellung von Bunge's (s. Die Stadt Riga S. 77. 82. 1Z4 f. 
212 f.) entnommen, die über die ältesten städtischen Grundbesitzverhältnisse 
zuerst Licht verbreitet hat. Nur hinsichtlich der Benennung des dem Grund­
zinsmann zuständigen RzKts haben wir einer abweichenden Ansicht folgen 
zu müssen geglaubt. 

Es war dies eine Erbleihe, die im Mittelalter, namentlich bei 
Gründung von Städten, vielfach üblich war; s. Stobbe, Deutsches Privat­
recht II, S. 205. 
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!iehenen Grundes und Bodens sowohl als der darauf errichteten 

Gebäude den Rechtsschutz, die Nutznießung und das Recht zur 

Veräußerung und Vererbung; das Recht des Grundherrn dagegen 

bestand in dem Anspruch auf den jährlichen Zins, so wie 

darin, daß ein auf zinspflichtigem Grunde erbautes Haus nicht 

ohne Genehmigung des Grundherrn verkauft werden durfte und 

Letzterem ein Vorzugsrecht zum Kaufe für den von einem 

Dritten gebotenen Preis zustand. 
Die Terminologie der älteren Quellen ist keine fest aus­

gebildete. Sie sprechen gewöhnlich im Allgemeinen von dem 

Besitzen oder Innehaben („Kaders, xossiäers, besitten") von 

Immobilien, doch fehlt es auch nicht an genaueren Bezeichnun­

gen. Dahin gehört Folgendes: 
1. In der vom Rathe im I. 1232 erlassenen Verordnung 

über die Vergebung von Grundstücken in der Stadtmark 

werden die an die Bürger vertheilten Landparcellen, die 

nach acht Jahren zinspslichtig sein sollten, im Gegensatz 
zu den angrenzenden „axri civitatis" zu wiederholten 

Malen „axri xroxrii" benannt'"«). 

2. Häuser und Grundstücke werden in den Quellen „äomus 

xroxria, ortus xroxrius, szm e^en kus" (zum Unter­

schied von einem Miethhause)̂ ), ^r Besitzer aber: 
„18 cujus äowus est, eui xsrtinst äowus, äs dsrs äss 

kusss, äs man äss äat dus sin is, äsms äat srvs 

tdodskoret"'^) genannt. Die umgearbeiteten Statuten 

haben noch die besonderen Benennungen „srns unäs 
s^dsn"^)  und öf ters  „ torkaekt  SA6i i "2oo)  

"«) v. L. 114. 
Aeltestes Stadtr. 8. Rig.-Haps. Stadtr. 27. Erbebuch l. 114. 251. 

"») Aeltestes Stadtr. 24. 25. Umgearb. Stat. II. 8 § 2. IV. 4 § 4. 
s zz 1, 4 u. 5. 11 8 1. Erbebuch I. 28. 33. 45. 55. 95. 96 u. v. a. 

"">) Umgearb. Stat. II. 22 § 1. 
«°> Ebend. II. 19 5 1. IV. 4.17. VII, 2 § 2. 6. S. auch das Rigische 

Schuldbuch ^ 212. 
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3. Im ersten Erbebuche wird im I. 1413 ein Theil eine^ 

Hauses „cum omni Hurs st xroxristats, qus com-
pstsbant et aä ixsum (den Veräußerer) sxsotadant^ 

ausgelassen«"'), im I. 1437 aber wird „soäaviek 

avKSvaU, rsektioke^t unä s^snäom^ erwähnt, daS 

einem Verstorbenen an einem Grundstücke zugestanden 

hatte und durch Erbrecht auf seinen Sohn übergegangen 
war«"«). 

Da sich in älterer Zeit nur wenige Spuren eines Einzelnen 

zuständigen echten Eigen finden««^), so kann darüber kein Zweifel 

obwalten, daß sich die angeführten Benennungen auf zinspflich­

tige Grundstücke und auf denselben befindliche Gebäude beziehen. 

Solche Immobilien wurden als Eigenthum des Erbzinsmanns 

betrachtet, weil derselbe die wichtigsten Rechte eines Eigenthümers 

ausübte und insgemein als Solcher erschien««"), tzg darf daher 

im Sinne einer Zeit, welcher der Begriff des getheilten Eigen­

thums geläufig war, von einem Eigenthum an erbzinspflichtigen 

Grundstücken gesprochen werden. Gegenüber dem obersten Rechte 

des Grundherrn war  d ieses Recht  e in  abgele i te tes (Unter­

oder Nutzungs-) Eigenthum, und letzteres als das die Regel 

bildendeist in Obigem gemeint, wo vom Eigenthum an Immobilien 

im Allgemeinen die Rede ist. 

In späterer Zeit wurde das Erbzinsrecht nach den Grund­

sätzen des römischen Rechts über die Emphyteuse beurtheilt«^)». 

-«") !, 52!. 
-»-) I, 752. 
20») I, 60 (vom I. 1388): X läßt dem L einen Garten „likere xvk-

kiäevämn sine censu" auf. Vgl. auch die Urkunden des Rigischen Rathes 
im v. L. 110 u. 766 a. 

2°<) Darüber, daß diese Auffassung, namentlich in Beziehung auf das 
Erb zinsrecht, im Mittelalter gewöhnlich war, s. besonders Stobbe, Deut­
sches Privatr. II, S. 50 Anm. 8 u. S. 57. 

20b) S. Erkenntnisse des Ratheö aus den Jahren 1633 u. 1655 irr 
Brauer's Präjudicaten-Sammlung suk ^it. äe ?euäis et Lmpdzftsusi. 
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was sich durch die Verwandtschast beider Institute, insbesondere 

aber auch dadurch empfehlen mußte, daß die in der Doctrin 

Äber die Emphyteuse herrschende Lehre vom äominium äireotum 

und utile sich auf das zwischen dem Grundherrn und dem Erb« 

zinsmann bestehende Rechtsverhältniß ohne Schwierigkeit an­
wenden ließ. 

Nach den Erbebüchern ist stets das Immobil selbst der Ge­
genstand der Auflassung, in den meisten Jnscriptionen wird aber 

am Schlüsse kurz angegeben, in welcher Weise der Erwerber 

dasselbe besitzen solle^«). Der Wortlaut der Schlußformel ist 

im ersten Erbebuche ein ziemlich mannigfaltiger. In den latei­

nischen Jnscriptionen heißt es gewöhnlich: „N. resi^navit 
R.  äomum (aream etc . )  Uders xoss iäenäam" 

oder  , ,^ 'ure dersä i tar io  xoss iäenäam" oder  „ l idere et  

dereäitarie xossiäenäam" Sonstige hierbei gebrauchte Aus­

drücke sind: »lidere ex omni parte xossiäere^^), lidere x. 

dereäitkmäo xueris suis xerxetuis temxoridus^v»), lidere x. 

xrout M RiZenss requirit-"^), Kniete xueris xuero-
rum ^ure (more) oivili oder dereäitarie more oivili 

lidere xaeitioe c^uiete liereäitarie vaore eivili 

oiunino et lidere xerxetue x. lidere^s^ xerxetuis 

teiuxoridus x. et oxtinsrs"^«). Schlußworte der nieder-

2°°) Etwa einem Drittheil der Jnscriptionen des I. Erbebuches fehlen 
diese Schlußworte gänzlich, im II. Erbebuche werden sie fast ausnahmlos 
angewandt. 

I. 64. 
I, 82. 

«") I. 98. 
->°) I. 214. 326. 
-") I. 233. 

I, 323-30. 32. 33. 35. 37-43. 43. 51—54. 56—66. 72. 73. 75. 
76. 94. 

-») I, 345; etwa» verkürzt in 346. 47. 85. 87. 
-") l. 369. 
-") 1. 522. 
-'«) I. 53Z. 
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deutschen Jnscriptionen sind: „erNiekon (na srSrsodto) to dssit-
tsn, e^sliken (to ewigen tiäsn) vr? to d., eiMieksa vr^ to b* 

Im zweiten Erbebuche ist die feststehende Formel: „srkkliolc 
to desi t tsnäs" ,  d ie  o f t  durch Hinzufügung von «kr i^s  unä 
guiät^ erweitert wird. Nur wenige Jnscriptionen (vom Jahre 

1563an)haben: „eiMelcs unä eiA6ntl»um1iok"oder „orNiod, 

unä eigen to dssittsn'^i^ beiden Erbebüchern wird 

häufig in Verbindung mit der Schlußformel auch noch ausge­

sprochen, daß der Erwerber das Immobil eben so besitzen solle, 

wie der Veräußerer selbst oder seine Vorgänger es besessen haben 
(„sieut jpgg possiäsbat st kabuit, siout 8ui antsosssorss ixsam 

äoraum ante xosssäsrunt, 80 als äat R. Is. xlaok to dssittsnäs 

xliokes Ks soäans bssstsn," und ähnlich). 

Im Allgemeinen pflegte bei der Auflassung nicht ausge­

sprochen zu werden, daß das Recht selbst, welches bisher dem 

zustand, nunmehr auf den L übergehe, sondern es wurde durch 

dieselbe dem L ein bestimmt benanntes Besitzrecht übertragen 

und vom Gericht in ähnlicher Weise, als wenn er es im Proceß 

erstritten hätte, zuerkannt̂  ̂ ). Dem entsprechend ist auch in 

den Schlußworten der Rigischen Erbebücher-Jnscriptionen ein 

präciser Ausdruck für das Recht selbst, das der Erwerber des 

Jmmobils erlangen sollte, nicht zu finden. Dieselben enthalten 

nur eine Besitzübertragung^v). In welchem Zusammenhange 

aber letztere mit dem Uebergange des Eigenthums stand, dürfte 

sich aus folgender Betrachtung ergeben. 

-") II, 1297. 130t. 6. 1407. 1670. 
"«) Stobbe, in den Jahrbüchern für Dogmatil XII, S. 196 ff. 

Die meiste Aehnlichkeit mit den Rigischm Schlußformeln zeigen 
diejenigen der Jnscriptionen des Kieler StadtbucheS (1264—1289; Ausg. 
von Hasse, Kiel 187s), in welchen, falls nicht einfach die Worte «libero 
resignars" gebraucht werden, eS gewöhnlich heißt: „resiAvars Hur o 
koreäitario (zuweilen mit zugefügtem „xerpetualiter") possiäei' tsm". Auch 
in den Jnsct iptionen des Lübischen OberstadtbucheS wurde «,ußer dem Er­
werbstitel, die Art deS Besitzes angegeben; s. Frensdorfs, Verfassung Lü° 
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Im Zeitalter der Rechtsbücher ging überall, wo die Auf­

lassung nicht als Erforderniß für den Erwerb dinglicher Rechte 

galt, das Eigenthum an Grundstücken über, sobald dem Erwerber 

auf Grund des Veräußerungsgeschäfts der Besitz des Immobile 

übertragen worden war^o). Befand er sich Jahr und Tag in 

unangefochtenem Besitz, so erlangte er die rechte Gewere^»), 

d. h. es wurden durch den Zeitablauf alle dem nutzbaren Besitz 

des Grundstücks entgegenstehenden Rechte präcludirt̂ )̂ und 

der Erwerber war befugt, sich durch seinen alleinigen Eid über 

den rechtmäßigen Erwerb seines Rechts gegen alle Angriffe zu 

schützen. Binnen Jahr und Tag konnte der Besitz und in Folge 

dessen auch das durch Besitzantretuug erworbene Eigenthum 
gebrochen werden; die Erlangung der rechten Gewere aber hatte 

auf das Eigenthumsrecht an sich keinen Einfluß, da sie keine 
erwerbende Verjährung war, mithin nicht materielles Recht er-

zeugte, sondern die Ansprüche dritter Personen ausschloß und die 

processualische Lage des Eigentümers günstiger gestaltete. Diesen 

Standpunkt nimmt das Rigisch-Hapsalsche Stadtrecht ein, wel­

ches im Art. 31 von dem Veräußerungsgeschäft und dem nach­

folgenden unangefochtenen Besitz von Jahr und Tag, der die 

rechte Gewere erzeugte^»), handelt. Ein besonders wichtiges 

becks S. ISS. DaS älteste Hamburgische Erbebuch (^eta voram eonsulibus 
in resignatione kereäitatain, herausgegeben von Reimarus in der Zeit­
schrift für Hamburgische Geschichte I, S. 329 ff.) hat in der Regel nur „re-
sixvare" ohne weiteren Beisatz. 

2-o) Stobbe a. a. O. S. 210. Desselben Handbuch des deutschen 
Privatrechts II. S. 171. 

"') Vgl. überhaupt Stobbe, Handbuch des deutschen Privatrechts II, 
S. 22 ff. Ter Besitz brauchte nicht factisch ausgeübt zu werden, es genügte 
vielmehr, wenn der Erwerber die Nutzungen des Jmmobils selbst oder durch 
Stellvertreter gezogen hatte; s. Lab and, Die vermögensrechtlichen Klagen 
S. 292 ff. 

2") Darüber, welche Rechte namentlich hierher zu rechnen sind, s. La-
band a. a. O. S. 324 ff. 

2") Die Rigifchen Quellen kennen den Ausdruck „reckte xe^ere" nicht, 
eS wird jedoch gestattet sein, ihn hier zu gebrauchen, da das Rechtsinstitut 
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Moment war hierbei die Besitzantretung, denn sie bewirkte 
in Verbindung mit dem vorausgehenden Vertrage den Ueber-

gang des Eigenthums und war der Anfangspunct der Frist, 
binnen deren letzteres unanfechtbar wurde. 

Als nun die umgearbeiteten Statuten die Auflassung sür 

die Veräußerung von Immobilien vorschrieben, wurden hinsicht­

lich des Rechtsgeschäfts keine neuen Bestimmungen getroffen: 

der Vertrag allein gewährte nach wie vor kein dingliches Recht, 

sondern nur ein s. g. M aä rem, ein dinglich wirksames Recht, 

vermöge dessen Derjenige, dem ein Immobil übertragen werden 

sollte, wie früher die Besitzübertragung, so jetzt die Auflassung 

fordern und nötigenfalls auf gerichtlichem Wege herbeiführen 

konnte. An die Stelle der früheren außergerichtlichen Besitz­

übertragung trat der gerichtliche Act der Auflassung, bei welchem 

es nebensächlich war, ob die Besitzantretung etwa schon vor der 

Auflassung erfolgt war oder erst später (z. B. bei Vergabungen 

auf den Todesfall) stattfinden sollte^^). Da dem das Besitz-

icecht anerkennenden öffentlichen Acte unmöglich eine geringere 

Bedeutung beigelegt werden konnte, als der früheren außergericht­

lichen Besitzantretung, so war durch die mittelst der Auflassung 

erfolgende Zusprechung des Besitzrechts dasjenige Erforderniß er­

füllt, welches allein noch zu dem vorausgehenden Rechtsgeschäft 

hinzutreten mußte, um den Uebergang des Eigenthums zu be­

wirken. Ein besonderer Ausspruch über solche Rechtsfolge war 

nicht üblich, Wohl aber wurde der Besitz als ein „freier, erblicher 

ewiger" u. s. w. bezeichnet, womit genügend zu erkennen gegeben 

war, daß derselbe als Ausfluß des Eigenthumsrechts geübt wer 

den solle. — Auch jetzt war der Besitz binnen Jahr und Tag 

selbst unseren Quellen wohl bekannt war und es an einer anderen passenden 
Bezeichnung mangelt. 

2") Vgl. Stobbe in den Jahrbüchern für Dogmatik XII, S. 199.— 
An vielen Orten fand übrigens neben der Auflassung noch eine feierliche 
Besitzeinweisung statt, von der sich jedoch in Riga knne Spuren finden. 

6 
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anfechtbar. Den Anfangspunct der Frist bildete nunmehr dev 

Auflassungstag, als derjenige, an welchem das Besitzrecht öffent­

lich übertragen war. Die nach Ablauf der Frist eintretende rechte 

Gewere hatte die oben erwähnten Wirkungen, konnte aber ihrem 

Wesen nach weder ein Eigenthumsrecht erzeugen, noch dem bereits 

erworbenen Etwas hinzufügen. 

Die Auflassung war demnach in der That eine auf Grund 

des vorausgehenden Rechtsgeschäfts vorgenommene, gerichtlich 

anerkannte Uebertragung des Besitzrechts, als solche aber bewirkte 

sie den Uebergang des Eigenthums. Daß letzteres in der Regel 

ein abgeleitetes oder Nutzuugs-Eigenthum war, ist bereits oben 

ausgeführt wordenes). 

In Folge des großen Gewichts, das man auf die Beurkun­

dung im Erbebuche legte, bildete sich in manchen Städten der 

Grundsatz aus, daß die Auflassung erst in Verbindung mit der 

nachfolgenden Zuschreibung im Buche den Uebergang des Rechts 

vermittle. In Lübeck namentlich galt der Erwerber eines Jm-

mobils nicht eher als Grundeigentümer, als nach Bewerkstelli­

gung der Eintragung ins Stadtbuch^«). Daß diese Auffassung 

auch in Riga Eingang gewonnen habe, läßt sich nicht nachweisen 

und ist schon deshalb nicht anzunehmen, weil in den Erbebüchern 

der Zeitpunct der oft erst nach längerer Zeit erfolgenden Zu­

schreibung gar nicht vermerkt wurde. Die Eintragungen bewahr­

ten hier ohne Zweifel den ursprünglichen Charakter eines Be-

22s) Da kaum zu bezweifeln ist, daß sich in Riga schon in dem hier 
behandelten Zeiträume eine größere Anzahl solcher Immobilien gebildet hat, 
an welchen Privatpersonen ein Eigenthumsrecht im heutigen Sinne des Wortes 
zustand, so befinden sich wahrscheinlich unter den zahlreichen Jnscriptionen 
über Auflassungen aus dem 15. u. 16. Jahrhundert auch solche, die sich auf 
zinsfreie (dem Obereigenthum des Grundherrn nicht unterliegende) Immo­
bilien beziehen. Ob dies der Fall sei, läßt sich jedoch aus der bei Auf­
lassungen üblichen Besitzübertragungsformel, die für beiderlei Arten von Im­
mobilien eine und dieselbe gewesen zu sein scheint, nicht erkennen. 

22«) Vgl. Stobbe a. a. O. S. 208. 
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iveismittels, welches an die Stelle des früher üblich gewesenen 

Gerichtszeugnisses getreten war und, da es einen vor Gericht 

vollzogenen Act betraf, nicht durch andere Beweismittel ersetzt 

werden konnte. Der Uebergang des Eigenthums war mithin 

-nicht von der Zuschreibung abhängig, letztere war aber für jeden 

Erwerber eines Jmmobils durchaus nothwendig, weil er ohne 

dieselbe gänzlich außer Stande war, sein durch Auflassung er­

worbenes Recht, beziehungsweise die nach Ablauf von Jahr und 

Tag eingetretene rechte Gewere, einem etwaigen Widerspruche 

gegenüber zur Anerkennung zu bringen. 

I. G. L. Mpiersky. 

B e i l a g e  I .  

Derzeichniß der in den Erbebüchern als Auslasset und Erwerber von 
Immobilien vorkommenden Corporalionen, Gilden, Genossenschaften, 

Kirchen, MohlthiitigkeitsanstMu u. s. m. 

I .  A u f l a s s e n d e :  
1) Der Rath („OonsuIawL, äorrüni xroeovsules et <nn-

sules, äe ersame raät") I, 47. 70. 92. 94. 261. 876. II, 367. 

2) Die Kämmerer („eamerarii oiviwtis, äekemerere", zum 

Theil mit Zusätzen, wie: »ex parte eivita.tis, ratione eonsulaws, 

van äer staät ive^en, van äes ra-äes ^veAen, van bovele unä 

dete äes ersaiuen raäes, in ndawen unä vulmaelit eines erdarn 

raäts«) I, 101. 2. 28. 34. 45. 53. 80. 94. 96. 293. 366. 96. 

24. 27. 38. 47. 58. 566. 93. 95. 96. 97. 604. 5. 17. 28. 

38. 84. 706. 14. 15. 59. 60. 61. 75. 81. 92. 823. 934. 45. 

1068. 1123. II, 7. 28. 51. 80. 90. 136. 52. 75. 205. 27. 

312. 15. 18. 531. 54. 66. 621. 722. 75. 994.1316. 66. 68. 69. 

82. 83. 1403. 4. 5. 6. 17. 65. 66. 80. 93. 94. 1511. 17. 

19. 34. 43. 56. 57. 65. 68. 83. 84. 85. 86. 87. 88. 89. 97. 

99. 1602. 7. 12. 13. 23. 25. 26. 36. 57. 60. 61. 63. 67. 
6* 
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3) DerUnterlandvogt im Namen des Rathesll,1552. 63. 54^ 

4) Die Tafelgilde der großen Gilde (der Aeltermann der 

großen Gildestube „van äsr droäsr unä sustsr äss ta.-

MAiläes") H, 32. 
5) Die Brüderschaft der kleinen Gilde (der Aeltermann der 

Aeinen Gildestube „vulmeccktieli siner droäkrs" oder äer 

KHM6N6Q broäsr ^76A6N^) II, 234. 577. 816. 

6) Die Tafelgilde der kleinen Gilde, die Tafelgilde zu St. 

.Jakob*) II, 1155. 1233. 

7) Genossenschaften: die Gesellschaft des KalandS (»äs ka-
lanä, voriger äss kalanäss") I, 1017. II. 13. Die Schwärzen-

Häupter II, 139. Unser lieben Frauen Brüderschaft II, 239. 

8) Handwerksämter: das Schneideramt I, 717. 93. Das 

Amt der Goldschmiede I, 911. II, 466. Das Schuhmacheramt 

I, 1031. 1107. II, 1155. 

9) Die St. Peterskirche („provisorss 8. ?stri, vormunäer 

io 8. ?etkr8 kereke, äs vormunäo V0r8t6näe unä xrovi80r63 äes 

^Wun8t6i3 8. ?6ter3") I, 466. 1044. II, 5. 306. 

10) Die St. Jakobskirche („vorwunäer s. ^a.eod8 kere^en") 

I, 875. 83. II, 29. 52. 72. 

11) Die Domkirche („kulineektiAö vorstenäsr äsr dilliAsn 

to Ri^s") II, 83. 1556. 57. 

12) Vorstände verschiedener Capellen: „vormunäer to unser 

löven vrou^ven ea-xelle in 8. ?6tsr3 I^6rol!6 aeliter äsrn eliors 

Lsr ?l088k0u^6r IcoxxrliÄNn" I, 1010. „VulmeedtiZs vormuri-

äkr ?6ter Linrielce8 eaxelle in 3. ?6ter8 kereke" II, 109. 94. 

232. „Vormunäer äer 86lmi886n ea-xellsn tom äoms im erues-

Z3.NA6, äs 86l6eax6ll6^ II, 225. 344. 

*) Daß die Tafelgilde zu St. Jakob mit derjenigen der kleinen Gilde 
identisch war, geht aus dem alten Rmtebuche (1453 — 1514) hervor, in 
welchem: „äs taKöl^iläe äes Kienen Aiiäestovens to s. ^aoob", ferner „cls 
eriike 8eiseiiop nnäe broäersedop äer tattelAiläe cles Kienen (^iiäestovsns 
to cien aimissen in s. ^aeolis kerken" u. äe a-imissen to s. ^aeob, äar de 
i>roäer im Kienen Kiläestoven vor raäsn", vorkommen. 
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13) Das Minoritenkloster („Ä6 graben monneke") I, 995. 

14) Der Convent der grauen Jungfrauen („veroräents 

vorstenäers äer graben MNAkkrowen dünnen Rige^) II, 1008. 

25) Der heilige Geist und dessen Kirche („xrovisores äo-
mus s. Lpiritus, vormunäsr unä vorstenäer äes killen glie^stes, 

vorstenäer äer kernen äes dilligen geeistes-) I, 455. 523. 

54. 1110. II, 181. 84. 351. 404. 61. 539. 

16) Das Hospital zu St. Georg («vorstenäer s. ^uriens") 

II, 405. 15. Siehe auch die folgende Nr. 
17) Armenanstalten: «vulmeodtige vormunäer äer dus-

armen ̂  1,1138. «Vorstenäer äer gemenen armen (äer armen) ̂  

II, 262. 1071. 1155. 79. «Vorstenäer äer armen ?u s. ^ür-

gen« II, 1558. 59. 60. 61. 62. 63. 64. 70. 72. 1652. 53. 

18) Das Elendhaus am Domkirchhofe. (Von drei Gebrü­

d e r n  G e n d e n a  w i r d  d i e s e s  E l e n d h a u s  i h r e m  B r u d e r  H a n s  

Gendena aufgelassen, dasselbe scheint daher eine Familien-

stistung gewesen zu sein.) I, 1113. 

19) Die Verwaltung der ehemaligen Capitelsgüter (»vor-
oräentde volmeektigs unä develkeddere van e^nem ersamen 

raäe unä ganzer gemene, äer duse, 20 etdwan äen geäiedten 

gotklosen geistlieken, als äem eaxittel tlio Rige, tkogedort 

unä it^unt nad vorwöge gotliekes woräes ut oräentlielcer krakt 

angetastet, in eMen edristiioken gedruek, als tdo notäorkt äer 

armen, gekeret s^n unä wor iä oräentlieke geaalt nuttest 

seden iveräen") II, 501. Die Verwaltung der Kirchen- und 

Armencasse («vorstenäer äes kerekentresels unä äer armen^ 

oder «äes Femen kerekenäresels") II, 691. 794. 

20) Die Delegirten in Angelegenheiten des neuen Wall­

baues („äe veroräenten äes malles", vom I. 1555 an vor­

kommend) II. 1171, 72. 1215. 19. 24. 44. 

21) Der Ordensmeister und der Orden («äe doekweräigs 

unä grotmeedtige der Mister to I^Äanät, äe duskumxtdur 

van äes mesters unä äes oräen wegen-) I, 228. 635. II, 280. 
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22) Der Administrator von Livland (Johann Chod-

kiewicz) und die königliche Majestät zu Polen II, 1624. 

II. Erwerber von Immobilien: 

1) Der Rath und die Stadt («Oonsulatus, eivitas Rissen-

Li8«) I, 44. 369. 70. 533. 44. 635. 
2) Die Kämmerer Namens der Stadt I, 522. 69. II, 415. 

3) Die Taselgilde der kleinen Gilde («oläerluäe, oläiste unä 

gemeine droäer äer taSelgiläe Ä68 kleinen g^läestoven") II, 

296. 748. 

4) Handwerksämter: das Knochenhaueramt, das Fleisch­

amt I, 650. 732. Das Amt der Goldschmiede I, 834. Das 

Schneideramt II, 947. 

5) Die St. Peterskirche («vormunäer äer kereken to 8. 
?eter«) I, 954. 1153. 

6) Die St. Jacobskirche («vorstenäere äer kerken 8. ^aeods 

in R^ge unäe ere nakomelinge in äersulvigen vormunäer-

seapp*) ^ 99g. 

7) Der heilige Geist («tulmeektige unä besteäigeäe vor-

munäer äes lmses, kaves unäe kereken äes billigen gde^stes 

dünnen Lige« Das Immobil wird ihnen aufgelassen «to nutts 
unä delwK äer sustere unä broäere äessulven billigen ge^stes 

van äer äruääen regulen s. ^raneisoi*.) II, 91. 

8) Das Hospital zu St. Georg («vormunäer to s. ^sur-
gen«) I, 937. II, 240. 

9) Das Elendhaus am St. Johannes-Kirchhofe («der OorÄ 
unäe Aosscckalek V^seli in vormunäersekopx unäe ere nalco-

melinge to äem elenäekuse Kart an s. ^okannes kerelcl»ovö"> 

I, 1098. 

B e i l a g e  I I .  
Die auf Sonntage hinweisenden Datirnngen der Erbebücher-Inscriptione». 

1. I, 1: Lerixtum in kesto xasode (2. Apr. 1385). 

2. I, 3: 8er. äominies, ante kestum ^odannis baxt. a. 33» 

(18. Juui 1385). 
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3. I, 47: 8er. in kesto b. ^iedaelis sud a. 87 (29. Sept. 1337). 

4. I, 56: 8er. a. 88, in kesto xaseds (29. März 1388). 

6. I, 145: 8er. a. ä. 1394 in kesto xsntdseostes (7. Juni 1394). 

6. I, 149: 8er. in vigilia I^aureneii wart. a. 94 (9. Aug. 1394). 

7. I, 242: 8er. a. ä. 1399, äominiea seeunäa xost xaseka. 
(13. Apr. 1399). 

8. 1,256: 8er. ipso äieUattkei axostoli,a. 99 (21. Sept. 1399). 

9. I, 272 u. 73: 8er. ixsa äominiea Invoeavit (7. März 1400). 

10. I, 277: 8er. in kesto xaseks, a. 1400 (18. Apr. 1400). 

1.1. I, 283: 8er. a. ä. 1401, ootava äie xasedo (10. Apr. 1401). 

12. I, 285: Datum a. ä. 1401, äominiea tsreia xost xaseds. 

(24. Apr. 1401). 

13. I, 290: Datum a. ä. 1401, oeto äies ante ksstum xsntdö-

vostöL (15. Mai 1401). 

14. I, 302: Datum a. quo suxra, oeto äies xost ksstum xasoks 

(2. Apr. 1402). 

16. I, 306; Datum in kssto xentkseostss (14. Mai 1402). 

16. I, 317: Datum a. 1403, 14 äies xost kestum xasods 

(29. Apr. 1403). 

17. I, 320: Datum a. yuo suxra, tres ebäomaäs xost ts8tum 

xaselis (6. Mai 1403). 

18. I, 324 u. 25: Datum in kösto Xatdsrins virg., a. 1403 

(25. Nov. 1403). 
1). I, 489: ^nno 1411, 14 äags vor xinxten (17. Mai 1411) 

2V. I, 676: ä. 33, ux mzsävastön (22. März 1433). 

21. I, 699: ä. 1434, äeeollationis ^okannis (29. Aug. 1434). 

22. I, 706: Dit gösedaek a. ä. 35, ux m^ävastsn (27. März 1435)' 

23. I, 780: ^.eta sunt daee a. 40, ux miävasten (6. März 1440). 

24. I, 975: ^.eta 8. d. a. ä. 69, 14 äags na xinxtsn (4. Juni. 
1469). 

25. I, 1026 u. 47: ä.eta s. k. a. 72, in xro568to 3. NarAarote 

(12. Juli 1472). 
26. I, 1139: ^.eta 8. d. in vigilia 8. ^eorgii (22. Apr. 1481). 
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27. II, 158. 60. 63. 64: Reseden im M 1506, am avenäs 

xuriüeationis Narie (1. Febr. 1506). 

28. II, 335 u. 39: (Reseden avenäes nativitatis Narie, a. 16 

(7. Sept. 1516). 

29. II. 1382 u. 83: ^.etum äen 22. veeemdris, a. 66 (22. Dec.. 

1566). 

3V. II, 1521, u. 22: ^.etum tages ?domas axostoli, a. 72' 

(21. Dec. 1572). 

Die vorstehenden Daten sind bei Anwendung der gewöhn­

lichen Reductionsregeln sämmtlich auf Sonntage, von welchen 

mehrere zugleich hohe Festtage sind, zu beziehen. Es ist jedoch^ 

hinsichtlich derselben Folgendes zu bemerken: 
1) ^.ä ^ 1. 3. 4. 5. 10. 15. 18. — Mit Westum« wird 

in der Regel der Festtag selbst bezeichnet. Daß jedoch dieses 

Wort bei Datirungen auch in einem andern Sinne gebraucht 

wurde, beweisen die Rigischen Burspraken (Quellen des Rig. 

Stadtr. S. 203 ff.), in deren Überschriften: «Oiviloyuium 
factum a Hominis eonsulidus a. 6.1376(1384), in kesto Ni-

edaelis; Do dursxrake in äem Mre unses deren ^desu Odristi 

1399, in äer Iioekt^ä s. Niedaelis äes Lrt^eengels; 

hursxrake to Rige a. ä. 1405, in kestod. Niekaelis ^.redan-^ 

geli«, das Datum nicht auf das Michaelisfest selbst, sondern 

auf einen nicht näher bestimmten, dem Feste vorausgehenden Ttg, 

bezogen werden muß, da schon die älteste Rathswahlordnung 

(Quellen des Rig. Stadtr. S. 241) die Verlesung der Bilr-

sprake am Sonntage vor Michaelis anordnet, mithin weder die 

Redaction noch die Verlesung der Bursprake am Michaelstage selbst 

stattgefunden haben kann. Mit Rücksicht auf diesen Sprachgebrauch 

ist es fraglich, ob die Daten: «in kesto xasede« u. s. w. mf 

den Festtag selbst oder aus die Festzeit überhaupt, die Festwoche, 

einen dem Feste naheliegenden Tag, den der Schreiber nicht ge­

nau angeben konnte, hinweisen. Ungewöhnlich ist eine solche 

Angenauigkeit der Zeitangaben im I. Erbebuche keineswegs, da. 
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dasselbe eine große Anzahl unbestimmter Datirungen enthält^ 

wie z. B.: na paseden (656), vor xalmsn (679), bz^ (um, 

nahe bei) a88umxtioni3 (700), 8. Nartin (702), 8. ^.n-

äreiv68 äags (703), na Niedaelis (1020), vor (Zregorü (1065), 

na Aregorü (1066), u. s. w. 

2) ^.ä 2.7. 9. 12. —Im I. Erbebuche finden sich fol­

gende Daten: 
I, 557: ?eria 86xta in äominiea l^uasi moäo geniti (12.. 

Apr. 1415). 
I, 585: I'eria 8exta in äominiea Reminiseors (20. März 

1416). 

In denselben ist «äominiea« offenbar in der Bedeutung von 

„Woche" gebraucht, da nur von einem Freitage in der mit dem 

angegebenen Sonntage beginnenden Woche die Rede sein kann. 

Ist aber ein solcher Sprachgebrauch in diesem Buche nachgewiesen, 
so scheint es nicht bedenklich, die Daten der unter 2. 7. 9. und 

12 angeführten Jnscriptionen ebenfalls nicht auf bestimmte Sonn­

tage, sondern auf die den betreffenden Sonntagen folgenden 

Wochen zu beziehen. Auch diese Datirungen können demnach zu 

den unbestimmten gerechnet werden. 
3) ^.ä 6. 25. 26. 27 28. — Unter «vigilia, protestum, 

avent« ist der einem Feste unmittelbar voxhergehende Tag zu 

verstehen, doch wird — freilich nicht als feststehende Regel — 

angenommen, daß bei Festtagen mit kirchlicher Vigilienseier, die 
auf einen Montag fallen, die vigilia auf den Sonnabend, den 

Tag der kirchlichen Vigilienfeier, hinweise (Grotefend, Hand­

buch der historischen Chronologie S. 36). Ob eine solche Feier 

bei den hier angeführten Festtagen in Riga üblich gewesen, muß 

dahingestellt bleiben, jedenfalls aber ist es zweifelhaft, ob die obigen 

Daten, in welchen die Festtage auf den Montag fallen, auf den Sonn­

tag oder auf den Sonnabend vor dem Feste zu beziehen seien. 

4) ^ä ^ 13. 14. 16. 17. 19. 24. — Diese Daten können 

zwar auf den 8ten, 14ten oder 21sten Tag nach, beziehungs-^ 
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A>eise vor dem Festtage gedeutet werden. Da indeß der Tag 

nicht genau bezeichnet ist, wie dies z. B. mit dem öfters vor­

kommenden „ootava. äis« vor oder nach einem Feste der Fall ist, 

so liegt die Frage nahe, ob nicht, wie noch heutzutage im ge­

wöhnlichen Leben mit den Worten: „8 Tage, 14 Tage, drei 

Wochen vor oder nach", der Zeitpunct nur annähernd bestimmt 

zu werden pflegt, so auch die hier vorliegenden Daten auf einen 

ungefähr 8 Tage u. s. w. vor oder nach dem Feste fallenden 

Tag hinweisen sollen. Eine derartige Anwendung des Ausdruckes 

findet sich in einer Jnscription des I. 1456 (I, 927), in wel­

cher das Datum lautet: ,8 äago vor s. Vitus äagd uxx äem 

malläagö*. Der Vitustag war ein Dienstag, der 15. Juni, 

der Montag aber, der hier offenbar gemeint ist (der 7. Juni), 

fiel nicht in die bei üblicher Mitzählung des Vitustages sich er­

gebenden 8 Tage, letztere sollen also nur die ungefähre Ent­

fernung des gemeinten Tages von dem Vitustage angeben. 

5) 20. 22. 23. — Mit «m^ävasten" wird, wenn 

es allein steht, gewöhnlich der Sonntag I^otaro bezeichnet; da 

jedoch dieses Wort auch die ungefähre Mitte der Fastenzeit, die 

Woche von Oeuli bis I^aetaro, bedeutet, so ergiebt sich ein Zwei-

sel darüber, ob nicht in den Worten: »ux inMvastön", eine 

unbestimmte, auf eine ganz Woche bezügliche Datirung vorliegt. 
6) ^.6 ^ 21. — Da dem Datum: «äseolla-tionls ^oks-ams«, 

keine der sonst stets gebrauchten Hinweisungen auf den Tag 

selbst („ux, ixso äis, in äio«) vorgesetzt ist, so kann dasselbe 

auch zu den vielen unbestimmten Datirungen des I. Erbebuches 

gerechnet werden. 

7) ^.ä. ^ 29 u. 30. —Die angeführten Jnscriptionen des II. 

Erbebuches stehen gleich zu Anfang der Eintragungen der Jahre 1566 

und 1572 vor den übrigen Jnscriptionen dieser Jahre, die ihnen 

der Zeit nach vorhergehen müßten. Es ist daher zu vermuthen, 

daß der Schreiber, der die im December der Jahre 1565 und 

^571 stattgehabten Auflassungen erst zu Beginn der folgenden 
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Jahre eintrug, durch ein Versehen die Jahre, in welchen er 

schrieb, statt der bereits abgelaufenen hineingesetzt habe. Dafür 

spricht auch der Umstand, daß in den beiden Jahren 1566 u. 72 
gegen den Schluß der Eintragungen sich Jnscriptionen vom De-

cember Monat mit andern Daten (im I. 1566 vom 6., 13. u. 

20. Dec., im I. 1572 vom 12. u. 19. Dec.) finden, das vom 

Schreiber mit dem Jahre 1572 versehene Datum des 21. Dec. 

aber auch einer Jnscription des I. 1571 beigesetzt ist. Höchst 

wahrscheinlich sind demnach die betreffenden Jnscriptionen in die 

Jahre 1566 und 1671 zu setzen, welchenfalls die Daten nicht 

auf Sonntage sondern im I. 1565 auf einen Sonnabend und 

im I. 1571 auf einen Freitag fallen würden. 

Es bleiben hiernach nur noch die unter 8. u. 11 ange­

führten Daten als solche übrig, die unzweifelhaft auf Sonntage 

LU beziehen sind. 

B e i l a g e  I I I .  

Daten der Erdeblicher-Inslriptionen einzelner Jahre 
aus der Zeit von 1385—157S. 

<Die in der letzten Spalte enthaltene Zahl giebt die Anzahl der Jnscriptionen 
an, welche mit dem betreffenden Datum versehen sind. Die mit einem 
Sternchen versehenen Daten gehören solchen Jnscriptionen an, die aus den 
ÄUf S. 38 angeführten Gründen bei Anfertigung der Tabellen (Beil. IV—VI) 

nicht berücksichtigt worden sind.) 

1395. (Ostern am 11. Apr.) 

Zxso äis Vineenoii mart̂ ris d. 22. Jan. Freitag. 1. 
In erg,8tino annunoiaoionis Na-

ris virA. , 26. März. „ 1. 
In et ^aeodi 30. Apr. „ 2. 
Ipso äis inventionis s. orueis 3. Mai. Montag. 1. 
In erastino b. ^oda-nnis antö 

xortam Î atinain 7. „ Freitag. 1. 
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?6ria 4. xost äominiea-m Kantate 12. Mai. 

In erastino aseensionis äomini 21. „ 

?6ria. 4. ant6 k68tum eorxori8 Odristi 9. Juni. 

I'eria, 6. ante k68tum nativ. d. <lo-

kannis daxt. 18. „ 
In xrokesto d. Naris Na.AZa.l6N6 21. Juli. 

Psria. 4. p08t Lostum d. -saeodi 28. „ 
^sria. 6. ante testum nativitatis 

Narie virA. 2. Sept. 

* ?6ria. 6. ante testum d. Niedaelis 24. „ 

?eria 4. xost testnin d. Niedaelis 6. Oct. 

^eria. 4. xost oeta.va8 d. Nieka6Ü8 13. „ 

In xrotesto unäseim Milium vir-

Ainum 20. „ 
In era.8tino Limonis 6t «luäs 29. „ 

In xrokssto Nartini exi8eoxi 10. Nov. 

In xrokesto L1i?a.d6tk viäu6 18. „ 

(Eine undatirte Jnscription.) 

Mittwoch. 2 
Freitag. 1 

Mittwoch. 1 

Freitag. 2 

Mittwoch. 1 

Donnerstag. 1 

Freitag. 1 

Mittwoch. 1 

Freitag. 1 

Mittwoch. 1 

Donnerstag. I 

I4l3. (Ostern am 31. 

?eria 4. äominiea Invoeavit 20. 

?roxima. äi6 8a.dda.ti ante äomini-

eam, c^ua. ea>ntatur Oeuli M6i in 

Ma.äraF68ima. 
?6ria. 6. in äominiea. (^ua.8i moäo 

Aeniti 12. 

I'eria 4. Nissrieoräias äomini 17. 

?eria. 6. Ni86rieoiäia.8 äomini. 19. 

Ls^uenti äi6 (^eor^ii 24. 

?6ria. 4. ante Ä3e6n8ion6m äomini 8. 

I'eria 4. intra. oetavam aseen8ioni8 

ddristi 15. 

^eria. 6. xroxima. ante xsntdeeosten 17. 

März.) 

Febr. Mittwoch. 1 

2. März. Sonnabend. 1 

Apr. Freitag. 1 

„ Mittwoch. 2 

„ Freitag. 1 

„ Mittwoch. 1 
Mai. .. 1 

Freitag. 
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Feria 6. xost oetavam corporis 

Okristi 
Ipso äis d. Larnado axostoli 

In vi^ilia. NarZaroto 

Feria. 4. ante nativitatem Nario 

^eria 6. xost v^onisii 

?sria 6. anto L^monis et ^uäo 

?6ria. 4. xost omnium sanotorum. 

(7 undatirte Jnscriptionen.) 

7. Juni. Freitag. 1 

11. „ Dienstag. 2 
12. Juli. Freitag. 1 

4. Sept. Mittwoch. 1 

11. Oct. Freitag. 3 

25. „ „ 1 
6. Nov. Mittwoch. 2 

1470. (Ostern am 22. 

I'eria 4. xost ex^xkanis äomini 10. 

I'eria 6. xroxima xost eonvers. s. 

?auli 26. 

I'oria 4. anto äominieam Oeuli msi 21. 

^.m äonnoräa^o vor Oeuli 22. 

* ?eria 6. a-nto ?a1marum 13. 

I'eria 2. xost asesnsionem äomini 4. 

* ^.nte Larttwlomei vor 

Dos kr^äaZos vor exalwtionis s. 

crueis 

^m m^äwöiLen vor Natke^ axost. 

et e^va-NA. 19. 

^.m a.v6näe s. Natdei axost. ot 

e^vanA. 20. 

^.m kriäaAS vor V^ovisii 5. 

^.m kriäa-AS neuest vor Nartini 9. 

* ^.m m^ä^ve^en neuest na Nartini 14. 

?oria 4. anto Tatkerins 21. 

Apr.) 

Jan. Mittwoch. 1 

„ Freitag. 1 

März. Mittwoch. 1 

„ Donnerstag. 2 

Apr. Freitag. 1 

Juni. Montag. 1 

Aug. 24. 1 

7 Sept. Freitag. 

„ Mittwoch. 1 

„ Donnerstag. I 

Oct. Freitag. 1 

Nov. „ 1 

„ Mittwoch. 1 

1494. (Qstern am 30. März.) 

Oes vriäaKkes vor liektm^ssen 31. Jan. Freitag. 

Des äonreäaZ'68 vor Rsminiseoro 
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(na. Invoe.) 

Des äuvrsäaAes vor I^etare ^eru-

83.ISM 

^.n äewe äa^s (^re^orü äes dill. 

xg.UN68tS8 

Des äinxteäaA68 na. ^uäiea, 

1)68 vriZäa.K68 na un868 dernn dein-

inelkart 

V63 vriAäa^68 vor Viti et NoÄ68ti 

d. wart. 

v6Läinxt6äaA68vor?6tri aä viveula 

1)68 vriZäaA68 vor nativitati8 Narie 

ZI. vir^. 
^.inrne sunnavenäe na nativitati3 

Narie virA. 

^.n äeine avenäe 8. I-uee äe8 dill. 

6^anAeIi8t6n 

20. Febr. Donnerstag. 3.. 

1. 6. März. 

12. 
18. .. 

Mittwoch. 1. 

Dienstag. 1. 

9. Mai. Freitag. 

13. Juni. 

29. Juli. 

3. 

1 Dienstag. 

5. Sept. Freitag. 2^ 

13. „ Sonnabend. 1. 

17. Oct. Freitag. 2. 

1507. (Ostern am 4. Apr.) 

1)68 äonn6räa.A63 vor Notare 11. März. 

I>68 äiNA63täa.A68 na I^etare 16. „ 

1)63 äonn6räaA68 na I^tare 18. „ 

I>63 8unnav6nä68 vor äeooll. ^0-

danni8 daxt. . 28. Aug. 

Vor nativitati8 Nario ä68 kriäa^es 3. Sept. 

V68 8unnavenäe8 na nativitati8 Narie 11. „ 

^.in sunnavenäe na eonoextioni8 

Narie 11. Dec. 

Oes kriäaA68 vor Idome axv8t6l 17. „ 

vriäa^6 na Mome axostel 24. „ 

1517. (Ostern am 12. Apr.) 

VriAäa^68 naek Reinini8e6r6 13. März, 

naed Oeuli 20. 

Donnerstag. 4» 

Dienstag. 1. 

Donnerstag. 2. 

Sonnabend. 2. 

Freitag. 3. 

Sonnabend. 3. 

„ 6. 
Freitag. 3. 

1-

Freitag. 2. 
9. 
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Vri^äa^es naoli Kantate 15. Mai. Freitag. 1» 

Lonavenäes na. aseensionis äomini 23. „ Sonnabend. 1. 
VriZäags naoli Lartdolomei 28. Aug. Freitag. 1. 

^ naeli na.tivita.tis Narie 11. Sept. 1. 
Lonavenäes naeli nativitatis Narie 12. Sonnabend. 2^ 

VrigäaZs naeli eoneextionis Narie 11. Dec. Freitag. 3. 

Lonavenäes naeli Nicolai exiseoxi 12. „ Sonnabend 2. 

1524. (Ostern am 27 März.) 

OonreäaZes vor Reminiseere 18. Febr. Donnerstag. 2. 

VonreäaZes vor Oeuli 25. .. »/ 1. 

Vri^eäaAes vor Oeuli 26. „ Freitag. 3. 

OonreäaAS vor I^etare 3. März. Donnerstag. 4. 

VriAsäaAes nali aseensionis äomini 6. Mai. Freitag. 1. 

„ vor x^nZsten 13. „ 2. 

„ nali nativitatis Narie 9. Sept. 2. 

^ nali exaltationis erueis 16. „ 3. 

DonreäaZes nali ^näree 1. Dec. Donnerstag. 2. 

VriZeäa^es nali eoneextionis Narie 9. „ Freitag. 3. 

Lonavenäes nali eoneextionis Narie 10. „ Sonnabend. 2. 

1526. (Ostern am 1. Apr.) 

DonreäaAes vor Natliie 22. Febr. Donnerstag. 1. 
„ nali Reminiseere 1. März. 4. 

„ vor I^etare 8. „ 1. 

VriAeäa^es vor ^oliannis daxt. 22. Juni. Freitag. 1. 

„ nali ^oliannis daxt. 29. „ 4. 

Lonavenäes nali ^odannis daxt. 30. „ Sonnabend. 3. 

VriAeäaZes nali visitationis Narie 6. Juli. Freitag. 4. 

„ vor nativitatis Narie 7. Sept. 5. 

2 nali nativitatis Narie 14. „ 9. 

« nali Iiamderti 21. „ , ,  1. 

„ nali eoneext. Narie (na 

Iiueio) 14. Dec. 7. 
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1531. (Ostern am 9. Apr.) 

VriAeäa.A68 kor Oeuli 10. März. Freitag. 2. 

5or I^stare 17. „ 2. 

vor «luäiea. 24. ? ?  3. 

vad 1rinitati8 9. Juni. 1. 

na.1i Viti 16. „ 1. 

vor ^odannis baxt. 23. „ 5. 

?> nali ?stri unä ?au1i 

axost. 30. „ 2. 

nali äeeollationiZ ^o-

davnis 1. Sept. 1. 

» am aedten äa^s Lex-
teindri8 8. „ 3. 

va.Ii exaltatlonis erueis 15. „ 4. 

>» va.Ii ^näres 1. Dec. 2. 

» nali I^ueis 15. „ 2. 

1548. (Ostern am 1. Apr.) 

?riäaZ68 naeli Oeuli 9. März. Freitag. 1. 
naeli I>6tar6. 16. „ 5. 

» naeli ^uäioa. 23. „ 3. 

» naeli Irinitatis 1. Juni. 1. 
naeli Lonikaeü 8. 2. 

äa^6 Viti 15. „ 3. 
PriäaA68 naeli Viti 22. „ 6. 

naeli LAiäii 7. Sept. 1. 
naeli na.tivita.tis Narie 14. „ 3. 

« naeli ^.närss 7. Dec. s? 2. 

» naeli eoneextionis Narie 14 7. 

1557. (Ostern am 18. Apr.) 

^rieäaSS naek Oeuli 26. März. Freitag. 2. 

?? naeli ^uäiea 9. Apr. 10. 
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^ naed Narion 23. Juli. ff z. 
vaed Natdöi axostoli 24. Sept. ff 2. 

„ aa-ek ^ioolai 10. Dec. ff 1. 
^ naoli Iiueis 17. „ ff 7. 

^ na-eli ?domg.6 axostoli 24. „ f^ 1. 

1567. (Ostern am 30. März.) 

Von 14. Nartii 14. März. Freitag. 5. 

?reitaA3 vor?a1warum 21. „ 6. 

Den 30. Nai 30. Mai. 1. 

Den 12. Lsxtemdris 12. Sept. 2. 

I'reitaZZ vor Natdasi axostoli 19. ,. // 3. 

^ vor Niedelis 26. „ ,, 8. 

^ vor Nicolai 5. Dec. 2. 

„ vor I^ueias 12. „ 1. 

„ vor ?koma.6 axostoli. 19. ., 7. 

1575. (Ostem am 3. Apr.) 

Den 11. Nartil 11. März. Freitag. 2. 

von ?röiwA vor ^uäiea 18. „ »» 13. 

völl 10. ^ullü 10. Juni. »f 1. 

^reitaZL vor ^odaimls da-xtiswö 17. 2. 

^dsriÄts visitatlonis Naria.6 1. Juli. »» 4. 

?reitaA68 vor I^ueiao 9. Dec. 1. 

Den 16. Oseemdris 16. 1. 

Den 23. veoemdris 23. „ ,5 2. 

7 
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B e i l a g e  I V .  
Sabelle zur Newficht der Anzahl von Erbebuch-Ivftriptioneu, Welt 
Asten m dem Aerlraume von 138ö dis 1482 auf die einzelnen Monate 

und Monatstage fallen. 

Monats 
tag Janucir Febr. März April Mai Juni Juli Aug- Sept. Octbr, Nvbr. Decbr. 

1. 4 4 1 1 1 5 2 2 1 1 

2. 5 2 3 — — 1 1 2 
3. 1 3 — 2 — 3 1 — 2 1 
4. 1 4 6 — 4 2 1 1 2 — 5 
5. 4 2 — 5 1 — — — 1 — — 
6. 3 1 4 3 2 1 — 1 2 3 — 

7. 1 1 4 — 2 4 5 — 7 — 1 3 
8. 2 1 1 — 5 1 8 — — — 2 — 

9. 3 2 4 1 6 3 3 2 1 3 1 1 
20. 1 3 6 3 1 1 — 3 1 4 6 
I I .  3 6 3 3 4 — 3 — 6 — 6 
12. 8 6 1 5 3 6 2 1 — 1 6 
13. 4 1 2 1 4 2 — — — 5 1 4 
14. 3 1 — 3 2 2 2 — 1 — — 1 
15. 2 2 1 5 1 2 — 2 2 1 — 

16. 1 — 1 — 2 1 4 3 2 — 

17. 1 4 4 5 1 — — 2 4 — 

18. 6 4 3 3 2 — 1 — 1 1 — 

19. 2 3 2 3 — 2 2 1 4 4 1 1 
20. 3 3 1 2 1 — 1 — 4 8 3 1 
21. 5 3 2 2 4 1 — 1 — — — 

22. 2 3 1 — 6 — 3 2 3 2 — 
23. 2 3 — 2 — 1 1 — 3 3 — 

24. 1 1 6 4 2 2 1 4 I 1 1 
25. I 1 5 — 4 1 — 1 1 3 — — 

26. 2 1 1 8 — 1 1 — 1 — 1 — 
27. 4 4 1 — — 2 3 — 1 5 2 — 

28. 2 2 4 3 5 2 3 1 — 4 — 

29. 3 3 — — 1 — 4 4 3 — 
30. 2 3 8 — 3 — 2 — 2 1 — 

31. 4 — 1 1 1 4 

ZUMMi» j 56 44 85 67 79 56 54 27 50 66 40 41 
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B e i l a g e  V .  
Tabelle zur Neberficht der Anzahl von Erbebuch-Inslriptionen, deren 

Daten in dem Zeiträume von 1498 bis 1525 auf die einzelnen Monate 
und Monatstage fallen. 

Monats 
tcijj Januar Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Octbr. Nvbr. ?cbr. 

1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 
8. 
9. 

10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 
18. 
19. 
20. 
21. 
22. 
23. 
24. 
25. 
26. 
27. 
28. 
29. 
30. 
31. 

— 

1 

3 

2 

2 
4 

1 
6 
4 

12 

2 

7 

3 
10 
9 
1 

1 
14 

3 
5 
1 
7 
6 
1 
5 
6 

10 

1 
14 

9 

5 
4 
3 

2 

1 

1 

2 

2 

3 

1 

1 

2 

3 

1 

1 
1 

1 

4 

2 

2 

3 

1 

1 

2 

1 
4 
4 
5 
2 

4 
2 
3 

8 
5 

14 
2 
3 
5 
7 
3 
7 

6 
6 
6 
3 

4 

1 
5 

1 

2 

3 

3 

1 

1 

3 

1 

2 

7 
1 
2 
2 

7 
1 
9 

11 

2 

9 
4 
9 
9 

5 
2 

3 

I 

Kuwma 0 35 127 3 15 15 ^ 2 18 94 16 14 ^ 72 

7* 



100 

B e i l a g e  V I .  
Tabelle zur Aeberjicht der Anzahl von Grbebuch-Instriptionen, derer 
Daten in dem Zeiträume von 1526 bis 157S auf die einzelnen Monate 

und Monatstage fallen. 

Monats 
tag Januar Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sevt. Octbr Nvbr. Dcbr. 

1. 4 12 1 10 1 — — 3 
2. — — 2 18 — 2 — — — — 3 
Z. — — — — 1 3 — — 4 
4. — 5 — 3 — — 4 — — 11 
5. 1 8 12 — 2 12 1 — — 8 
6. 2 12 — 3 7 6 -- — 8 
7. — — — 6 7 — — 18 
8. 4 6 — 4 1 — 6 — — 3 
9. 2 18 — 2 — 4 — — 3 

10. 8 1 — 4 — 2 — — 17 
11. 3 5 — — 10 — — 8 — — 5 
12. 7 5 — 16 — 1 7 — — 6 
13. 3 9 14 — 2 — 3 — — 11 
14. 10 — — 9 — 20 1 — 19 
15. 1 — — 11 — 18 — — 10 
16. 18 3 — 6 — 7 — — II 
17. 17 — — 2 2 10 — — 16 
18. 25 — — 7 — 31 — — 13 
19. 1 12 — 1 17 2 10 — — 30 
20. — 15 1 — 19 — 15 — 1 17 
21. — 17 — — 25 — — 10 — — 8 
22. — 1 7 — — 18 — — 14 — — 10 
23. — — 4 — — 12 1 11 1 1 9 
24. — 1 12 — — — — 26 — — 1 
25. — — 1 — — 3 — 12 1 1 — 

26. — 7 7 — — 6 — 13 — — — 

27. — 1 7 — — 2 — — — — 5 — 

28. — — 13 — 2 7 — — — 3 — 

29. — — 18 — — 4 — — — — — — 

Z0. 
31. 

2 4 
9 

1 10 
— — 

11 1 

Lamm» 6 14 248 107 4 207 42 1 249 3 ^ 22 245 
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B e i l a g e  V I I .  
Inskriptionen der Mgischen Erbelmcher ans dem Zeiträume 

von 1385-1579. 

I .  E r b e b u c h .  

7. ^odannes pernio resiZnavit ^odanni äs Ninäa dere-

äitatem suam, sitam in xlatea inereatorum in opxo8ito äomus 

äomini ^Vulkaräi äs Ltaäis. Lerixtum in viZilia L^monis et 

»luäe (27. October 1385). 
74. Ooxxin kidle^der resi^navit Lerinanno Alest^ortei' 

dereäitatein suaw, sitam eirea dereäitatem ^odannis (iuren et 

ad altera parte ^odannis Ä6 ?ale, in xlatea fadrorum, Uders 

cum omni iure, sieut ixse xossiäedat, xossiäenäain. Datum 

anno äoraini keria sexta xost kestum exixdanis 

äoiuini (7. Jan. 1390). 
171. I^nAeldertus ^Vitte resi^navit ^.rnoläo Xreiner äo-

mum unarn, sitarn retro eonsistorium xenes dereäitatem äo-

inini ^aeodi Lekervvorter, euum suis attineneiis, lidere pos8i-

äenäain. Lerixtum in xrokesto d. Narie NaAäalene, anno XOV 

(21. Juli 1395). 
268. Itein Aieolaus (ÜloLter^en resiZnavit Xatderine 61ot-

ZeininekerLeden äonnuin vel doäain, sitam xroxe koruin suxer 
aeiein, udi itur aä s. ?etruin. Lerixtuin anno keria 

czuarta xroxirna xost kestuin puriüeationis Narie (4. Febr. 1400). 

352. ^Idertus Xemerer resiZnavit Lerndaräv Lxoäeu 

äoinuin quanäain, sitam axuä äomum äomini Hermanni Lod-

den eirea xarvam xlateam, qua itur aä xlateam arene, quam 

eexit cum uxore sua, dereäitarie more eivili xossiäenäam. 

?eria seeunäa xost äominieam Oeuli ^23. März 1405). 

466. ^.rnoläus 'Ue^endered tanquam xrovisor 3. ?etri 

resiAnavit Nieolao Vrint äomum eirea murum, ex sinistra xarts 

^reseustrate seu resenxorte, czue xrius ^lieolao (Broten xiseatori 
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xsrtinsdat, lidsrs xo88iäsnäam. ^.etum anno X^, ksria 8sxta. 

xost 6a1Ii (17. Oct. 1410). 
581. Item äominu8 ^Adaräu8 Lsrlcdoü' rs8iZnavit ^odanni 

äs Olsvsrsn äomum, 8itam in xlatsa, qus äieitur äss 8edal-

xortsn 8trats, intsr äomos ^iäsriei äs Lrs^slvsläs st Meolai 

Ledonsndaßsn, eum una äomo sita in alia xlatsa, quam inda» 

ditat äominus ^.Idertus Ltoekman, rstro äomum xras8eriptam, 
eum a1Ü8 äuadu3 äomiku3 immsäiats a.ä^aesntidu8 u8qus aä 

murum; st unum ortum sxtra xortam, qus äieitur äs kallc-

xorts, xsns3 ko88atum aä manum 8ini3tram, — Mrs dsrsäi-

tario lidsrs xo88iäsnäa8. ?sria 4. xo3t omnium 8anetorum 

(6. Nov. 1415). 

638. Itsm äsr 8tat ksmsrsrs dsddsn ux^slatsn ^.rnä 

"Ws^6nborA68 kinäsrsn snsn ^aräsn, dsls^sn ux äsms Hi^s-

dolms tu88edsn 8talsditsr3 Zaräsn unä äsms Zaräsn, äs to 

äsr v^ntmolsn kort. ?sria 3. ants ^okanni3 (21. Juni 1418). 

642. Linriek ^oräsn3 unäs ^IIsm Lmst dsdbsv ux^s-

latsn Van3s 6dutsn s^n du8, dsIsZsn in äsr 8a.nt8tra.tsn tu8>^ 

Loden VatsIlLannsn unäs äsr 8tat du8s, mit s^nsm Aaräsn, ds-

IsAsn dz^ 8. «lur^sn up äu88s 8Üt 01au8 ösrdul:68 Aaräsn, s^vs-

liksn vrz^s to ds8ittsnäs, mit sz^nsr 8eduns, in äsms garäsn 

dsIeASn, unä s^nsm aeksrs äarans vfs8snäs. ^.eta 8unt dse 

anno äomini xim^xxx, in annuneiations s. Naris (25. März 
1430). 

708. La,n8 Nsls, Linried Rükk, Hinried (^ru88, liäsks 

van äsr Usiäs, vormunäsrs Hinried Hu3l:umxtdur8 8aÜAsr 

äsodtni886, dsddsn upAsIatsn Han8 LedsäinZs s^n du83, dsls-

Asn in äsr Kutsr8tratsn tu88odsn 0Iau8 ^rmdostsrs unäs Hin-

ried van Vsräsn du8S, s^sliksn vrz^ to ds3ittsnä6. ^.eta 8unt 

daso a. ä. xim^xxxv, xroxima äis xo8t invsntionsm Ltsxdani 
(4. Aug. 1435). 

785. Her Hart^vied LsKskriit dskt upAsIatsn Üan8s van 

^näsrsn s^n du83 mit sinsr doäsn, dslsAsn vor äsr dsvsr-
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Porten neg68t äer innren, tor voräeren dant al3 men dutev 

gez^t, erWken vr^ to dritten. ^.eta sunt da.se a. XI>, äes 
^vr^äage8 vor Lartdolomei axostoli (19. Aug. 1440). 

8^16. Her (Fväelce Knüver deM upgelaten Linrik Iismsn-

LÜKe s^n du688, delegen tdegen äer vl68ed8edarren, äat ^sie-

^au8 Lallen todoräe, erNiken vr^e to dritten. ^.nno äomini 

XI.V, Up äsn neg63ten äagd na. unäeeim millium virginum 

<22. Oct. 1445). 

857. LiläedrantTapxendergd dekt upgelaten Hermen Rszl-

nemanne äs886 nag68ereven liggenäe grünte: int er8te e^n du83, 

belegen in äer rikenstrate vor äer xorten tdegen Hermen van 

Äunäeren over; item evn 8tdendu8 äar aedter tv?683 over äe 

«träte dü äem vangentorne; item noed e^n 8tendu8 in äer 

Anäeren 8trate d^ (^rono^en; item e^n du88, delegen in äer 

2ikev8trate tusseden Narmanne uuä I^oääermanne, mit L^ner 

^todedoringe, — erNilc vr^ to de3ittenä6. ^.eta 8unt da.ee a. I« 

(1450). 

913. De Ltoekersede detkt upgelaten dern ^odan 1'rero88 

e^ne ^vort, belegen in äem elredrolce tegen äer xeräemolen 
d^ äer staä rume. ^.eta 3unt daee a. I^V. Vu836 ^ort deM 

der ^odan Ireros vordutet mit äem raäe tegen ene an äer 6 

^vort, äa.r8ulv68t daräe d^ delegen tor traten ^vort dz^ Uills-

do1äe3 ^ort. (1455.) 

972. Ha.n8 1u886 deM uxgelaten der sodann Lelcer^or-

ter enen doltdoR mit äer todedoringde, tu38oden der sodann 

Leker^0rt6r8 unäs Lan8 L^ennen du8eren delegen, äoredgan-

>äs3 van äer Kuter8traten an detd an äe 8lote8 müren, äar äe, 

«träte der geit, erNik to de8ittenäe. ^.eta 8unt daee a. I^XI 

leria 8exta xroxima ante Nartini (6. Nov. 1461). 

990. Her sodann (?ei83mer, der ^.rnät van äem ^Vels, 

Linrielc Xr^vit? unäe Hans van Helden deddsn «amptli^en 

uxxgelaten ?eter Linrike3 en du83 aedter äem raätdu86, alss 

Tnen geit na äen «warten doveäen tor voräeren danät, ds.rt» 
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hzf ^.rnät 8edMim6lx6nning68 boLxorten belegen, erKiek t» 

Izesittsn. ^.eta sunt daee a. I.XX, keria quarta ante äomini-

vam Deuli mei (21. März 1470). 
1049. Her Linriek Ne^, der ^lbelm Ns^sr unäs ?as-

xar Droste, vulmsebtigb van äer nalatenn bus8krouiv6n seligen 

Zlermens van Lebeven, bebben uxxgelaten ^snmsr Nszl sz^n 
LtssnIiuLL, aebter L. ^obanne8 obore tusseden 3. ?stsi3 bu8S 
unäe ^ssnduss belegen, unäe tvve garäen to8amxäe belegen, 

Kart an äer ^ez^äe b^ äs8 ra<Zs8 garäsn bslsgsn, srMelc to 

besittenäs. ^.eta sunt baeo a. ä. I^XXV, keria quarta xost 

^ntdonii (18. Jan. 1475). 
1123. Her Lvert ?reer, ksmsrsr äer staät ^ge, van 

äss raäs3 ^vsgsn bsM uxgslatsn Linrieks Lselcemann Hans 

^alkemolen 8in bu88 mit äer tobeboringbs, in äsr r^ksnstratsn 

tu88ebsn Uanss van Lorken unäe äem roäen 8tene belegen,, 

mit äem boögangs aebtsr utb tor anäsren 8traten, als äat van 

vläinges geneset is, erüliek to besitten. ^.eta sunt baee a. 

I^XXX, feria sexta xroxima ante Larnabe axostoli (9. Juni 

1480). 

II. Erbebuch. 

(Die in eckige Klammern eingeschlossenen Jnscriptionen sind-

im Original durchgestrichen.) 

3. Ler Diäeriek van l-ennspsn, buskumxtdnr to Rigs» 

^or äsms ersamsn sittsnäsn raäs bsöt uxgslatsn äsms bosebs-
Äensn manns ?onn^68 Nutsr sn ortbu8 tbsgsn äem ssoäs, al8ss 

ine van s. L^aterinsn na äsr santstraten gsz^t, äar ^vanäagss 

selige Daekbolt xlaeb inne to ivansnäs, tbsgsn Hans Xnsebts 

over, baräs an äes vor8er. ?oniglis8 buss grsn88snäs, ertklielc 

to besittenäo. ^.eta sunt baeo sub anno äominieae saluti8 inms> 

Ärs unäe negeiMgesten '̂are, an äsms äags I^uee äe8 billiger« 
«uivangslisten (18. Oct. 1493). 
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84. ^Oe ersame der sodann Ledon^nok dorgerme^8t6r' 

unä ertis8evaget vor äeme er8amen 8ittenäen raäe detkt uxge-

laten äeme do8edeäen manne Lsodel vam Oale en ortdu8 miäd 

siner todedoringde, van do8iäen unä äorvv6g63 dalven in äsr 

rike3traten tdegen Lans van Lorken unä Renneiner Ne^s 

duseren over dolegen, äe ingank äes duses in äer Kienen stia-

ten reedt van Renneiner Ne^es dusäoren to ganäe na äeme 

markeäe, 8vdrat over tdegen äeme n^en du8e, äe anäer dellkte 

äe« duse8 dolegen tdegen 'Wenneiner Ltevens dusse over; noed 

enen dalven garäen ux äeme Rigedolme miät ener uxgeduvve-

äen sedunen, sso äe äeme garäen todedorenäe atkgetunet is 

unä äe äorweed sedeäet, tus8eden der ^odan8 erdon. 8iner an-

äeren deltkte unä I-aäe^ied (?erman8 garäen dolegen; noed 

enen doN mit 8iner todedoringde, over Dune dz^ 8. ^urgen8 

dave unä äe8 dilligen ge^8te3 guäeren dolegen; unä noed enen 

do^8laed over Dune, up äer ?ele tu88eden ?eter Ru88eder8 

unä der ^odan 8edoninge8 do^slegen dolegen. Vit alle erMek 

to de8ittenäö. ^eta 8unt daee 8ud a. ä. 8. veMeindunäert, 

amme vrigäage vor I^uee äe8 dilligen 6u^ange1i8ten (16. Oct. 

1500)/> 

226. ^urgden Xoninok unäe ^aeod vam Hove, vulmeod-

tige vormunäere viäeriek Oire3, vor äem er8amen 8ittenäen 

raäe dedden 8amxtlieken uxxgelaten äem er8amen ^Venmer^ 

Lteven ver 8tendu8o unäer t^ven äaken, t^ve kegen Han8 Leeker 

unäe t^ve äorganäe an malekanäer tegden HM'iek Xoneken 

dolegden, erKliek to de8ittenäe. ^.eta 8unt daee a. ä. 8. vokte^n-

dunäert unäe vive, ame avenäe Valentini (13. Febr. 2505). 

230. Burgen Vileke, vulmeedtiget vor äem er8amen dern 

(Zlderät Lul8eder ert^evageäe van 8eligen dern Hermen vunker« 

nagelaten 8wegeren, al« Natdia3 Rugetun unä Hinriek Loxxe-

ner, unä nagelaten 8eligen dern Hermen8 kinäeren, al8 Mnge 

Hermen Ounker unä Oirielc gedroäeren, deöt uxgelaten viriek 

van (loed ez^n du8 in äer kalek8traten, uxx äem oräe tor vor-
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äeren dantd d^ äsr muren unä ^.ldreedt Oru^els dusse do-

legden, erüliek to desittenäe. Adesoden im ^ar xv^x, am tri-

Hags negest na äeeollationis «lodannis (30. Aug. 1510). 

313. ^öernät (Wrisse vor äem ersamen sittenäen raäs 

deM uxgelaten (ülavsss Iloveskenn e^n dus in äer slatss strats, 

tvvisedsn äsr Lodspsrseden unä geäaedten Lernät (^rissen du-

Lern tegenn der sodann Negers sedunen aver dolegenn, erÄiek 

to desittenäe. (Reseden äonreäags naed Oeuli in äsr vastenn, 

a. veMez^n (15. März 1515).^ — Is nu Hans Vinkeläezs, ut 

inkra I.XXXIX kol. 
401. Norman ^?e1s unnä Burgen van äer Horst, in vor-

munäsodax seligen ^V^llem Xoräes nadlaten k^näern, laten 

ux vor 6M6M ersamen raäe Hans Toltdave, in volmaedt unnä 

van ^egen dern Caspar Xoltdaves, e^n dus in äer sedosstratsn, 

tussedsn Uans I^rodossn unnä Asrä Roggen ux äer engen 

Straten oräe delegen, erMiolc to desittsnäs mit sz^nsr todedo-

rings. Reseden vrigsäagss vor visitationis Narie, a. XX (29. 

Juni 1520). Hirtdo is dorenäe ein elen stendus unä ez^n stal, 

än äer gemeläen engen Straten tusseden äer sedvvarten dovs-

äen stenliuse unnä äer staät muren delegsnn, alles ^vod de-

rort erNiek to desittenäe. 

493. ^Ler sodann Notier dorgermeister, der Iroelus 

Xloelcs unnä der ^odan Ouvel ratdmanne, als vormunäere se­

ligen Linrielc Ilanen nadgelatden erven unnä seligen dern 

?eter Kravveräes nadgelaten stskk^näsrn, dedden in äersulvi-

Zen vormuntsedox uxgelaten vor äem ersamen sittenäsn raäe 

Xsrstsn Ltorl^nge it^unäes krovv Brigitten genanten Linrisk 

Ilanen äoedter nadgelaten e^n dus in äer maredalliekstraten, 

^usssdsn der I'roelus Xlooken unäe Hans l-oääermanss dussn 

uxms oräs dslsgsn, mit sinsr todsdorings, erWek to dssitten. 

Itsm noed äe gemelten vormunäer in äersulvigen vormunä-

sedox uxgelaten genanten bersten Ltorl^ng e^n duss in äer 

Seäaodtsn marsedallioks stratsn, uxms oräs tussedsn äer Lra-
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Zeseden nnä Niodel äes doääekers dussen delegen, deneTea 
tvven Kienen ^andusen, aedter an äemsulvigen duse in äer re-

Zenstraten liggenäe, erMiek to desitten. Reseden vrigeäages 

zzaed Hetäre, a. XXV (31. März 1525).^ — Is nu Laurent? 
^mmerman, ut infra kol. (!OIX. 

597 Nartden Xnakendo^er anäers Lsäorx vor äem er-

Zamen raäe deM uxgelaten Burgen van äer Horst, in vulmaedt 

^mnä vormuntsedox äsr äogentsamen kro^ Xatdarinen seligen tlo-

Kan Oexendeken nadgelaten ^veäe^en, äersulvigen kroßen tdo 

Zuäe, 6M dus in s. ^aeods «traten uxme oräe, negest Oornelies 

äem smeäe tegen ez^ns ersamen raäes dusen over delegen, 

^rkkliek to desittenäe. ^.etum vrigeäages vor Oeuli, a. XXX 

<18. März 1530). 

710. Magister ?riäeried Lednedered, als 6MN volmeed-
iiger anmalt vor äem ersamen dern Burgen Xoningen dorger-

ineister van ^vegen sz^ner steekäoedter Hrsulen Bruns unnä 

edrer kurmunäer Rezlnolt (German unnä ^oräan I^lessko^ert 

eonstituert, detkt äem aedtxarnn unnä v^olgeleräen Laurents 
von Oedteren, äes doed^veräigen unä grotdmeedtigen tursten 

unses gneäigen dern meisters eant^ler, vor e^nem erdarn raäs 

uxgelatden dus unä dM samxt s^ner tdodedoringe, tuseden 

Germans vam Lake unnä Iroelus Votkens duesen, tdosamxt 

Piner seduenen, aedter äes duses garäen im ellerdroke dsle-

gen, ertkliek to desittenäe. ^.etum kriäages nda Dgiäii, a. 

XXXV (3. Sept. 1535). In aller matden ^o iä äe seligs 

moäer deseten deM.^ — Is nu der Niedel Ledults. 

837. Hanns XoltdoK, vulmeedtied gemaket van äer äogent-

«amen trogen Xatderinen seligen dern Kasper XoltdoLs naed-

gelaten ^veä^en, alse äer negisten erMemerinnen seligen dern 

^odan Holtdusen edres vaäers, vor äem ersamen unä ^olwisen 

dernn (!onraät vuerkoxen dorgermeister, deM in äersulvigen 

volmaedt vor e^nem erdarn raäe uxgelatden äem ersamen dern 

Burgen?aäell e^n stenduss in äer sedostraten, aedter Niedasl 
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Ledulten ux äem oräs Ke^en L^lvester Ouäo^en duse unä A6-
Aen äem üeisedsedarn over dele^en, erKliek to desittenäe. 

^.etum triäaA68 naed Viti unnä Noässti a. ä. xv^^ (13. Junr 

2540). 
949. German ^.verdotk, in volmaedt unä van 'iveAeil 

Xatdarinen seligen ^aeod Ne^Ians naZelatene du88kroiv6, vorm 

erdarn raäe uxZelaten ^ldreedt Niääeläorxen unä SMen er-
ven tdne du8ser in äer steekestraten, an "Wentel Mxe8 unä 

^eZen Han8 Rintelman8 du38en aver up äem oräe deleKen^ 

erKliek to de3ittenäe. ^etum frieäaZes naed Oeuli, a. Xl^V 

(13. März 2545).^ — 18 nu Keddeler. 
1056. 1domÄ8 'Westkaie vor e^nem erdarn raäe er8ede-

nen unä deM ux^elaten ^odanne8 L^anäer äem axoteeker ein 

duss in äer koxstraten, tusseden Hanns Ledlexers unä Lans 

Leekers du38en dele^en, mit äem druwdu3se aedter äarans^ 

^liek8 de 8oäan8 unä 8^n vaäer vor edme mit aller todedo-

lin^e aedter unä vor deseten, erMek to desitten. ^.etum krie-

äa^es vor Viti, a. (13. Juni 1550). 

2168. Natk vurkop, der Laurent? ^Mmermann, <loedim 

Lur^it? unä Bastian Relman, als vormunäer seligen dern 

donraät Durkopes nagelaten äoedter, imZleieden als volmeed-

ti^s 8eli^en 6oäeit Ourkoxe8 nagelaten ^veä^ven unä erven. 

vor ez^nem erdarn raäe er8eden6n unä dedden uxZelaten Hin-

rieus RiZeman Aeäaedt8 seligen dern (?onraät8 ^vondu88 am 

marekeäe, ux äem oräe von Re^nolt (Zs6rman8 du8se langest 

äe Ledalstrate detd an seligen Oerät k'reäerieds duss dele^en, 

znit steindussern, doäen unä aller tdodedorin^e, Zleieds soleds 

selige der (!onraät unä vor edme sein selige vaäer der 6ot-

Ken deseten, ertkliek to desitten; noed e^nen garäen mit äe» 

sedunenrumen äarvor, ux ^ens^äts äer RMn^e tuseden Olaus 

klonies unä Llaus Dieken Zaräen unä sedunen dele^en; noed 

ez^nen do^sedlaed, dele^en ux äer Lxilde tuseden ^asxer ^et^-

^ovven unä äer staät do^sedle^en, ^leieds soleds alles seliZs 
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Zier (üonraät unä vor edme sein selige vaäer soleds deseten, 
vrNieken to desitten. ^.etum krieäaAS äen 20. Lextemdris, a. 

(20. Sept. 1355). 
1254. Hinried Ledoelcman, in volmaedt unä von ns^en 

«elî en Hans Linns nagelaten ^eäv^en, vor e^nem erdarn raäs 
ersedenen unä deit Linried Oeäeeken, Zeäaedter ^veä^en äoed-
terman, ux^elaten ein duss in äer kalkstraten, ux äem oräe 
ÄN Ldilixs Xoltdoves ^ondusse unä an Zeäaedter ^veä^en 
steindusse naed äer xorten Geräts dele^en; noed ein rums 
duten äer kallcxorten, ux ^enszläts äer Lzssin^e tuseden Hans 
Hintelmans unä odAeäaedter ^eäwen anäer rdume dele^en, 
Glieds soleds nu ak^etdunet unä selige Hans Lruns soäans 
samxt äem dusse deseten, erNiek to desitten. ^.etum krie-
äa-AS naed I îeolai, a. 60 (13. Dec. 1560). 

1369. ^Her «lasxer vam Lave staätkemerer, in volmaedt 
unä von ^eAen eines edrdaren raäes, detkt äem aedtdaren 
«loedim Lurtwit^en adnstaät et l̂ieder mit idm aussAedutteäen 
reumen, inmassen äieselden oden kolio 219 ver^eiednet ^ewessen, 
wiäerum uikAeära^en einen räum, dele^en duten äer nien xor-
^en na s. Aeräruten vorn adn äer staät ^raöen, äie len^e dm 
^uT äem dellen ^e^e diss u5 äen ^veA adn äes äuvels druK^e 
unä soäan entlang kiss adn Kerät I^oääermans erd^aräen 
unä dern Neleder XirekdaKes leden^aräen, in aller massen 
edm äasseldî e in^e^vissen unä edr it^unät dedauet, erNied 
^vie äie vorigen reume tdo desittenäe. ^.etum äen 6. ^ulii, 
a. I.XV (6. Juli 1565).^ — Is nu äess dern dur^ermeisters 
Rî emanss, v. kol. 307. 

2484. OdristoKer Xloelc kur sied unä in ndamen unä 
vulmaedt Lanss tdom Lroelce unä Aerät RiAender^, als vor-
munäere seligen Lanss LerekdMs, vor e^nem erdarn raäe er-
sedenen nnä detkt ux^etraZen Henried Loiert vorAeäaedtes se-
liZen Ilanss LerekdoKs duss, deleKen in äer ^everstratten 
tuseden ^ranss Hermenss unä Ranss Lovendom, mit seiner 
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^udedorinA, samxt einer doKporten unä freiem utdZanA tuseden 

?ranss Hermenss seiner dedaussunA unä Nanss Lo^endoms 

innre, Aleiedkals ^u Aedraueden als Hanss Lovendom, erNiel^ 

to desitten. ^etum äen 22. Lextemdris, a. I^XX (22. Sept» 

1570). 
1607. Her ?eter Ledotler als staätkemerer vorm edrdarn 

raäe ersedenen unä datt in ndamen unä von ^eZen Zeäaedts 
eines edrdaren raäess ux^elaten äem edrdarn unä vvol^eissen 

deren kasperen vorn Lave eines edrdarn raäess duss, dele^en 

up äem oräe adn OdristoK Lte^elinAS unä äass anäer eines edr-

darn raäess dusse vor s. Meters« kereke, äasselde dinturter 

erÄiek to desitten. ^.etum freitags vor I^ueiae, a. 75 (9. 

Tec. 1575). 

1670. Die tu^entsame frauvve Nar^retde ^Viek, seliAen 

Henried ^.rkenoven naedAelassene ^viät^ve, vor einein edrdaren 

raäe ersedienen unä deM ux^eäraAen idrem sone oäer äoedter-

man, äem ersamen Lerenät Noller, äie deiäen duäen von 

idres dausses dMxorten unä oden von äess dausses dranätmu-

ren adn diss adn ?eter Xrussen dauss unä drantmuren, mit 

allen äen kelleren unä dönen; ^uäem Zedöret tdo äiessen do-

äen äie eine neAstkol^enäe stall in erem dave det adn äen 

^vinäelsten (?) mit äen Kameren unä donendet daven äemäaeke 

Zlieks äem ^inäelstene utd, quit unä krei, 6rMiek unä ei^en 

tdo desitten, sonäer ar^list unä ssekderäe. ^.etum äen 19. ^unii> 

a. 79. (19. Juni 1579). 
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Zwei neuere literarische Erörterungen des 
Privatrechts der Ostseeprovinzen. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß eine Berücksichtigung 

unseres einheimischen Rechts und insbesondere unseres Privat­

rechts bisher fast nur von Seiten baltischer Juristen stattgefunden 

hat. Das Maß an Zeit und Arbeitskraft, welches die Durch­

forschung eines geschichtlich so eigentümlich ausgebildeten Rechts­

stoffes von dem mit der historischen Entwicklung unserer Provinzen 

nicht vertrauten fremdländischen Juristen voraussetzt, scheint für 

denselben nicht in gerechtem Verhältniß zu dem kleinen Terri­

torium zu stehen, in welchem das gedachte Recht herrscht. 

Nur von einem höheren Standpunkt aus, welcher mehr den 

Inhalt des in Frage kommenden Rechtskörpers als dessen Gel­

tungsgebiet Prüft, vermag das baltische Privatrecht allerdings das 

Interesse des wissenschaftlichen Beobachters in hohem Grade 

anzuregen. Es bietet, in seltnem Maße, eine organische Ver­

bindung aller derjenigen Rechtsnormen dar, welche im Laufe 

der Geschichte Einfluß aus die Rechtsbildung Europa's gewonnen 

haben und giebt ein vortreffliches Anwendungsgebiet für alle 

Grenzfragen zwischen römischem und deutschem, Provinzial-

recht und Landrecht, Stadtrecht und Bauerrecht, Particularrecht 

und gemeinem Recht ab, Fragen, wie sie naturgemäß den Haupt­

vorwurf der praktischen Privatrechtswissenschaft darstellen. 

Es kann daher nur in hohem Grade erfreulich sein, wenn 

neuerdings zwei dem Recht der Ostseeprovinzen an sich fernstehende 

Juristen sich mit dem Privatrecht derselben, wenn auch beide in 

ganz verschiedener Weise, beschäftigt haben, und erscheint als eine 
8 
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Pflicht des baltischen Juristen, den wissenschaftlichen Werth der 

Einschlägigen Schriften zu prüfen. 
Die erste trägt den Titel: Llernknts äs äroit eivil Russe 

(Russlö, ?ol0AN6, ?rovino68 Laltiques) par lernest 1.6kr, 

?aris 1877 und enthält in dem allein erschienenen ersten Bande 

das Familienrecht. Sachenrecht und Intestaterbrecht des russischen, 

polnischen und ostseeprovinziellen Privatrechts. Nur mit der 

Behandlung dieses letzteren hat es die nachfolgende Besprechung 

zu thun. 
So dankenswerth vom Standpunkt der Rechtsstatistik 

eine Arbeit wie die vorliegende sein muß, welche einen meist 

wortgetreuen Auszug aus dem dritten Bande des Provinzialrechts 

bietet, so gering ist doch die Ausbeute für den wirklichen I uri sten. 

Die dem Verfasser offenbar mangelnde Kenntniß des geschicht­

lichen Entwicklungsganges des baltischen Privatrechts hat ihm 

die Möglichkeit benommen, irgend eine wirkliche Kritik, ja mit 

g e r i n g e r  A u s n a h m e  a u c h  n u r  e i n e  w i r k l i c h e  i n h a l t l i c h e  B e ­

gleichung des baltischen, russischen und polnischen Rechts zu 

liefern und gezwungen, sich an einer blos äußerlichen Nebenein­

anderstellung des Wortlauts der bezüglichen Rechtsnormen genügen 

zu lassen. Auch kennt derselbe, in Bezug auf das Recht der 

Ostseeprovinzen, nur die Eodification des dritten Bandes, nicht 

spätere Ergänzungen, wie sie z. B. in den Nachlaßconventionen 

mit Deutschland, Frankreich und Italien von 1874 und 1875, 

in der Modifikation des Standes - Näherrechts, der Aufhebung 

des ausschließlichen Eigenthumsrechts der Edelleute an Ritter­

gütern u. s. w. vorliegen. 

Diese mangelnde Kenntniß der geschichtlichen Vorbedingungen 

hat den Verfasser daher offenbar verlockt, eine nähere Beziehung, 

eine Art von gegenseitiger Subsidiarität zwischen dem baltischen 

und russischen Privatrecht vorauszusetzen, wie sie in Wirklichkeit 

nicht zu Recht besteht. Zwar wird dies direct nur für den Swod 
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der Reichsgesehe ausgesprochen (S. 2), allein in einer großen 

Anzahl von Fällen werden auch Sätze des baltischen Codex sür 

das ganze russische Reich verallgemeinert. 

Vgl. z. B. S. 73 (das Bestreitungsrecht der Legitimität 

des Kindes gegenüber), S. 94 (das Verhältniß zwischen Vater 

und Mutter), S. 96 (die Berusswahl des Kindes), S. 164 

(bewegliche und unbewegliche Sachen), S. 237 (res äereliewß) 

u. v. a. 

In anderen Fällen werden namentlich Senatsentscheidungen, 

welche auf Grund des russischen Privatrechts erlassen worden 

sind, irrthümlich auf alle Theile des Reichs ausgedehnt. 

Vgl. z. B. S. 39, betr. die Alimentationspflicht des Ehe­

manns, S. 97 Senatsukas in Sachen der Kindererziehung, 

S. 109 in Betreff der Altersstufen, S. 126 Note 1 in Betreff 

des Domicils der Pupillen, S. 130 Note 1 in Betreff der 

Überwachung von Immobilien durch den Vormund u. v. a. 

Ueberhaupt ist in einer Reihe von Gebieten die Darstellung der 

Privatrechte der Ostseeprovinzen und des inneren russischen Reiches 

eine gemeinschaftliche, wobei bald der Swod der Reichsgesetze, 

bald der baltische Codex als Quelle erscheint. 

Weil der Verfasser als Quelle des baltischen Privatrechts 

nur den dritten Band des Provinzialrechts kennt, ist er auch 

außer Stande, die, im Falle einer Lücke in demselben (nicht 

einer Dunkelheit) sich dem baltischen Juristen darbietende Sub­

sidiarität des älteren Rechts, (inclus. des gemeinen Rechts) heran­

zuziehen. 
Sodann wäre hier noch namentlich hervorzuheben, daß 

die Behauptung des Verfassers (S. X der Einl.), das bal­

tische Recht sei ein „rein germanisches", dahin corrigirt werden 

muß, daß es, wie die übrigen ursprünglich rein deutschen Parti-

cularrechte, das römische Recht in sich aufgenommen hat. Unter 

Y e n  L a n d r e c h t e n  s i n d  f e r n e r  n i c h t  a l l g e m e i n e  P r o v i n z i a l  r e c h t e  
ß' 
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(äroit provineiel, eontumier), wie der Verfasser meint sS. 4), 

zu verstehen, welche an sich auch die Städter binden, sondern 

L a n d r e c h t e  i m  G e g e n s a t z  z u  S t a d t r e c h t e n .  A u c h  i s t  e s  n i c h t  

richtig, die einzelnen Statutarrechte der Ostseeprovinzen als 

vollständige Rechtskörper aufzufassen, hinter welchen ein subsidiäres 

allgemeines Provinzialrecht steht, da die ersteren gegenwärtig meist 

nur vereinzelte Bestimmungen enthalten, welche neben dem zu­

sammenhängenden Rechtsorganismus des Provinzialrechts verfallen 

(man denke nur an die zerstreuten Einzelnormen Pilten's, Mitau's, 

Bausk's, Friedrichstadt's). Es liegt hier eben nicht das Ver-

hältniß des Hauptrechts zum Hülfsrecht, sondern das der lex 

sinAuIaris zur lex communis vor. 

Im Einzelnen wären folgende Ausstellungen hervorzuheben: 

Die Gütergemeinschaft Riga's und Reval's ist irr-

thümlich mit der der livländischen Landgeistlichkeit und 

Narwa's völlig zusammengeworfen und daher falsch aus^ 

gefaßt worden (S. 61, 62). Das persönliche Verhältniß 

der Ehesran stützt sich in den Ostseeprovinzen weit mehr 

auf das deutsche als auf das römische Recht (S. 40), wenn­

gleich eine Stelle des letzteren zu dem Art. 8 der Eodi-

fication citirt worden ist. Nicht Nichtigkeit, sondern 

Anfechtbarkeit ist die Folge der Versäumniß der Berathung 

mit dem Ehemann bei Veräußerung unbeweglichen Son­

derguts der Ehefrau (S. 55). Die Annahme eines 

wirklichen Ilsuskruews des Ehemanns am Frauengut 

(S. 57), des Vaters am Kindesvermögen (S. 101) 

verträgt sich nicht mit der Tragwerte und mit den 

Schranken der wirklichen Befugnisse der ersteren, welche 

nur aus der vormundschaftlichen Verwaltung, nicht aus 

einem dinglichen Recht erklärt werden können. 

Der Tadel der baltischen Codification (S. 81) wegen nicht 

genügenden Schutzes des Dritten, welcher von der verheiratheten 
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Mutter eines unehelichen Kindes als Vater desselben denuncirt 

wird, beruht auf einer mißverständlichen Ausdehnung des bezüg­

lichen Gesetzesparagraphen auf in der Ehe geborene Kinder-

Auch der scheinbar begründete Tadel des estländischen Rechtes 

(S. 84), weil es den Edelmann nicht zwinge, die von ihm Ge­

schwächte zu ehelichen, wenn dieselbe nicht adligen Standes 

g e w e s e n  i s t ,  z e r f ä l l t ,  w e n n  m a n  b e d e n k t ,  d a ß  j a  a u c h  d e r  a d l i g e n  

Geschwächten gegenüber im Allgemeinen kein Zwang zur Ehe 

lichung existirt (Prov.-R. III, Art. 180), während die ausnahms­

weise eintretende Verpflichtung des Bräutigams und des Ver­

führers unter einem Eheversprechen zur unbedingten Ehelichung 

Alle, ohne Berücksichtigung der Standes-Verhältnisse, trifft. 

(Kirchengesetz von 1832, § 90 und 93). Die Altersstufen des 

russischen Rechts (S. 109 t.) sind in den Ostseeprovinzen in die 

eine Stufe der Volljährigkeit (das vollendete 21. Jahr) ver­

schmolzen. Das Institut der «AsoxanekaK onena» (tutells 

noble) des russischen Rechts (S. 119) ist hier nicht recipirt. 

Nicht der „russische" Grundsatz (S. 129) hinsichtlich der Dar­
lehen des Vormundes beim Mündel ist in Kurland und den 

livländischen Städten angenommen, sondern der altdeutsche, was 

hier besonders bemerkt werden muß, um der sich stets wieder­

holenden irrigen Annahme der Subsidiarität des russischen Rechts 

entgegenzutreten. Bei jedem Mobiliarverkauf (S. I29j muß 

der Vormund der Waisenbehörde wenigstens nachträglichen Bericki 

erstatten. In den Ostseeprovinzen ist die solidarische Haftung 

der Eontutoren auch im Fall der Unterlassungen eines einzigen 

derselben anerkannt (S. 138). Ueber die Wirkungen eines vom 

Pupillen allein abgeschlossenen Rechtsgeschäfts findet sich bei 

Lehr nichts. Das Rechtsverhältniß der Eltern am Sondergut 

der Kinder deckt sich keineswegs mit dem des Vormundes am 

Mündelgut (S. 142). Die Emancipation und die venia aetatis 

(S. 143K.) werden verwechselt. Die Frist zur Anstellung der 
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aetio tutelae ist in Curland eine 5jährige (S. 144). Der Unter­

schied zwischen der Aceession und der Pertinenz wird auf S. 268 

nicht genügend festgehalten. Der Gegensatz zwischen den eigent­

lichen beweglichen oder unbeweglichen Sachen und dem beweg­

lichen oder unbeweglichen Vermögen wird nicht angedeutet. 

Auch in den Ostseeprovinzen sind die res pudlieas nicht, wie 

nach römischem Recht, res nullius, sondern gehören dem Staat 
(S. 182). Die bei Gelegenheit der Darstellung der dovae käei 

possessio (S. 298tk.) citirten Präjudikate tangiren das baltische 

Recht, welches hier die Grundlage der Darstellung bildet, garnicht. 

Ebenso sind die speciellen Grundsätze des russischen Rechts über 

Restitutionen durch den malae und donae üäei xossessor (S. 201T) 

dem Privatrecht der Ostseeprovinzen fremd, wie dies übrigens, 

wenigstens hinsichtlich des Fruchtersatzes, auf S. 211 anerkannt 

wird. Auch in der Lehre vom Schutz des . Besitzes findet sich 

dieselbe verbängnißvolle Zusammenwerfung der russischen und 

ostseeprovinziellen Grundsatze, wie anderswo (S. 211K). Der 

russischrechtliche Unterschied zwischen „vollem" und „nicht vollem" 

Eigenthum (S. 228) ist dem baltischen Recht unbekannt. Der 

Verfasser verfällt ferner auf S. 228 in die antiquirte Anschauung, 

a l s  b i l d e t e n  B e s i t z ,  S a c h g e n u ß  u n d  D i s p o s i t i o n  d i e  w e s e n t l i c h e n  

Attribute des Eigenthumsbegriffs. Nach Provinzialrecht kann 

auch ein Rechtsirrthum entschuldbar sein (S. 233). Daß 

der sog. Nutzungseigenthümer den Schatz erwirbt (S. 241), 

erklärt sich aus der geschichtlichen Entwicklung derjenigen Rechts­

institute, welche mit dem leider von Lehr beibehaltenen Ausdruck 

„Nutzungseigenthum" in der Codisication bedacht worden sind. 

Die gemeinrechtliche Specification (S. 249) ist durch das Reichs­

rathsgutachten vom 2. Juli 2862 auf den Fall der dona käes 

des Specificanten beschränkt worden und gilt stets nur bei Jn-
separabilität der verwendeten Stoffe. 

Auch in der Lehre von der Ersitzung (S. 258 A) findet sich 
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dieselbe Vermischung von russischem und baltischem Recht, wie 
fast in allen Materien. Ueber das schwierige Verhältniß der 

Corroboration zur Ersitzung und zu der für die letzteren erfor­

derlichen dona üäes ist Nichts gesagt (S. 266). Der Art. 870 

des Provinzialrechts gehört zu den, durch die Aufhebung des 

ausschließlichen Güterbesitzrechts des Adels modificirten (S. 268). 

Die römische Lehre vom Schutz des Eigenthums ist durchaus 

nicht so rein recipirt, wie Lehr (S. 273) meint. Man denke, 

abgesehen von der Regel: „Hand muß Hand wahren" und ihren 

Consequeuzcn, nur an den Wegfall der Publiciaua und an den 

erleichterten Eigenthumsbeweis. 

Das Gesammteigenthum ist von der baltischen Codification 

wegen seiner logischen Unvereinbarkeit mit dem gegenwärtig hier 

gesetzlich recipirten Eigenthums-Begriff ausgeschlossen worden 

(S. 275). Unter den „westlichen Gouvernements" sind die bal­

tischen Provinzen nicht zu verstehen (S. 293 und 295). Zu den 

Erbgütern gehört nach livländischem Stadtrecht auch das von 

zwei Ehegatten gemeinsam gekaufte Immobil (S. 298). 

Der baltische Codex erkennt die sog. Legalservituten (S. 31(M) 
nicht als Servituten an. Auch das römische Recht gestattet keine 

Veräußerung des Rechts des Nießbrauchers (S. 322). 

Die ausgedehnten dinglichen Rechte an fremden Sachen, 

welche dem baltischen Recht besonders eigentümlich sind, wie 

das Grundzinsrecht und das Erbpachtrecht werden, wenigstens 

bisher, garnicht berührt, der Psandbesitz aber irrthümlicher Weise') 

als eine Unterart des Pfandrechts bezeichnet und mit der anti-

ekresis zusammengeworfen (S. 382 L). 

Das Pfandrecht an Mobilien wird in offenbar irrthüm­

licher Überschätzung der Wirkungen der Regel „Hand muß Hand 

wahren" als ein blos persönliches Recht bezeichnet (S. 370). 

Das stillschweigende Pfandrecht des Fiscus wegen Contracts-

1) Wenn auch durch die Codification veranlaßt. 
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forderungen existirt nur in den Landrechten (S. 375). Auch im 

estländischen Stadtrecht entsteht das Pupillenpsandrecht schon ohne 

Jngrossation (S. 375). Das Faustpfand ist der Regel „Hand 

muß Hand wahren" unterworfen (S. 380). Das mit Besitz 

verbundene Pfandrecht der Art. 1493 T des Provinzialrechts ist 

nicht ein Faustpfand am Immobil (S. 382), sondern gerade 

die Antichrese, als welche der neuere Psandbesitz (wenn auch 

unter Reservation) irriger Weise bezeichnet wird. Der Erbpfand-

besitz ist garnicht behandelt worden. Das Revalsche Stadtrecht 

gestattet die Jngrossation einfacher Forderungen mit voller Wir­

kung (S. 386). 

Im Erbrecht fällt die falsche Annahme eines Miteigentums 

der Familie (S. 395) vor Allem auf. Der Gegensatz zwischen 

der im Princip anerkannten römischen Universalsuccession und 

den mannigfachen, derselben widersprechenden Resten der Singular-

successiou in Liv- und Estland wird nirgends erwähnt. Auch 

die Wirkungen der erfolgten Abtheilung der Kinder werden nicht 

berührt (S. 412 T) und nur hinsichtlich der Geschwister (S. 417) 

berücksichtigt. Das Erbrecht der Städte auf den vacanten Nach­

laß ihrer Bürger (S. 436) ist gegenwärtig auf den vacanten 

Nachlaß aller Einwohner ausgedehnt worden. Die besonderen 

Snccessionsarten des russischen Reichsrechts, die Erbfolge in 

gewisse Mobilien, Heiligenbilder, westliche Majorate, beschränktes 

Eigen intkräitksl (S. 481 ik.) haben in den Ostseeprovinzen 

keine Geltung. Ebenso verhält es sich mit dessen besonderen 
Regeln über Jnventarisation (S. 450) und Euratel (S. 451). 

Nicht die Thatsache des Erbschaftsbesitzes, sondern die der häus­

lichen und Familiengemeinschaft mit dem Erblasser gewährt dem 

Erben die Besugniß der Verwaltung und die Präsumtion der 

Annahme der Successton (S. 459). Überhaupt folgt die Lehre 

von der Erbschaftsantretung hier ganz besonderen, vom russischen 

Recht sich unterscheidenden Regeln (S. 462). Das döveüeiuiQ 
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iovevtarii gilt hier in noch ausgedehnterem Maße, als nach 

römischem Recht (S. 464). Die Ausschlagung der Erbschaft 

kann hier nur während der geschlichen oder richterlich anberaum­

ten Fristen stattfinden (S. 465). Die Regeln für die Anwen­

dung des objectiven Erbrechts im russischen Reich treffen die 

baltischen Provinzen an sich nicht (S. 467). Dasselbe ist der 

Fall hinsichtlich der Grundsätze des Erbschaftserwerbes (S. 474) 

und der Erbtheilung (S. 476), wo von Lehr, wie vielfach 

auch sonst, das russische Recht als „äroit eoiuwun" den „legis-

latiovs xa.rtieuIiöreL" gegenübergestellt wird. 

Die meisten der hier gemachten Ausstellungen enthalten 

k e i n e s w e g s  d e n  V o r w u r f  e i n e r  i r r i g e n  D a r s t e l l u n g  d e s  W o r t ­

lauts der Eodification von 1864. Im Gegentheil, dieselbe 

ist im Allgemeinen zwar lückenhaft aber treu übersetzt worden. 

Dieselben beweisen aber schlagend, wie die bloße Kenntniß der 

neuesten Stufe der privatrechtlichen Gesetzgebung eines Landes 

noch keine wahre Vorstellung von dem wirklichen Privatrecht 

desselben zu erwecken im Stande ist. Die jetzt mancherorts her­

vorgehobene „vergleichende Jurisprudenz" hat nur da einen Boden 

und einen Werth, wo die zu vergleichenden Objecte bis in ihre 

innersten Wurzeln dem Vergleichenden bekannt sind. Auf keinem 

Gebiete dürfte daher die bloße statistische Methode der Eompara-

tion der neuesten Codificationen verhältnißmäßig so werthlos 

erscheinen, als aus dem der Eivilistik. Es ist, als wollte man 

blos aus der obersten geologischen Schicht des Erdkörpers dessen 

gesammte innere Natur ergründen. 
5 * 

Der letzterwähnte Vorwurf trifft das zweite, hier zur Be­

sprechung kommende Werk, die «neivM kOMchnnallM rxaM-
M»ck3,l'() von L. L. HaxUa»i>, St. Petersburg 18762), 

2) Auch bei diesem Werke ist es nur die Darstellung der ostseeprovinziellen 
Gesetzgebung, welche hier besprochen wird. 
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nur zum Theil. Denn dieselbe will, wie der Titel sagt, an sich 

n i c h t s  A n d e r e s  s e i n ,  a l s  e i n e  G e s c h i c h t e  d e r  g e s e t z g e b e r i s c h e n  

Arbeit auf dem Gebiete des Privatrechts. Als solche hat das 

Werk durch seine Übersichtlichkeit sowie durch die knappe, con-

cise Darstellung unleugbar seine Vorzüge. Nur muß auch hier 

betont werden, daß eine derartige Arbeit selbstverständlich, so 

lange sie bloße Codificationsgeschichte bleibt, nicht im Stande 

ist, mehr als die bloße Schale des Privatrechts zu bieten. 

Allein Pach mann hat sich, insbesondere bei Besprechung 

der Codification des provinziellen Privatrechts, auch zu einer 

Kritik veranlaßt gesehen, welche nicht blos die Codification 

als solche, d. h. das Verhältniß derselben zum älteren Recht, 

t r i f f t ,  s o n d e r n  v i e l f a c h  d a s  l e t z t e r e  s e l b s t  b e r ü h r t ,  a l s o  d i e  C o d i ­

fication wie eine Legislation behandelt. Die hier geübte 

Kritik ist zwar bisweilen als eine gerechte, häufig aber als eine 

verfehlte, weil aus mangelhafter Kenntniß des zu kritisireuden 

Gegenstandes entsprungene, zu bezeichnen und verlangt daher hier 

eine nähere Betrachtung. 

P a c h m a n n  s c h l i e ß t  s e i n e  E r ö r t e r u n g  m i t  e i n e m  z u s a m ­

menfassenden Urtheil über die Vorzüge und Mängel des dritten 

Bandes. Da diese Zusammenfassung uns aber zugleich die 

Ausgangspunkte zeigt, von welchen die Kritik des Verfassers aus­

gegangen ist, so antecipiren wir dieselbe, um unnütze Wieder­

holungen zu vermeiden. Pachmann saßt seine Beurtheilung in 

4 Sätzen zusammen: 

weist er aus die der Eintheilung des Swod im Ganzen 

entsprechende Classification des dritten Bandes hin; 

2) hebt er die unberechtigte Bevorzugung des römischen 

Rech t s  a l s  Q u e l l e  d e s  d r i t t e n  B a n d e s  h e r v o r ,  w e l c h e s  n a c h  v o n  

Bunge's Urtheil in den Ostseeprovinzen nur wenig Eingang 

gesunden habe und doch in der gegenwärtigen Codification stärker 

vorherrsche, als selbst in den Gesetzgebungen des westlichen 
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Europa's. Als bloßer Lehrstoff sei dasselbe aber nicht auf­

zufassen, da das Provinzialgesetzbuch den Haupterfordernissen eines 

Lehrbuchs, nämlich durchgreifender Systematisirung und Quellen­

mäßigkeit nur wenig entspreche, andererseits sich häufig in für 

ein Gesetzbuch überflüssigen Definitionen und Wiederholungen 

ergehe; 

3) betont er das häufige Citiren des Gewohnheitsrechts, 

wo offenbar fremde Gesetzgebungen, wie insbesondere die sächsische 

zum Vorbild gedient habe. Bisweilen sei sogar „Natur der 

Sache" citirt, was auch nicht für den Charakter der Codifica-

tion spreche; 

4) endlich seien eine Menge von mittelalterlichen Vorschriften 

in der Codification erhalten geblieben, welche der gegenwärtigen 

Zeitentwicklung nicht mehr entsprächen. 

Im Uebrigen sollten durch diese Vorwürfe die Vorzüge des 

Codex nicht verdeckt werden, welche ihn zu einem Hülssmittel 

zur Bearbeitung privatrechtlicher Fragen nicht ungeeignet machten. 

Dieser letzte Satz Pachmann's weist schon darauf hin, daß 

auch er von dem Gesichtspunkt einer vergleichenden Behandlung 

der Codificationen ausgeht, statt von dem des geschichtlichen Auf­

baues jeder einzelnen. Und dieser Standpunkt zeigt sich bei der 

Kritik jeder einzelnen Rechtsnorm immer von Neuem ausgeprägt. 

Niemals fragt er: Wo kommt diese Norm her? Was war ihre 

historische Veranlassung? Existirt dieselbe noch jetzt? — sondern 

stets sucht er aus allgemeinen Gründen deren Unzweckmäßigst 

zu deduciren und zieht als Beweismittel fremde Gesetzgebungen 

heran, welche aus anderen Bedingungen erwachsen, für andere 

Verhältnisse bestimmt, auch andere Grundsätze liefern. Ihm ist 

d a s  P r i v a t r e c h t  n i c h t  d e r  A u s d r u c k ,  s o n d e r n  e i n e  C o r r e c -

tur der Ueberzeugung der Rechtssubjecte. Er will Privatrecht 

machen, nicht finden, und fällt in jene Anschauung zurück, 

welche vor dem Auftreten der historischen Schule die Köpfe 
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mancher Juristen beherrschte. Es wird sich diese Beobachtung 

bei Beleuchtung seiner einzelnen Kritikobjecte wiederholen. 

Was aber seine allgemeinen Angriffspunkte betrifft, so ist 

ihm gewiß zuzugeben, daß die Anlehnung an das System des 

Swod der Reichsgesetze leider die baltische Codification zu manchen 

Concessionen in Bezug aus die Systematik genöthigt hat, welche 

nicht zum Vortheil des dritten Bandes ausgefallen sind. Vor 

Allem rechne ich hierher den auch von Pachmann erwähnten 

(S. 341) Mangel eines allgemeinen Theils. Das 

Fehlen einzelner, in denselben hineingehöriger Bestimmungen, 

sowie das Stellen der meisten derselben in das Obligationenrecht 

hat zu einer Menge von falschen Restrictronen und Extensionen 

geführt, welche nur mühsam beseitigt zu werden vermögen. 

Auch sonst finden sich Unebenheiten im System, welche auf die 

Analogie des Swod der Reichsgesetze hinweisen und einen neuen 

Beleg für die Wahrheit des alten Satzes bieten, daß gewaltsames 

Verbinden und Ausgleichen von Nichtzusammengehörigem sich 

stets in seinen einzelnen Consequenzen rächt. 

A u c h  d a s  k a n n  P a c h m a n n  i m  A l l g e m e i n e n  z u g e g e b e n  

werden, daß der dritte Band darin oft mehr einem Lehrbuch als 

einem Gesetzbuch gleicht, daß er viel Definitionen und einzelne 

Consequenzen aus denselben in seinen Bestand ausgenommen 

hat. Nur muß zur Erklärung dieser Eigenthümlichkeit darauf 

hingewiesen werden, daß die Codificatoren des dritten Bandes 

sich einem Rechtszustande gegenüber sahen, welcher nicht aus 

einem vorhandenen älteren Gesetzbuch, sondern aus einer Reihe 

von Einzelurkunden sowie namentlich aus dem gewaltigen Stoff 

der römischen Quellen unmittelbar seine Normen entnahm, 

d a ß  i n s b e s o n d e r e  e n t w e d e r  j e d e  C o n t r o v e r s e ,  j e d e  

3) Ich habe auf die Folgen dieses Mangels schon früher in der „Dorp. 
Zeitschr. für Rechtswissenschaft", Jahrg. II S. 134 S' hingewiesen. 
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U n k l a r h e i t  d e s  C o r p u s  M r i 8  a u c h  a l s  s o l c h e  f ü r  d e n  R i c h t e r  

der Ostseeprovinzen bestehen bleiben und denselben zur Beherr­

schung der enormen Gesammtliteratur dieses Gebiets zwingen 

mußte — eine für den Kenner der provinziellen Verhältnisse 

unmöglich erscheinende Perspective — oder ihre specielle Ent­

scheidung *) in den Artikeln des Gesetzbuchs finden mußte. Das 

römische Recht mit allen sich an dasselbe knüpfenden Er­

rungenschaften der Wissenschaft mußte in der Codification geborgen 

werden, weil es nach deren Einleitung aufhören sollte, un­

mittelbare Jnterpretationsquelle zu sein. Das ist 

der große Unterschied gegenüber anderen Gesetzgebungen, welche die 

mächtige Aushülfe dieses Interpreten sich wahren konnten. 

Und hierin begegnen wir Pachmann's Hauptirrthum, 

welcher s i c h  a u c h  k e i n e s w e g s  d u r c h  e i n e n  H i n w e i s  a u s  v .  B u n g e  

erklären läßt , seiner Annahme einer blos °) nebensächlichen 

Geltung des römischen Rechts in den Ostseeprovinzen. Seit dem 

Beginn der polnisch-schwedischen Periode hat dasselbe das Privat­

recht der Ostseeprovinzen beherrscht, sich in den gesetzgeberischen 
Versuchen jener Zeit, wie dem Estländischen Ritter- und Land-

recht, den 8tn.tuta> ourla-Mea, dem Engelbrecht - Mengden'schen 

Landrechtsentwurf abgelagert und insbesondere sich im Gewohnheits­

recht jener Zeit verkörpert. Doch ist dasselbe keineswegs, wie 

P a c h m a n n  m e i n t ,  i n  d e n  d r i t t e n  B a n d  d e s  P r o v i n z i a l r e c h t s  

^ 
4) Dabei soll für einzelne Fälle nicht geleugnet werden, daß in der De-

taillirung von Consequenzen zu weit gegangen ist. 
5 )  v .  Bunge hebt  d ie  enorme Bedeutung  des  römischen Rech ts  i n  den 

Ostseeprovinzen überall genügend hervor. Vgl. bes.: Das römische Recht in 
den deutschen Ostseeprovinzen Rußlands, Dorpat 1833, sowie: Einleitung 
in die liv-, est- und kurländische Rechtsgeschichte, S. 195, 225, 237, 240 
260 und 278. 

6) Selbst, wenn man das römische Recht als bloßes Subsidiarrecht 
betrachtet, so müßte es doch in allen den zahlreichen Gebieten zur Anwendung 
gekommen sein, wo die einheimischen Quellen Lücken zeigten. Allein außerdem 
sind diese Quellen selbst in späterer Zeit voll von römischem Recht. 
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in höherem Grade eingedrungen, als dies im Westen Europa's 

der Fall gewesen ist. Im Gegentheil, es haben sich hier mehr 

germanische und autonome Rechtsinstitute erhalten, wie dort. 

Ich erinnere hier nur an das gesammte Familienrecht, an die 

ausgedehnten dinglichen Rechte an fremdem Gut, an Reallasten 

und Näherrecht, an das Recht am Landgut, an den Erbvertrag, 

a n  d i e  L e h r e  v o n  d e r  F o r m  d e r  V e r t r ä g e  u . V .  a .  P a c h m a n n  

kommt zu seiner irrigen Annahme eines Ueberwucherns des 

römischen Rechts auf eine leicht verständliche Weise. 

Er hält die den einzelnen Artikeln beigedruckten Citate 

für einen Theil der Rechtsnorm. Daher sein häufiger Hinweis 

auf das Mißverhältniß zwischen Citat und Artikel. Das Citat 

hat aber regelmäßig nur die Absicht, das Nachschlagen der Materie 

zu erleichtern, welche berührt wird. Daher rührt das nicht 

seltene Citiren römischrechtlicher Stellen, wo es sich um deutsch­

rechtliche Sätze handelt u. s. w. Daß aber überhaupt ein Citiren 

der Codificationen unumgänglich schien, erklärt sich wiederum 

aus der Analogie des Swod der Reichsgesetze, sowie der beiden 

ersten Bände der Provinzialgesetzgebung. 

Aus dem nothwendig gewordenen Hereinziehen der Arbeit 

der romanistischen Wissenschaft ergiebt sich denn auch die Noth-

wendigkeit der „erschreckenden" Fülle von Artikeln. Hiezu trat 

noch das verständliche Bestreben, die so häufig von einander ab­

weichenden Sätze der einzelnen Localrechte zu normiren, welche 

doch sämmtlich untergebracht werden mußten, wenn man der 

Pflicht, Codification und nicht Legislatur zu schaffen, treu 
bleiben wollte. 

Eine andere Frage ist es, ob nicht ein größeres Vorwalten 

der legislativen Absicht auch im Interesse der gegenwär­

tigen privatrechtlichen Bedürfnisse der Ostseeprovinzen bisweilen 

wünschenswerth gewesen wäre. 
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Die ferner von Pachmann aufgestellte Vermuthung, als 

erkläre sich das Citiren von „Gewohnheitsrecht" häufig aus der 

Unzulässigkeit, die in Wirklichkeit angewandten zeitgenössischen 

Gesetzgebungen zu citiren, dürfte gleichfalls nicht zutreffend sein. 

Eine Betrachtung der bezüglichen Artikel wird dem Kenner des 

Provinzialrechts die Ueberzeugung aufdrängen, daß es sich hier 

meist um Sätze handelt, welche wirklich schon seit Altersher im 

Gebrauch waren und als solche insbesondere durch gerichtliche 

Entscheidungen u. s. w. documentirt werden können. Da diese 

Entscheidungen aber an sich nicht den Rang von Rechtsquellen 

besitzen, so blieb nichts übrig, als dasjenige herbeizurufen, was 

die Entscheidungen inspirirt hatte, d. h.: das Gewohnheitsrecht. 

„Natur der Sache", welche übrigens nur einmal herangezogen 

wird, ist allerdings ein sehr schlechtes Citat. 

Eine Übereinstimmung des Codex mit der sächsischen Ge­

setzgebung von 1863 dürfte, Wie schon aus dem Zeitverhältniß 

wahrscheinlich wird, nicht durch directe Benutzung des letzteren, 

sondern durch die Gemeinsamkeit der Quellen sich erklären. Auch 

ist die Uebereinstimmung selbst in den von Pachmann (S. 395 

uud 405) besonders hervorgehobenen Gebieten des Verlagsver­

trages und der Jnhaberpapiere keineswegs eine so auffällige, daß 

eine directe Reception wahrscheinlich ist. 

Wenn Pachmann serner von den enormen Reichthum des 

baltischen Codex an veralteten und mittelalterlichen Bestimmun­

gen redet, so muß es bedauert werden, daß er diese Behauptung 

nicht näher begründet hat. Die wenigen Fälle, welche er bei 

Durchsprechung der Details der Codification erwähnt, reduciren 

sich auf Realrechte der Rittergüter, welche seit Einführung der 

Gewerbefreiheit ihre Hauptbedeutung verloren haben und auf das 

Jagdrecht des curländischen Adels. Wir fügen noch die ver­

schiedene Fixirung der Erbgüter in Curland, je nach Zugehörig­

keit der Erben zum Jndigenatsadel hinzu, seitdem das aus­
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schließliche Gütererwerbrecht des Adels mit seinen Consequenzen 

gefallen ist. Daß diese Fälle nicht hinreichen, um den Pach-

in a n n'schen Vorwurf seinem Grade nach zu begründen, liegt 

auf der Hand, ganz abgesehen davon, daß derartige Reste der 

alten Verquickung öffentlichen und privaten Rechts auch in an­

deren germanischen Particularrechten häufig find. 
Wenden wir uns jetzt zu den einzelnen Ausstellungen 

Pachmann's. Dieselben treffen meist das Recht der Ostsee­

provinzen selbst, nicht dessen Codification. Meist beruhen sie 

auf der falschen Annahme einer nothwendigen Identität von 

Gesetz und Citat, oder auf Mißverständniß des ersteren, zum 

Theil auf unberechtigter Annahme von Widersprüchen im Codex 

selbst und nur zu einem kleinen Theil enthalten sie wirklich be­

rechtigte Ausstellungen. Dagegen sind mehrfache wichtige Mängel 

der Codification übersehen worden. 

Die Methode Pachmann's bei Durchsprechung der 

Details der örtlichen Civilgesetzgebung besteht in der Hervor­

hebung der ihm auffällig oder unrichtig scheinenden Puncte. Gehen 

wir seine hauptsächlichen Bemerkungen durch. So fällt ihm im 

Eherecht die Divergenz zwischen mehreren Normen, welche das 

persönliche Verhältniß zwischen Ehemann und Ehefrau regeln, 
gegenüber der von Pachmann supponirten Quelle derselben, dem 

römischen Recht (S. 361) auf. Jeder Kenner der germanischen 

Particularrechte weiß aber, daß auf diesem Gebiete römisches 

R e c h t  h i e r  w i e  a n d e r s w o  k e i n e  G e l t u n g  g e h a b t  h a t .  P a c h m a n n ' s  

Jrrthum erklärt sich daraus, daß er bloß die Anzahl römischer 

Citate unter den bezüglichen Artikeln nicht aber den Inhalt und 

die Entwicklungsgeschichte der letzteren betrachtet hat. Auch im 

Güterrecht der Ehegatten sucht er das Sondergut der 

Ehefrau irriger Weise mit der dona rseextitia des römischen 

Rechts zusammenzustellen (S. 361 a. E.) Darauf verwechselt 
er die Morgeng abe des Sonderguts im Art. 28 mit der 
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altbaltischen Morgengabe (wie aus dem Citat auf S. 362 Not. 1 

h e r v o r g e h t ) .  D i e  G l e i c h s t e l l u n g  d e r  b a l t i s c h e n  E h e v e r t r ä g e  

mit denen der ausländischen Gesetzgebungen (S. 362) ist ferner 

durchaus keine vollständige. In Bezug auf die Landrechte ver­

fällt Pachmann wieder dem fundamentalen Jrrthum 

( S .  3 6 3 ) ,  r ö m i s c h e s  R e c h t  ( ! ) ,  a l s o  d a s  S y s t e m  d e r  G ü t e r ­

trennung, sür die Basis des ehelichen Güterrechts zu halten, 

offenbar wieder nur wegen römischer Citate. Leichter wiegt die 

absolute Zusammenwerfung des ehelichen Güterrechts des 

l i v l ä n d i s c h e n  S t a d t r e c h t s  m i t  d e m  d e r  l i v l ä n d i s c h e n  L a n d ­

geistlichkeit und die Confundirung des Systems des est-

ländischen Stadtrechts mit dem der Landrechte (S. 363), obgleich 

auch hier die Oberflächlichkeit der Beurtheilung auf der Hand 

liegt. Der Angriff Pachmann's gegen die Lückenhaftigkeit 

des liv- und estländischen Rechts in Bezug auf die Formen 

größerer Schenkungen unter Ehegatten (S. 364) 

zerfällt, wenn man den Art. 111 betrachtet, welcher einfach diese 

Schenkungen im Fall der Kinderlosigkeit gestattet, ohne Form­

vorschriften zu ertheilen. Das ausdrückliche Gebot der Form­

losigkeit aller geringfügiger Schenkungen nach Art. 110 erklärt 

sich aus dem Gegensatz zu den größeren Schenkungen Kurlands 

(Art. 513). Die Folgen der Ehetrennung sind nicht, wie 

Pachmann (S.364) meint, dem römischen, sondern theils dem 

kanonischen, theils späteren Kirchengesetzen entnommen. Auch 

das: ant äuo äow ist (vgl. Art. 152) nicht nach römischen 

Quellen zu behandeln. Und ebenso ist in der Lehre von der 

Adoption (S. 366), wie schon aus dem Wegsall der aäoptio 

xlena. geschlossen werden muß, das römische Recht nicht rein 

recipirt. Im Elternrecht liegt der Unterschied gegenüber 

dem römischen Recht (S. 366) nicht blos in dem Heranziehen 

der Mutter zu den Elternpflichten, sondern in der Verwandlung 

der xotssta 8 in ein Mundium. Der scheinbare Wider-
9 
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spruch zwischen den Art. 214 und 222, von welchen übrigens 

der erste auf den zweiten hinweist, erklärt sich einfach dadurch, 

daß nicht der Consens die Eltern mithasten läßt, son­

dern die in rem v 6 r 8 io, so daß die Ertheilung des Con-

s e n s e s  n u r  f ü r  d i e  H a f t u n g  d e s  K i n d e s v e r m ö g e n s  i n  

Frage kommt (S. 367). Die Lehre von der Endigung der 

elterlichen Gewalt ist nicht romanistisch (S. 368), 

e b e n s o w i e  d i e  G r u n d s ä t z e  ü b e r  d i e  B e r u f u n g  z u r  T u t e l  

u n d  d i e  O b e r v  o  r  m  u n d s c h a f t  ( S .  3 6 9 ) .  D i e  D a t i v -

tutel prävalirt in den Ostseeprovinzen entschieden vor jeder 

a n d e r e n  F o r m  d e r  B e r u f u n g  ( S .  3 6 9 ) .  D e r  T a d e l  P a c h m a n n ' s  

gegenüber der Fassung des Art. 602, welcher neben einem abso­

luten allgemeinen Verbot noch eine Kategorie der verbotenen 

Handlungen besonders hervorhebt, ist berechtigt, kann übrigens 

auch noch in einigen anderen Fällen angewandt werden, in 

welchen die Codification die unglücklichen Ausdrücke „insbeson­

dere", „vorzugsweise", „zunächst" braucht. 

Im Sachenrecht erscheint wieder Pachmann's ausschließ­

liche Reduetiou der Lehre von der S acheint h eil u n g auf 

römische Quellen als nicht ganz zutreffend, insbesondere wenn 

man an die so wesentliche Eintheilung der Sachen in Mobilien 

und Immobilien denkt (S. 372). Das Verlangen Pachmann's 

(S. 373) nach Entscheidung der Frage über die Notwendigkeit 

e i n e r  S p e c i a l v o l l m a c h t  z u r  B e s i t z e r g r e i f u n g  

dürfte unbillig sein, da derartige Entscheidungen rein in die 

Casuistik übergreisen würden. Auch die Behauptung (S. 373) 

der Ueberslüssigkeit des Art. 694, welcher die rexlioa. vitiosa.6 

possessionis dem Spolianten nicht gestattet, indem ja nach Art. 

682 jeder Besitz geschützt werde, ist unzutreffend, da unter dem 

Besitzschutze des Art. 682 nicht ein absoluter zu verstehen ist, 
daher bei dem interäietum retin6näa.6 possessionis z. B. jene Ein­

rede gestattet wird (Art. 688). Dagegen polemisirt Pachmann mit 
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Recht gegen die antiquirte Eigenthumsdefinition des 

Art. 707 (S. 374). Die Fruchtziehung steckt nicht not­

wendig im Gebrauchsrecht, wie Pachmann meint (daher 

u s u s  k u e t u s  n i c h t  i d e n t i s c h  m i t  u s u s ) .  B e i  T h i e r j u n g e n  

liegt, gegenüber der besonderen Bewahrung und Detention der 

Mutter, die Perception schon in der Separation (S. 376). Der 

Satz des Art. 775 ist römischrechtlich richtig, stimmt aber aller­

dings nicht mit seinen Citaten. Die Eigentümlichkeit des 

P r o v i n z i a l r e c h t s  i n  B e z u g  a u f  d e n  E r w e r b  d e r  E r n t e ,  

welche insbesondere in dem von Pachmann übersehenen Art. 754 

codificirt worden ist, stammt aus dem Sachsenspiegel, findet sich 

bereits im mittleren Ritterrecht und ist erst von den kurländischen 

S t a t u t e n  a b g e s c h w ä c h t  w o r d e n .  D i e  B e s c h r ä n k u n g  d e s  S c h a d e n s  

ersatzes, von welchem hier ein anticipirtes Beispiel vorkommt 

auf das äuxlum ist gemeinrechtlich (S. 375). Der Art. 841 

erklärt nicht jeden blos subjectiven Zweifel über die Recht­

m ä ß i g k e i t  d e s  B e s i t z e s ,  s o n d e r n  i m  G e g e n t h e i l  d i e  o b j e c t i v e  

Berechtigung zu Zweifeln für mala 5 i 6 6 s (S. 376). Die 

mala kiässsuxervönisllsist, wie übrigens Art. 843 

exxresse citirt, ein Kind des canonischen, nicht des römischen 

Rechts, auch nicht des deutschen, wie Pach mann meint (S. 376) 

Die allerdings bedenkliche Fassung des Art. 855, wonach der 

Ersitzende „wie berechtigt, so verpflichtet" sei, seinen Erwerbstitel 

ingrossiren zu lassen, dürfte im Zusammenhang mit Art. 810N. 

wohl zu der Annahme führen, daß auch die vollendete Ersitzung 

eines Jmmobils ohne Corroboration noch kein Eigenthum ver­

leihe. Zutreffend ist Pachmann's Behauptung der Gefährlichkeit 

des Versuchs einer Aufzählung der aus dem Eigenthum fließen­

den Befugnisse (S. 376), wenngleich hervorgehoben werden muß, 

jsaß der Codex nicht eine solche Aufzählung zu beabsichtigen, 

vondern blos die häufigsten Anwendungsfälle des Eigenthums 

und deren juristische Consequenzen aufzuführen scheint. Die 
9' 
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E i g e n t h u m s k l a g e  d e s  r ö m i s c h e n  R e c h t s  i s t  n i c h t  b l o s  

durch die Regel „Hand muß Hand wahren", deren 

E n t s t e h u n g ,  B e r e c h t i g u n g  u n d  r e i c h e  L i t e r a t u r  ü b r i g e n s  P a c h m a n n  

ganz unbekannt zu sein scheint (S. 377), sondern auch durch 

den Mangel der publicianischen Klage und die 

Erleichterung des Eigenthumsbeweises modi-

sieirt worden. Mit Recht weist Pachmann auf die Antiqnirung 

der Kategorie des Nutzungseigenthums hin (S. 378), sowie auf 

den rein polizeilichen Charakter mehrerer Jagd-Vorschriften 

(S. 379). Dagegen widerspricht die von Pachmann gewollte 

Beschränkung der Reallast auf die Leistungen derselben an die 

Inhaber bestimmter Grundstücke (S. 381) einfach dem 

Begriff derselben, welche sich blos auf der Seite des Verpflich­

teten an den Besitz eines Jmmobils heftet. Die Benennung 

der sog. öffentlichen Reallasten als „Bedingungen" 

des Jmmobilienerwerbs ist eine unhaltbare, einerseits 

weil hier keine wahre Bedingung vorliegen würde (welche ja nur 

von den Contrahenten ausgehen könnte), andererseits weil dadurch 

der juristische Charakter der Last nicht bestimmt würde. Durch 

Gesetz oder Gewohnheitsrecht entstandene Reallasten bedürfen 

nicht der Jngrossation (Art. 1308). Das Pfandrecht 

hat, was Pachmann (S. 382) übersieht, allerdings „Zahlung" 

im technischen Sinne, d. h. Geldleistung, zum Zwecke, wenn auch 

die ursprüngliche Forderung nicht auf Geld gerichtet war. Die 

Eigentümlichkeiten der Art. 1474 und 1481 erklären sich theils 

aus der Regel „Hand muß Hand wahren", theils aus der alten 

germanischen Gewere am Pfand. Das eigentümliche Jn-

gross ations syste m und die Bedeutung der Jngrossation der 

Pfandrechte ist so gut wie garnicht erwähnt, resp. richtig erkannt 

worden (S. 383), wie namentlich aus dem Zweifel an der 

Publicitätswirkung der Jngrossation geschlossen werden muß. 

D i e  W i r k u n g  d e r  J n g r o s s a t i o n  i n  B e z u g  a u s  d i e  D i n g l i c h k e i t  
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und die Rangstellung der Pfandrechte ist gleichfalls 
vö l l i g  u n e r ö r t e r t  g e b l i e b e n ,  o b g l e i c h  h i e r ,  g e r a d e  i m  P a c h m a n n ' -

fchen Sinne, ein Blick auf die zeitgenössischen Gesetzgebungen 
indicirt schien. 

Die Besprechung des Erbrechts beginnt mit der falschen 

Behauptung (S. 381), daß dieses Gebiet das an römischen 

S ä t z e n  r e i c h s t e  s e i ,  p o l e m i s i r t  s o d a n n  g e g e n  d i e  j u r i s t i s c h e  

Persönlichkeit der dsrsäitas jaeens mit der 

Behauptung, daß die bedeutendsten juristischen Autoritäten dieselbe 

negirten (!) und schließt aus der Thatsache, daß Testament und 

Erbvertrag der Intestaterbfolge vorgehen, daß die letztere als 

etwas Jnnormales, Exceptionales angesehen werde 

Mit demselben Recht könnte Pachmann fast das ganze Privat­

recht als etwas Jnnormales ansehen, weil es dem Privatwillen 

Spielraum läßt und meist Zispositias enthält! Ferner 

wären hier folgende Betrachtungen hervorzuheben: Die Erbfolge­

ordnung der Blutsverwandten enthält eine Menge wesent­

licher Abweichungen von der Novelle 118 (S. 385). Auch die 

Lehren von der Erbeins etzuug, der Substitution und 

den Legaten enthalten namentlich in Liv- und Estland eine 

Menge Durchbrechungen der römischen Universal-Snccession 

( S .  3 8 8 ) .  D a s  G l e i c h e  i s t  d e r  F a l l  b e i  d e r  L e h r e  v o n  d e n  B e ­

dingungen bei letztwilligen Verfügungen, wie 

z. B. dem allgemeinen Zulaß der Resolutivbedingung bei Erb­

einsetzungen u. a. m. 

I m  O b l i g a t i o n e n r e c h t  w i r d  v o n  P  O c h m a n n  Z u e r s t  

mit Recht auf den Mißstand hingewiesen, daß ^die allgemein^ 

p r i v a t r e c h t l i c h e n  N o r m e n  w e g e n  M a n g e l s  e i n e s  a l l g e ­

meinen Theils hier haben untergebracht werden müssen 

(S. 391, 393 u. 394). Mit Unrecht polemisirt derselbe dagegen 

gegen den Ausdruck des Art. 2914, im unzurechnungsfähigen 

Zustande abgeschlossene Rechtsgeschichte sür „nicht bindend" zu 



134 

erklären, da durch denselben hier nur die Abwesenheit des sreien 

Willens ausgedrückt werden soll. Ebenso ist seine Bestreitung 

des Mangels der Dispositionsfähigkeit der Be­

vormundeten nach Art. 2916 auf eine bloße Wortkrämerei 

zurückzuführen, da die Ausnahmsfälle, in welchen Pupillen auf 

ihr Vermögen zu wirken vermögen, durch den Hinweis des Art. 

2917 auf die bezüglichen Rechtsnormen des I. Buchs von dem­

selben sofort in Berücksichtigung gezogen werden. Die Aus­

s t e l l u n g e n  a n  d e n  A r t .  2 9 1 9  u n d  2 9 5 6  t r e f f e n  n u r  d e n  r u s ­

sischen Text der Codification. Die Anmerkung zu Art. 2977 

ist nicht überflüssig, weil aus dem im Art. 2977 selbst aufge­

stellten Requisit der beabsichtigten Schädlichkeit der angewandten 

Täuschung noch nicht die Legalität anderweitiger Täuschungen 

s o l g t .  D i e  e i g e n t ü m l i c h e n  N o r m e n  ü b e r  d i e  F o r m  d e r  V e r ­

träge werden von Pachmann nicht erwähnt. In Bezug auf 

die allzu akademische Haltung der Rechtsnormen über die 

Willensmängel ist hier nochmals die Absicht der Codification, 

alte wissenschaftliche Controversen abzuschneiden, zu betonen. Die 

Eintheilung der adsentia, in adLevtia. lauäadilis, vituxsrMlis 

und inäjKsrens ist allerdings veraltet. Nur die Forderung vor 

ein auswärtiges Gericht behufs Zeugnißablegung gilt nicht 

für notwendige Abwesenheit, weil hier keine gesetzliche Verpflich­

tung zum Erscheinen vorliegt (Art. 3083). Pachmann suppeditirt 

hier irriger Weise die Ladung vor inländische Gerichte. Die von 

Pachmann betonte völlige Gleichartigkeit der Sätze des sächsischen 

u n d  d e s  b a l t i s c h e n  C o d e x  i n  B e z u g  a u f  J n h a b e r p a p i e r e  

i s t  i n  W i r k l i c h k e i t  n i c h t  v o r h a n d e n  ( S .  3 9 5 )  u n d  K u n t z e ' s  

Lehre von den Jnhaberpapieren als Quelle der hiesigen Rechts­

normen keineswegs nachweisbar. Der Unterschied zwischen den 

e i g e n t l i c h e n  u n d  u n e i g e n t l i c h e n  B e d i n g u n g e n  i s t  

nicht, Wie Pachmann meint (S. 396), ein ganz unnütz gemachter, 

weil, wenn auch die meisten Eigenheiten der Bedingung nur die 
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eigentliche Bedingung tangiren, doch in einzelnen Fällen, wie 

bei der Eheschließung, Verlobung und Adoption, auch die bloße 

F o r m  d e r  B e d i n g u n g  n i c h t  z u g e l a s s e n  w i r d  ( d e r  R e s t  d e r  a e t u s  

16 Die Art. 3206 und 3207 gehören, wie Pachmann 

mit Recht andeutet, nicht in den Abschnitt von den Zeitter-

minen. Dagegen ist der Art. 3222 über die drohende Eviction 

als eine Completirung des Art. 3221 zu betrachten und insofern 

ganz an seinem Platz. Die Bestimmung des Art. 3370 hat 

nur die Absicht, freiwillige Unterwerfungen unter Mißhandlung 

auszuschließen. Der scheinbare Widerspruch zwischen Art. 3372 

unv Art. 3376 löst sich, wenn man erwägt, daß der erste Artikel 

nur von der Wahl des Gläubigers zwischen Leistung und 

C o n v e n t i o n a l p  ö n  r e d e t ,  d e r  z w e i t e  a b e r  d e m  S c h u l d n e r  

das Wahlrecht abspricht. Der Begriff des „gewissenlosen Schuld­

ners" (S. 309) ist ein dem Concursrecht nicht fremder und kann 

nötigenfalls durch Eideszuschiebungen klargestellt werden. Die 

Anführung der Anfechtbarkeit des Vergleiches Wegen Betruges 

im Art. 3614 ist nicht unnütz, weil sonst nicht jeder Betrug das 

bezügliche Rechtsgeschäft anfechtbar machen würde (Art. 2497). 

Die Angriffe gegen die Classification des allgemeinen Theils des 

Obligationenrechts, insbesondere wegen der Gruppiruug der 

Solidarobligationen und der Trennung der Lehre von der 

V e r s t ä r k u n g  u n d  v o n  d e r  S i c h e r u n g  u n d  V e r f o l g u n g  

der Obligationen (S. 400), erscheinen unberechtigt, wenn man 

festhält, daß die Solidarobligationen an dieser Stelle stehen, 

weil in die Lehre vom Subject der Forderungen gehörig, und 

daß die Verstärkung der Obligationen nicht wohl^mit deren Ver­

folgung, also die Aenderuug mit der Beitreibung derselben zu-

s a m m e n g e w o r s e n  w e r d e n  k a n n .  D i e  L e h r e  v o m  S c h a d e n s ­

ersatze müßte allerdings eigentlich an doppelter Stelle behandelt 

werden, bei den Nebenleistungen und bei den Delictsobligationen, 

ist aber aus praktischen Gründen, wegen der durchschnittlichen 
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Gleichheit ihrer Normen, meist und so auch in der provinziellen 

Codification, an erster Stelle zur Erörterung gelangt. Der Art. 

3 6 4 1  ( d i e  D a u e r  d e s  M a n d a t s  z u r  D a r l e h n s e r t h e i l u n g  

betreffend) mag im einzelnen Fall praktisch mißlich sein^), ent­

hält aber eine einfache Consequenz aus dem Satze, daß nur der 
Consens den Vertrag macht. Die Art. 3757 und 3758 enthalten 

das rein römische Recht, wonach der Commodatar für ownis 

eulxa (welche auch bei Abgabe einer Sache an einen unzurechnungs­

fähigen Boten des Commodanten vorliegen kann) und nicht für easns 

haftet, wenn er die WiZentia, in 6liA6nc!0 beobachtete. Auch 

hier fragt Pachmann, wie überall, nur nach dem „allgemein 

Praktischen" (^oönoe) solcher Sätze, nicht nach dem dem recipir-

t e n  R e c h t  E n t s p r e c h e n d e n .  D a g e g e n  e r s c h e i n t  P a c h m a n n ' s  

Zweifel (S. 403) an der Notwendigkeit der Aufnahme des 

Precariums in den Codex legislativ nicht unberechtigt, da der 

Nachweis der Existenz desselben in der älteren Praxis doch kaum 

g l ü c k e n  d ü r f t e .  I n  B e z u g  a u f  d i e  N e b e n v e r t r ä g e  d e s  

Kaufs ist vom Codex nicht behauptet worden, daß di'. daselbst 

genannten stets nur beim Kauf vorkommen (S. 405). Sie sind 

nur als „übliche" Nebengeschäste des Kaufvertrags bezeichnet 

worden. Daß der Verlagsvertrag unter den „entgeldlichen" 

Veräußerungsverträgen figurirt, obgleich ein Honorar nicht un­

umgänglich bei demselben stipnlirt zu werden braucht, erscheint 

unschädlich, wenn man bedenkt, daß er mit dem Tauschcontract 

zusammengestellt ist, also zur Entgeldlichkeit hier offenbar nur 

der Begriff der gleichwertigen Gegenleistung gegen eine Sach-

veränßerung gehört. Der Art. 4021 über das Rücktrittsrecht 

des Bestellers beim Lieferungsv ertrage ist durchaus nicht 

überflüssig, wie Pachmann (S. 406) behauptet, da er eine dem 

7) Uebrigens kann der gutgläubige Bevollmächtigte sich sowohl durch die 
condictio siue eausa als mit einer actio maväati oontrarü gegen die Erben 
seines Mandanten wenden (Art. 4409). 
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Handelsrecht entnommene Usance enthält, welche den allgemein-

civilrechtlichen Grundsätzen nicht entspricht. Der Hinweis des 
Art. 4047 aus die Billigkeit, als Norm für die Beurth eilung 

v o n  P a c h t e o n t r a c t e n ,  i s t  n i c h t  s o  v e r w e r f l i c h ,  w i e  P a c h m a n n  

(S. 40) meint. Billigkeit ist nicht Willkühr und eine specielle 

Aufführung derjenigen Normen, welche den Richter hier leiten 

müßten, im Gesetzbuch selbst (wie sie ja ohne Zweifel am 

wünschenswertesten wäre), erscheint bei der Verschiedenartigkeit 

der hier in Frage kommenden localen landwirtschaftlichen und 

baulichen Gesichtspunkte, nicht wohl möglich. Der Art. 4111 

enthält allerdings eine Wiederholung eines allgemeinen Grund­

satzes (der Confusion als Erlöschungsgrund), muß denselben 

aber, ebenso wie die anderen allgemeinen Erlöschungsgründe 

(Art. 4108) des Zusammenhangs wegen wiederholen. Der Ge­

sind evertrag (S. 408) muß wegen seiner historischen Färbung, 

seines fast familienrechtlichen Charakters und seiner abweichenden 

Wirkungen in seinem Unterschiedevon dem eigentlichen Dienst­

vertrage festgehalten werden. Auch die Engagirung von Dienst­

b o t e n  o h n e  b e s o n d e r e  L ö h n u n g  i n  G e l d  d ü r s t e ,  t r o t z  P a c h m a n n ' s  

Widerspruch (S. 408), unbedenklich sein, wenn man das im 

Gesindevertrage liegende Vertrauensverhältniß und die Verpflich­

tung des Dienstherrn zu Kost und Wohnung festhält. Dagegen 

e r s c h e i n t  d a s  p h y s i s c h e  Z w a n g s r e c h t  z u r  F o r t s e t z u n g  d e r ,  D i e n s t ­

pflicht in Art. 4225 allerdings den sonstigen Folgen der Über­

tretung von Vertragspflichten nicht consorm. Die besondere 

Abtrennung deS Frachtvertrags vom Verdinguugsvertrag er­

klärt sich aus den dem ersteren anhastenden eigentümlichen han­

delsrechtlichen Usancen, wie sie z. B. in den Art. 4236,4258, 4611, 

4 2 6 3  i k .  c o d i f i c i r t  w o r d e n  s i n d .  D i e  T h e i l u n g  d e s  S o c i e t ä t s g e -

winns nach Köpfen, welche Pachmann (S.409) als unbillig an­

greift, ist nach der Anschauung der scharfsinnigsten Romanisten^) 

8) Vgl. bes. Vangerow, Pandekten III, S. 497, Anmkg. 
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keineswegs so unbillig, als sie auf den ersten Blick erscheinen 

m a g .  D e r  T o n  l i e g t ,  b e i  d e r  D e f i n i t i o n  d e s  H a z a r d s p i e l s  

in Art. 4339, auf dem Wort „Kraftanstrengung", nicht auf 

„physisch", so daß die besondere Erarbeitung hier dem Zufalls­

gewinn entgegengesetzt wird. Daß der Rath, wo er Verpflich­

tung wird, besser in der Lehre vom Schadensersatz zur Erörterung 

gekommen wäre, ist richtig. Nicht dasselbe kann aber von der 

E m p f e h l u n g  g e s a g t  w e r d e n  ( S .  4 1 0 ) .  E b e n s o  m u ß  d i e  V e r ­

pflichtung zur Abrechnung als besondere Obligation fest­

gehalten werden, weil sie fast die einzige direct im Provinzialrecht 

nachweisbare Species des Anerkennungsvertrages enthält. 

Dies sind die wesentlichen Detailausstellungen Pachmann's. 

Es dürfte sich bei deren Durchsicht herausgestellt haben, daß die­

selben zum größten Theil auf Mißverständniß beruhen, wenn 

auch die Berechtigung einzelner derselben nicht verkannt werden 

soll. Jedenfalls wird man aber aus ihnen einen neuen Beleg 

für die relative Wertlosigkeit der vergleichenden Kritik der Ge­

setzgebungen unter einander entnehmen. So lange das Privatrecht 

wahres Recht bleibt, so lange die objective Geltung und nicht die 

subjectiv e Beurtheilung der Eonformität mit momentanen 

Anschauungen das Haupt-Requisit derselben ausmacht, wird die 

Entdeckung und nicht die Erfindung die Hauptthätigkeit des 

wissenschaftlichen Darstellers von Privatrecht bleiben. 

C- Crdmann. 



Bemerkungen zur Lehre von der Blanco-Cession 
und von der Cesfion auf jeden Inhaber nach 

dem Rechte der Ostsee-Provinzen 
von 

Oberhofgerichtsadvokat F. Seraphim. 

Im sechsten Jahrgange dieser Zeitschrist') hat Herr Pro­

fessor C. Erdmann eine Interpretation des Art. 3473 Thl. III 
unseres Provinzial-Rechts zu begründen versucht, Inhalts deren 

Schuldurkunden, welche mit einer auf jeden Inhaber lautenden 

o d e r  a b e r  m i t  e i n e r  B l a n c o - C e s s i o n  v e r s e h e n  s i n d ,  l e d i g l i c h  

h i n s i c h t l i c h  i h r e r  f e r n e r e r  U e b e r t r a g u n g  n a c h  

den für Jnhaberpapiere geltenden Bestimmungen zu beurtheilen, 

sonst aber mit einer solchen Session keine neuen Wirkungen 

rechtlich verbunden sein sollen. Demnach soll denn der Schuld­

ner gegenüber dem Inhaber der mit solcher Jnhabercession ver­

sehenen Schuldurkunde äs ^uro keinesweges aus die Ein­

reden aus der Person des ursprünglichen Gläubigers beschränkt 

sein, sondern demselben auch Einreden und Schutzmittel aus der 

P e r s o n  e i n e s  f r ü h e r e n  I n h a b e r s  o p p o n i r e n  d ü r f e n .  N u r  f a c ­

tisch würden meist die Vertheidigungsbehelfe aus der Person eines 

früheren Inhabers der Schuldurkunde nicht zur Anwendung 

kommen, weil dem Schuldner sich meist Existenz und Name solcher 

früheren Inhaber verschließe. 
Welchen geringen praktischen Werth darnach dann, wenn 

dem Schuldner Existenz und Name früherer Inhaber der Schuld-

Ii No. X S. 247 ff. 
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urkunde bekannt sind, das Institut der Jnhaber-Cession, mag sie 

nun aus jeden Inhaber lauten oder in klaneo ausgefertigt sein, 

h a b e n  w ü r d e ,  l i e g t  a u f  d e r  H a n  d u n d  w i r d  a u c h  v o n  E r d m a n n  

nicht verkannt, sondem ausdrücklich bei dem Bemerken hervor­

gehoben, daß es der Theorie der Session und der Theorie des 

Vertrages, aus welchen beiden das Institut der Jnhaber-Cession 

ihre Berechtigung ableite, in gleicher Weise widersprechen würde, 

aus diesem gefährlichen, vom einseitigen Willen abhängigen Be-

quemlichkeitsacte ein allgemeines Institut des öffentlichen Credits 

mit gesteigerter Wirkung zu schaffen^). 

Nach sorgfältiger Prüfung dieser Erdmann'schen Interpre­

t a t i o n  k a n n  i c h  d i e s e l b e  n i c h t  f ü r  ü b e r z e u g e n d  u n d  d i e  Z w i n g -

mann'sche Auslegung des Art. 3473 l. c.^), die, in sehr wesent­

lichen Beziehungen von der Erdmann'schen abweichend, zu ganz 

anderen Resultaten führt, nicht für widerlegt erachten. 

Z w i n g m a n n  n ä m l i c h  e r k l ä r t  d i e  m i t  e i n e r  J n h a b e r - C e s s i o n  

versehene Schuldurkunde sür ein I nh a b erp ap i e r, welchem 

die Eigentümlichkeit beiwohnt, daß es den Inhaber als 

C e s s i o n a r  e i n e s  i n d i v i d u e l l  b e s t i m m t e n  G l ä u ­

bigers nach den über Jnhaberpapiere geltenden Grundsätzen 

l e g i t i m i r t * )  u n d  b e h a u p t e t  d e m g e m ä ß ,  d a ß  w e i l  e s  s i c h  

auch hier um eine Session handelt, der Schuldner dem 

Inhaber alle gegen den ursprünglichen Gläubiger zuständigen 

Einreden, in demselben Umfange, wie bei der gewöhnlichen 

Session, entgegensetzen könne, dagegen aber die Einreden aus 

d e r  P e r s o n  d e s  e i n e n  o d e r  a n d e r e n  f r ü h e r e n  I n h a b e r s  

n i c h t  g e l t e n d  m a c h e n  d ü r f e ,  w e i l  e b e n  d e r  C e s s i o n a r  

n a c h  d e n  ü b e r  J n h a b e r p a p i e r e  g e l t e n d e n  
G r u n d s ä t z e n  l e g i t i m i r t  w i r d .  

2) I. c. S. 260. 
3) Im IV. Bde. der civilrechtlichen Entscheidungen der Rigaschen 

Stadtgerichte S. 195 fge. 
4) Zwing mann, l. c. S. 201 fge. 
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E r d m a n n  d a g e g e n  l e u g n e t ,  d a ß  d i e  J n h a b e r - C e s s i o n  e i n  

Jnhaberpapier mit dieser Wirkung schaffe und 

will demnach auch Einreden und Schutzmittel aus der Person 

jedes früheren Inhabers, wie bei der gewöhnlichen 

Session, für statthaft erachtet wissen. Daraus 

e r g i e b t  s i c h  s c h o n ,  w i e  g r u n d v e r s c h i e d e n  g e r a d e  i n  d e r  

Hauptsache, trotz der gegentheiligen Erklärung Erdmann's^), 

dessen Auffassung von der Zwingmann'schen ist, deren Verteidi­
gung den Zweck dieser Erörterung bildet. 

Erdmann^) macht für seine Auffassung im Wesentlichen fol­
gende Gründe geltend: 

1) unsere Gesetzgebung spreche, wie aus den Art. 3120 

und 3121 Thl. III des Prov. Rechts ersichtlich, in 

U e b e r e i n s t i m m u n g  m i t  a n d e r e n  G e s e t z g e b u n g e n ,  n u r  

dem Schuldner, nicht auch dem Gläubiger, die 

Besugniß zu, Jnhaberpapiere zu creiren; 

2) überdies scheine unsere Gesetzgebung im Art. 3121 nur 

der Staats-Regierung und den von dieser errichteten 

oder bestätigten Creditanstalten und Actieugesellschaften 

das Recht zur Emittirung auf Geldleistung gerichteter 

Jnhaberpapiere einzuräumen; 

3) wenn man von dem Blanco-Jndossament der Wechsel 

und der Blanco-Cession der modernen Grundbuchschul­

den, wegen der besonderen Natur dieser Papiere absehe, 

besitze keines der zeitgenössischen Rechte auch nur eine 

Analogie für diese monströse Jnhabercession, durch 

welche ohne Zustimmung des Schuldners vom Gläubiger 

ein Inhaberpapier geschaffen würde, welches, zuwider 

aller Gerechtigkeit und Nechtstheorie, ein den Debitor 

härter belastendes Zeditum erzeugte, indem dem so 

5) l. c. S. 247 Anmk. ' 
6) l. c. S. 251-2S8. 
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creirten Jnhaberpapier gegenüber alle Einreden deS 

Schuldners gegen den ursprünglichen Gläubiger weg­

fielen und damit, im Widerspruch gegen die in dem Art. 

3479 und 3480 l. c. anerkannten Grundsätze der Session, 

die Lage des Schuldners durch dieselbe verschlimmert 

werden würde; 

4) auch müsse es auffallend erscheinen, daß eine so wich­

tige Neuschöpfung, wie diese Jnhaberpapiere, nicht in 

dem von diesen letzteren handelnden Abschnitte, sondern 

bei Gelegenheit eines ganz verschiedenen, ja für Jnhaber­

papiere unmöglichen Rechtsinstituts, wie der Session, 

eingeführt worden sei; da der Art. 3473 l. c., wie seine 

Vorgänger, nur von der Form der Session sprächen, so 

sei es höchst unwahrscheinlich, daß bei dieser Gelegen­

heit die wichtigste und weittragendste Art der Jnhaber­

papiere geschaffen worden, welche bei der gesetzgeberischen 

Behandlung dieser letzteren mit keinem Worte er­

wähnt ist; 

5) der einzige zu Art. 3473 bezogene Gesetzes-Paragraph aus 

jener ganzen Lehre von den Jnhaberpapieren, nämlich 

d e r  A r t .  3 1 2 3  l .  c . ,  r e d e  a b e r  b l o ß  v o n  d e r  W e i t e r ­

übe r tragung von Jnhaberpapieren und da in dem 

ganzen Abschnitte, in welchem der Art. 3473 steht, ja 

a u c h  u u r  v o n  U e b e r t r a g u n g  v o n  S c h u l d ­

briefen (?) die Rede sei, so wäre die durch den 

A r t .  3 4 7 3  n e u b e g r ü n d e t e  Q u a l i t ä t  a u c h  b l o ß  a u f  

die Weiterübertragung zu beziehen und 

also in Gedanken der Schluß des mehrgedachten Art. 
dahin zu ergänzen^): 

„Schuldbriefe letzter Art, desgleichen die mit einer 

Blanco-Cession versehenen, sind (so. hinsichtlich ihrer 

7)  Erdmann l .  c.  S .  259.  
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ferneren Uebertragung) nach den für Jnhaberpapiere 
geltenden Bestimmungen zu beurtheilen." 

Es kann zunächst bei der BePrüfung des Erdmann'schen 
Jnterpretationsversuches nicht zugegeben werden, daß der Ab­

s c h n i t t ,  i n  w e l c h e m  d e r  A r t .  3 4 7 3  l .  c .  s t e h t ,  n u r  v o n  d e r  U e b e r ­

tragung von Schuldbriefen spreche; in dem ganzen 

A b s c h n i t t e  i s t  v i e l m e h r  d u r c h w e g  n u r  v o n  d e r  F o r m  d e r  

Session vo.n Forderungsrechten die Rede. 

Der Art. 3471 l. c. zuvörderst besagt, daß die Session 

einer Forderung in jeder beliebigen Form ge­

schehen könne. 

Der Art. 3472 spricht sodann von der Form der 

Session einer Forderung in dem Falle, wo über diese 

l e t z t e r e  e i n e  U r k u n d e  a u s g e f e r t i g t  i s t ;  i n  d i e s e m  F a l l e  s o l l  d i e  

S e s s i o n  e n t w e d e r  a u f  d e r  S c h u l d u r k u n d e  v e r m e r k t  

o d e r  ü b e r  d i e  S e s s i o n  e i n e  b e s o n d e r e  U r k u n d e  

ausgefertigt werden; daß die Schuldurkunde selbst dem 

Cessionar ebenfalls zu übergeben ist, versteht sich schon nach allge­

meinen Grundsätzen als Wirkung der Session von selbst, 

wird aber im Art. 3472 noch besonders hervorgehoben und im Ab­

schnitt von der Wirkung der Session Art. 3478 nochmals wiederholt. 

Der Art. 3473 l. c. endlich behandelt speciell dieForm der 

S e s s i o n  e i n e s  F o r d e r u n g s r e c h t e s  d u r c h  V e r ­

merk der Session auf der Schuldurkunde selbst. 
Der Art. 3473 l. c. lautet, wie folgt: 

„Die Session eines Schulddocumentes, welche durch 

Aufschrift auf demselben geschieht, kann nicht bloß 

auf den Namen eines bestimmten Gläubigers, son­

dern auch auf jeden Inhaber lauten. Schuldscheine 

letzter Art, desgleichen die mit einer Blanco-Cession °) 

8) Daß eine solche nicht schon an sich in der bloßen Blancounterschrist 
des Gläubigers liegt, hat Erdmann l. c. S. 249 und 250 mit Recht betont. 
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versehenen, sind nach den sür Jnhaberpapiere gelten­

den Bestimmungen zu beurtheilen." 

Wenn zu Ansänge dieses Art. von der Cession eines 

Schulddocumeuts gesprochen wird, so ist dies offenbar 

nur eine incorrekte Ausdrucksweise, da begreiflich nicht 

Schuldurkunoen, sondern nur die durch sie documentirten 

F o r d e r u u g s  r e c h t e ,  G e g e n  s t  a n d  d e r  C e s s i o n  

sein können; der klare und deutliche Sinn der Anfangsworte 

des Art. 3473 kann also durch diese incorrekte Ausdrucksweise 

nicht einen Augenblick zweifelhaft werden. 

Für den Fall des Vermerks der Cession auf der Schuld­

urkunde selbst wird nun unterschieden: entweder lautet die 

C e s s i o n s a u s s c h r i s t  a u f  d e n  N a m e n  e i n e s  b e s t i m m t e n  

C e s s i o  n a r s  o d e r  a b e r  s i e  l a u t e t  a u s  j e d e n  I n h a b e r  

und dies soll auch der Sinn der Blanco-Cession, als einer an­

deren Form der Jnhaber-Cession, sein. 

Welche Bedeutung eine auf den Namen einer bestimmten 

Person lautende Cessionsausschrist haben soll, bedurfte keiner wei­

teren Erklärung im Gesetze; ihre Bedeutung verstand sich von selbst. 

Anders lag die Sache bei einer auf jeden Inhaber lauten­

den Cefsionsaufschrift; die rechtliche Bedeutung dieser 

letzteren und der ihr gleichstehenden Blanco-Cession konnte sehr 

füglich zweifelhaft erscheinen, sie bedurfte daher einer näheren 

g e s e t z g e b e r i s c h e n  E r k l ä r u n g .  E b e n  d e s w e g e n  w i r d  d i e s e  r e c h t ­

liche Bedeutung der Jnhaber-Cession, in ihren 

b e i d e n  o b g e d a c h t e n  F o r m e n ,  a m  S c h l ü s s e  d e s  A r t .  3 4 7 3  d a h i n  

n ä h e r  p r ä c i s i r t :  „ S c h u l d s c h e i n e  d i e s e r  l e t z t e ­
r e n  A r t ,  d e s g l e i c h e n  d i e  m i t  B l a n c o - . C e s s i o n  

v e r s e h e n e n ,  s i n d  n a c h  d e n  f ü r  J n h a b e r p a p i e r e  

geltenden Bestimmungen zu beurtheilen oder 

w i e  e s  i m  r u s s i s c h e n  T e x t e  h e i ß t :  „ u n t e r l i e g e n  d e n  f ü r  

J n h a b e r p a p i e r e  g e l t e n d e n  R e g e l n . "  
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Da es sich von selbst versteht, daß eine auf den Na­
m e n  e i n e s  b e s t i m m t e n  G l ä u b i g e r s  l a u t e n d e  

Schuldurkunde durch eine auf dieselbe gesetzte Jnhaber-
c e s s i o n  u n m ö g l i c h  i n  e i n  J n h a b e r p a p i e r  r ü c k ­

wärts verwandelt werden kann, eine solche Mon­

strosität begreiflich nicht als die Absicht des Gesetzgebers ange­

n o m m e n  w e r d e n  k a n n ,  s o  l e u c h t e t  e s  v o n  s e l b s t  e i n ,  d a ß  e b e n  

n u r  d i e  I  n h  a b  e r  e  e  s s i  o  n  s e l b s t ,  w e l c h e  a u s d e r  

S c h u l d u r  k ü n d e  v e r m e r k t  i s t ,  a l s o  d i e  J n h a b e r -

cessions-Urkuude, nach den über Jnhaberpapiere gel­

tenden Grundsätzen zu behandeln sein kann. 

Es ist daher am Schlüsse des Art. 3473 nicht, wie Erd­

m a n n  v o r s c h l ä g t ,  e r l ä u t e r n d  d e r  S a t z :  „ h i n s i c h t l i c h  i h r e r  
ferneren Uebertraguug" hinzuzufügen, da weder der 

A r t .  3 4 7 3 ,  n o c h  s e i n e  b e i d e n  V o r g ä n g e r ,  v o n  d e r  U e b e r t r a ­

g u u g  o d e r  g a r  W e i t e r  Ü b e r t r a g u n g  v o n  S c h u l d ­

b r i e f e n  h a n d e l n ,  s o n d e r n ,  w i e  b e r e i t s  e r ö r t e r t ,  l e d i g l i c h  

v o  n  d  e r  C e s s i o  n  v o n  F o r d e r u n g s r e c h t e n ,  u n d  

i n s b e s o n d e r e  v o n  d e r  C e s s i o n  b e u r k u n d e t e r  

Forderungsrechte sprechen; vielmehr ist am Schlüsse des 

Art. 3473 der erläuternde Satz hinzuzudenken: „hinsichtlich 

d e r  a u f  d e n s e l b e n  b e u r k u n d e t e n  J n h a b e r -

cessio n." 
Darnach würde der die Paraphrase des Art. 3473, wie 

doch wohl näher liegen dürfte und sich aus dem ganzen Zusam­

menhange ergiebt, etwa dahin zu lauten haben: 

„Die Cession einer durch eine Schuldurkunde doeumen-

t i r t e n  F o r d e r u n g  d u r c h  C e s s i o u s v e r m e r k  a u f  

der Schuldurkunde kann nicht nur aus den 

N a m e n  e i n e s  b e s t i m m t e n  ( Z e s s i o n a r s  

lauten, in welchem Falle dessen Person schon durch die 

Namensnennung gegeben ist, sondern es kann die Cessions-
10 
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beurkundung auf dem Schulddocument auch auf jeden 

Inhaber lauten und ist in diesem Falle, sowie in dem 

ihm gleichstehenden der Blanco-Cession, die Schuldur-

k u n d e h i n s i c h t l i c h  d e r  a u s  d e r s e l b e n  d  o -

c u m e n t i r t e n  J n h a b e r c e s s i o n  n a c h  d e n  

ü b e r  J n h a b e r p a p i e r e  g e l t e n d e n  G r u n d ­

s ä t z e n  z u  b e u r t h e i l e n . "  
Damit aber ist gesagt: 

1) die Jnhabercession ist keine unfertige Cession, keine 

bloße Cessionsosferte mit Ausfüllungsmandat, als welche 

gemeinrechtlich die Blanco-Cession aufzufassen wäre, 

sondern eine fertige Cession"), denn sonst 

müßte erst die Ausfüllung auf den Namen eines be­

stimmten Cessionars, die überdies bei einer Cession auf 

jeden Inhaber auch nicht füglich zu bewerkstelligen wäre, 

erst erfolgen, ehe die cedirte Forderung von dem Inha­

ber der Schuldurkunde geltend gemacht werden könnte, 

w ä h r e n d  A r t .  3 4 8 2  l .  c .  d a s  G e g e n t h e i l  h i e r ­

von deutlich genug statuirt; 

2) jeder Inhaber der mit der Jnhabercessions-Aufschrift 

versehenen Schuldurkunde ist dem Schuldner ge­

genüber als Cessionar, also als Forderungs­

berechtigter (Gläubiger) legitimirt, womit denn von selbst 

ohne daß der Art. 3473 l. c. dies besonders noch her­

vorzuheben brauchte, der im Art. 3122 l. c. für Jn­

haberpapiere anerkannte Grundsatz auch für die Jnhaber­

cession gilt, während eben deswegen, weil jeder Inhaber, 

so lange er die mit Jnhabercession versehene Schuld' 

urkunde inne hat, als Cessionar des in derselben 

g e n a n n t e n  u r s p r ü n g l i c h e n  G l ä u b i g e r s  g i l t  

9)  Stobbe,  Handbuch des Deutschen Pr ivat rechts  Bd.  I I  Z113 Note 3 t '  
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das Verhältniß des äöditor <?688U8 zu diesem letzteren, 

d e r  d i e  J n h a b e r c e s s i o n  s t a t u i r t  h a t ,  s i c h  i n  k e i n e r  

Weise anders gestaltet, als bei der gewöhn­

lichen Cession, und der Äebitor essLUL daher selbstver­

ständlich alle ihm gegen den ursprünglichen Gläubiger 

und resp. Cedenten zuständigen Einreden und Behelfe 

in demselben Umfange auch gegen den Inhaber Cessionar 

nach den allgemeinen Grundsätzen der Cession geltend 

machen darf; der Vorwurf'"), daß die Jnhabercession 

dem äsditor eessuL die Einreden gegen den ursprüng­

lichen Gläubiger dem Inhaber - Cessionar gegenüber im 

Widerspruche mit den auch im Prov.-Rechte anerkann­

ten Grundsätzen der Cession, in monströser Weise ab­

s c h n e i d e ,  i s t  a l s o  d u r c h a u s  n i c h t  b e g r ü n d e t ,  d a  s i c h  

aus dem Begriff der Jnhaber-Cession, wie bereits 

gezeigt, eine solche, nach der hier vertheidigten Ansicht 

a u c h  e n t s c h i e d e n  a b g e l e h n t e ,  C o n s e q u e n z  g a r  n i c h t  

z i e h e n  l ä ß t " ) ;  
3) eben deswegen, weil für die Jnhabercession der im Art. 

3122 l. c. für Jnhaberpapiere aufgestellte Grundsatz 

schon nach der Natur der Sache gilt und die Jnhaber­

c e s s i o n ,  n a c h  d e r  a u s d r ü c k l i c h e n  B e s t i m m u n g  

d e s  A r t .  3 4 7 3 ,  n a c h  d e n  ü b e r  J n h a b e r p a p i e r e  

geltenden Grundsätzen beurtheilt, also als Jn­

haberpapier angesehen werden soll, ergiebt sich auch 

in Anleitung des Art. 3126 l. c. — der lediglich die 

unausweichliche Consequenz aus dem Art. 3122 l. c. 

zieht —, daß dem Inhaber der mit Jnhabercession 

versehenen Schuldurkunde vom äeditor eesLus keine Ein­

reden entgegengesetzt werden dürfen, welche derselbe gegen 

10) Erdmann l. c., S. 252 und 256.' 
N)  Zwingmann l .  c. ,  S .  202.  

10' 
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die Person des ersten oder eines anderen 

früheren Inhabers gehabt haben würde, ebenso­

wenig aber auch der äsditor esssus sich wegen der Art, 

wie, oder wegen des Preises, für welchen der Inhaber 

die mit der Jnhabercession versehene Schuldurkunde er­

langt hat, sich der Verbindlichkeits-Erfüllung entziehen 

darf. — 

Diese Auslegung kann auch dadurch nicht erschüttert Wer­

den, daß zu Art. 3473 aus dem ganzen über Jnhaberpapiere 

handelnden Abschnitte lediglich der Art. 3123 und die daselbst 

angeführten Nechtsquelleu bezogen sind, denn wenn auch immer­

hin die zu Art. 3123 angeführte einzige Rechtsquelle, die Aller­

höchst bestätigte Verordnung vom 1. September 1859, Punkt 9, 

außer der gewöhnlichen Session auf den Namen gestellter Reichs-

bankbillete, nm noch einfach deren Blanco-Cession gedenkt, ohne 

irgend eine Differenz der Wirkungen dieser beiden Cessionsarten 

zu statuiren, so läßt doch der Art. 3473 durch seine Schlußbe­

stimmung nicht den mindesten Zweifel darüber, daß überhaupt 

die Jnhaber-Cesfion nach den Grundsätzen über Jnhaberpapiere, 

also abweichend von der gewöhnlichen Session, beurtheilt werden soll. 

Allerdings handelt der Art. 3123 l. c. von der Ueb er­

t r a g u n g  d e s  d u r c h  e i n  J n h a b e r p a p i e r  b e g r ü n ­

deten Forderungsrechts durch Uebergabe der Urkunde aus 

Hand in Hand, aber gerade die Bezugnahme auf diesen Art. macht 

ja für die Inhaber - Cesfions - Urkunde wieder sehr bestimmt den 

Gesichtspunkt des Jnhaberpapiers geltend und weist darauf hin, 

daß das durch die Jnhaber-Cessions-Urkunde be­

gründete Gläubigerrecht des Cessionars in gleicher 

Weise, wie das durch ein Jnhaberpapier begründete Forderungs­

recht, nämlich durch Uebergabe aus Hand in Hand, übertragen wird. 

Damit ist die Natur des Jnhaberpapiers für die Jnhaber-

CesfionS - Urkunde abermals im Prov.-Recht deutlich anerkannt 
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während die Uebertragung der durch ein Jnhaber­

papier begründeten Forderung überhaupt nicht unter 

d e n  G e s i c h t s p u n k t  d e r C e s s i o n  f ä l l t ,  w i e  j a  E r d m a n n  

auch selbst, unter Berufung auf Gerber, deutsches Privatrecht, 

§ 161, anerkennt"). 

Es ist daher auch nur abermals eine incorrecte Ausdrucks-

Weise, wenn die Anm. zu Art. 3473 im deutschen Texte des 

Prov.-Rechts dahin lautet: „Ueber die Session von Inhaber-

papieren s. oben Art. 3123 und 3124" 

Im russischen Texte ist diese incorrecte Ausdrucksweise ver­

mieden. Anstatt des Ausdrucks „Session" ist hier der Ausdruck: 

«nexeZ.9^3.», also „Uebergabe", „Uebertragung" gebraucht. 

Durch diese Bezugnahme aus die Bestimmungen der Art. 

3 1 2 3  u n d  3 1 2 4  ü b e r  d i e  B e g e b u n g  v o n  J n h a b e r p a p i e r e  n  

und das zwischen dem Begebenden und dem Empfänger statt­

findende Rechtsverhältniß wird selbstverständlich das durch die 

A r t .  3 1 2 2  u n d  3 1 2 5  u o r m i r t e  V e r h ä l t n i ß  d e s  I n ­

habers zum äeditor in keiner Weise von diesen letz­

teren Artikeln abweichend bestimmt. 

Bestätigt aber wird die hier vertheidigte Auslegung wenigstens 

indirect durch den Art. 3482 l. c. 

Nach der Bestimmung dieses Artikels soll nämlich gegen 

Jnhaberpapiere und in dlanoo cedirte Schuldbriefe die exesxtio 

leZis ^.va.Lta.8iana6 nicht geltend gemacht werden dürfen. 

Es ist allerdings richtig und von Zwingmann ") auch schon 

betont worden, daß der Art. 3482 nicht für die, gewiß unhalt­

bare, Ansicht verwerthet werden kann, nach welcher die mit Jn-

h a b e r c e s s i o n  v e r s e h e n e  S c h u l d u r k u n d e  r ü c k w ä r t s  i n  e i n  

J n h a b e r p a p i e r  v e r w a n d e l t  w e r d e n  s o l l ,  u n ­

g e a c h t e t  s i e  a u s  d e n  N a m e n  e i n e s  b e s t i m m t e n  

12) l. c. S. 257, Note 1 ek. auch Stobbe l. c. Bd. III. § 180. S.209. 
13) l. c. S. 196, Anm. 
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G l ä u b i g e r s  l a u t e t ,  d e n n  d i e s e  A u s l e g u n g  d e s  A r t .  3 4 8 2  

würde voraussetzen, daß die sxesxtio ^.nastasiana.6 eine 

Einrede aus der Person des cedirenden Gläubigers wäre. Das 

i s t  s i e  a b e r  n i c h t ,  s o n d e r n  e i n e  E i n r e d e  a u s  d e r  P e r ­

s o n  d e s  C e s s i o n a r s .  

Ebendeshalb jedoch giebt der Art. 3482 gerade für die hier 

vertretene Ansicht einen weiteren Beleg ab. 

Nach der m. E. richtigeren Ansicht nämlich steht dem 
äeditor eessuZ die exeextio I6AI8 aus der Person 

eines früheren Cessionars gegen einen später folgenden Cessionar 

selbst dann zu, wenn dieser die Forderung sür einen ihrem vollen 

Betrage" gleichen Kaufpreis gekauft hat. 

Wenn nun in Gemäßheit des Art. 3482 von dem äeditor 

diese Einrede gegen den Jnhabercessionar nicht geltend gemacht 

werden darf, gleichviel ob fie aus der Person des ersten oder 

eines anderen früheren Inhabers oder aus der Person des letz­

ten Inhabers hergenommen wird, so liegt in dieser Bestimmung 

d e s  A r t .  3 4 8 2  l e d i g l i c h  e i n e  A n w e n d u n g  d e s  i m  

A r t .  3 1 2 5  l .  c .  b e z ü g l i c h  d e r  J n h a b e r p a p i e r e  

a u s g e s t e l l t e n  G r u n d s a t z e s  a u f  d i e  J n h a b e r -

c e s s i o n s u r k u n d e .  

Mit der im Artikel 3473 gegebenen gesetzlichen Definition 

der rechtlichen Bedeutung der als Jnhabercession be­

zeichneten Cessionsform ist aber auch die Wirkung der­

selben schon gegeben. Deshalb kann es auch nicht auffallend 

oder befremdend erscheinen, daß von der Jnhabercession und ihrer 

rechtlichen Bedeutung in dem Abschnitte von der Form der Session 

14) Puchta, Pandecten, § 235, Note 6; Windscheid, Pandecten, 
§ 338, und für den Fall, daß der zweite Verkauf der Forderung erst nach 
der Denuntiatio« erfolgt ist, auch Mühlenbruch, Session der Forderungs-
rechtc, 3te Aufl., S. 606; Seuffert's Archiv, Bd. II, No. 31. 
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gehandelt wird und nicht in dem Abschnitte, welcher die Jnhaber­

papiere behandelt. 

Abgesehen auch davon, daß an ein Gesetzbuch garnicht die 

Anforderung streng systematischer Anordnung des gesetzgeberisch 

behandelten Stoffs gestellt werden darf, kommt hier noch in Be­

tracht, daß unser Prov.-Recht die Lehre von den Jnhaberpapieren 

g e l e g e n t l i c h  d e r  L e h r e  v o n  d e n  o b l i g a t o r i s c h e n  V e r ­

trägen behandelt, wobei dann die Lehre von der Cession der 

Forderungsrechte, die nicht einmal nur durch Vertrag, sondern 

auch durch richterliche Anordnung und durch unmittelbare Be­

stimmung des Gesetzes geschieht, sehr begreiflich nicht mit abge­

handelt, sondern einem anderen Abschnitte vorbehalten wurde, in 

w e l c h e m  a u c h  v o n  d e n  v e r s c h i e d e n e n  F o r m e n  d e r  C e s s i o n ,  

und mithin auch von'der Jnhabercession, das Nähere zu sagen war. 

Endlich ist aber auch schlechterdings nicht abzusehen, warum 

deshalb, weil für Forderungen aus Jnhaberpapieren die Cession 

unmöglich, nicht bei Gelegenheit der Lehre von der Cession 

anderer Forderungen auch von der Cession derselben an 

jeden Inhaber soll gehandelt werden dürsen? Die Cession 

e i n e r  F o r d e r u n g  a u s  e i n e m  J n h a b e r p a p i e r  i s t  d o c h  

s e h r  w e s e n t l i c h  v e r s c h i e d e n  v o n  d e r  J n h a b e r c e s s i o n  e i n e r  

anderen Forderung! 

Daß die Jnhabercession, sei es in der Form der Cession 

an jeden Inhaber, sei es in der Form der Blanco Cession als 

fertige Cession dem gemeinen Rechte unbekannt, ist allerdings 

ebenso zuzugeben, wie der Umstand, daß regelmäßig Jnhaber­

papiere nur vom äeditor, nicht vom ersäitor creirt werden können, 

und daß der von Jnhaberpapieren handelnde Abschnitt unseres 

Prov.-Rechts nur der vom äeditor creirten Jnhaberpapiere gedenkt. 

Allein dieser letztere Umstand kann in keiner Weise mit 

Rücksicht auf die bisherigen Ausführungen als entscheidend an­
erkannt werden. 
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Der betreffende Abschnitt des Prov.-Rechts will und kann 

in seinen wenigen Artikeln ganz unmöglich den Anspruch machen, 

die Lehre von den Jnhaberpapieren auch nur annähernd voll­

ständig zu behandeln. Er hat, wenn gleich er über Jnhaber­

papiere überhaupt geltende Grundsätze aufstellt, doch zunächst 

wesentlich nur bestimmte Arten von Jnhaberpapieren, nämlich die 

von der Staatsregierung und von staatlich errichteten oder be­

stätigten Credit-Anstalten und Actien-Gesellschästen creirten, im 

Auge; er gedenkt aber mit keiner Silbe der auch bei uns vor­

kommenden, unzweifelhaft zu den Jnhaberpapieren '°) gehörenden 

und nach gleichen Grundsätzen zu beurtheilenden, Theater- und 

sonstigen Eintritts-Karten, Speisemarken, Badebillets u. s. w., 

w e l c h e  a u c h  v o n  P r i v a t p e r s o n e n  c r e i r t  w e r d e n  

d ü r f e n .  
Daß auch Jnhaberpapiere unter Umständen vom Creditor 

creirt werden können, beweiset ja das Blanco-Jndossament und 

die nach preußischem Rechte statthafte Blanco-Cession der Grund­

schuldbriefeIn beiden Fällen wird vom Creditor ein Jn­

haberpapier geschaffen, während es nicht zugegeben Werden kann 

daß in diesen beiden Fällen die Ausnahme von der Rchel durch 

d i e  b e s o n d e r e  N a t u r  d e s  W e c h s e l s  r e s p .  d e s  G r u n d -

schuld-Briefes sich civilrechtlich erklären lasse. 

Bei beiden Papieren beruht die Zulässigkeit der Creation 

e i n e s  J n h a b e r p a p i e r s  d u r c h  d e n  G l ä u b i g e r  l e d i g l i c h  a u f  

positiver Satzung, welche praktischen Bequemlichkeits-

Rücksichten Rechnung trägt. 

So wie nach vielen Wechsel-Gesetzgebungen") Wechsel 

nicht in dlaveo ausgestellt werden dürfen, so ist nach anderen 

15) Thoel, Handelsrecht 4. Aufl. Bd. I, Z 54 a, Note 2, Stobbe 
l. c. S. 199; vgl. auch Gerber, l c. § 151, Note 1. 

16) Stobbe, l. c. Bd. II, § 113, S. 343; Gerber, l. c. § 151, Note 13. 
17) Renaud, Wechselrecht 3. Aufl. § 16 S. 63 Note 15. 
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Wechselgesetzgebungen '^) wiederum das Blanco-Jndossament ent­

weder ungültig oder nur als Procura-Jndossament gültig oder 

nur Kaufleuten gestattet; und beim Nachindossament, wo ja der 

N a c h i n d o s s a t a r  n i c h t  e i g e n e  W e c h s e l  r e c h t e ,  s o n d e r n  

n u r  d i e  W  e c h  s e l r e c h t e  d e s  N a c h i n d o s s a n t e n  h a t  

und der Wechselverpflichtete alle ihm gegen den Nachindossanten 

zustehenden Einreden auch gegen den Nachindossatar geltend 

m a c h e n  k a n n ,  —  w a s  i n  g l e i c h e r  W e i s e  b e i  s u c  c e s s i o  e r  

Jndossirung von den Einreden gilt, welche dem Wechseldebitor 

gegenüber dem einen oder anderen der Nachindossanten zustehen ") 

hat das Blanco-Nachindossament ebenfalls die Wirkung, daß 

Einreden aus der Person Derjenigen, welche nach dem Blanco-

Nachindossement den mit diesem versehenen Wechsel weiter bege­

ben haben, ebenso abgeschnitten werden, wie bei der Blanco-

Eession, nach der hier vertretenen Ansicht, die Einreden des 

Debitors gegen frühere Inhaber der mit Blanco-Cession ver­

sehenen Schuldurkunde. 

Civilistisch läßt sich das vom Blanco-Jndossament und 

r e s p .  B l a n c o - N a c h i n d o s s a m e n t  G e s a g t e  a u s  d e r  N a t u r  d e s  

Wechsels keineswegs construiren. 

Die Grundschuldbriefe des preußischen Rechts sind aber von 

Privatpers onen ausgestellte, von dem unterliegenden mate­

riellen Obligationsverhältnisse abgelöste, hypothekarisch sicherge­

stellte, reine Summenschulden, welche vermöge rein positivrechtlicher 

Bestimmung durch Blanco-Cession den Character eines Jnhaber­

p a p i e r s  e r l a n g e n  ^ ) .  A u s  d e r  N a t u r  d e r  G r u n d s c h u l d ­

briese läßt sich dies ebenfalls nicht erklären, sondern es sind 

auch hier Zweckmäßigkeits-Rücksichten für diese singuläre Bestim­

mung maaßgebend gewesen. 

18) Thoel, Handelsrecht Bd. II § 263 S. 451tz., Renaud, I. c. 
s 54. S. 180 Note 9. 

19) Thoel, l. c. § 263 S. 4S1tz.. Renaud, l. c. § 56 S. 189. 
20) Gerber, l. c. § 151 Note 13; Stobbe, l c. § 109 S. 302 tz. 
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Aus denselben Gründen praktischer Nützlichkeit hat sich 

denn ersichtlich das Prov.-Recht bestimmen lassen, die Jnhaber­

cession als eine fertige Cession und die Jnhabercessions-Urkunde 

als ein Jnhaberpapier mit der hier vertretenen Wirkung anzu­

erkennen. 

Eine juristische Monstrosität, etwas juristisch Unmögliches, 

würde in einer solchen Jnhabercession nicht liegen, wenngleich 

diese dem gemeinen Rechte ebenso fremd ist, wie dem römischen 

Rechte das Jnhaberpapier. 

Wie bei den vom äsditor creirten Jnhaberpapieren soll 

auch bei der Jnhabercession einerseits für den Forderungsberech­

tigten die Schwierigkeit vermieden werden, welche bei Papieren 

auf den Namen im Falle von Sessionen der ost zeitraubende und 

höchst schwierige Beweis der sämmtlichen in der Mitte liegenden 

Sessionen, sowie die Zulassung von Einreden aus denselben be­

reiten würde, andererseits soll der äeditor der Verpflichtung zu 

der oft ebenfalls sehr zeitraubenden und beschwerlichen Legitima­

tionsprüfung, wie sie bei Papieren auf den Namen stattzufinden 

hat, überhoben werden2'). 

Daß diesen, sowohl für den Jnhabercesfionar als auch für 

den äsditor begründeten Vortheilen des leichteren Verkehrs auch 

Nachtheile zur Seite stehen, ist allerdings nicht zu verkennen, 

insofern nämlich die mit Jnhabercession versehene Schuldurkunde 

einen Mißbrauch derselben zum Nachtheile des Forderungsberech­

tigten leichter möglich macht und andererseits dem äeditor keine 

Einreden aus der Person früherer Inhaber, sowie überhaupt keine 

Einwendungen aus der Art, wie der Inhaber die Schuldur­

kunde erlangt hat, zustehen. 

Es ist aber zu erwägen, daß sich der gedachte Nachtheil 

für den Jnhabercesfionar, dem überdies die Vindication der 

21) Savigny, Obligationenrecht, Bd. II, S. 97fg., Stobbe, l. c. 
Bd. III. S. 199. 
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Schuldurkunde, wie bei Jnhaberpapieren, zusteht, im Ganzen durch 

Vorsicht vermeiden läßt, während der hervorgehobene Nachtheil 

für den äödiwr, sowie für nachstehende Hypothekarien im Con-

c u r s e  u n d  a u ß e r h a l b  d e s s e l b e n ,  s i c h  s a c t i s c h ,  w i e  j a  E r d m a n n  

selbst zugiebt, auch bei der Blanco-Cession, als einer unfertigen 

Cession, einer bloßen Cessionsosferte mit Ausfüllungsmandat, in 

den meisten Fällen, wegen Nichtkenntniß der Existenz und des 

Namens früherer Inhaber, nicht wird vermeiden lassen. 

Dazu kommt noch, daß die Blanco-Cession, als bloße 

Cessionsosferte mit Ausfüllungsmandat, durch den Tod und ein­

tretende Dispositionsunfähigkeit des Blanco-Cedenten, sowie durch 

Revocation von Seiten desselben, ihre Wirksamkeit verliert und 

sich daher für den praktischen Verkehr auch schon aus diesem 

Grunde wenig empfehlen würde. 

Geht man davon aus, daß, wenn überhaupt Jnhaberpapiere 

gültig sind, es sich aus civilrechtlichen Gründen dann nicht be­

anstanden läßt, daß sie auch von Privatpersonen^) aus­

gestellt werden dürfen, so wird sich kaum etwas dagegen einwenden 

lassen, daß der ersäitor sich seiner beurkundeten Forderung durch 

Jnhabercession zu Gunsten des Inhabers der, mit 

bezüglichem Cessions-Vermerke versehenen Schuldurkunde begiebt 

u n d  d a d u r c h  d e m  S c h u l d n e r  d e n  I n h a b e r  n a c h  d e n  G r u n d ­

sätzen über Jnhaberpapiere als Creditor zuweiset. 

Hat aber, wie zu zeigen versucht worden, unser Prov.-Recht 

diese Bedeutung der Jnhabercession anerkannt, so werden 

Bedenken äs 16A6 eonäsuZa. der lex eoväita. gegenüber ebenso­

wenig von entscheidender Bedeutung sein können, als die, übrigens 

noch strittige Frage 22), ob andere deutsche Particular-Rechte etwas 

unserer Jnhabercession Analoges kennen? 

22) Gaber l. c. § 161; Stobbe l. c. S. 200. 
23) Zwing mann l. c. S. 193 fg. und die daselbst angeführte 

Literatur. 
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In Kurland hat sich, soweit ich mich davon habe über­

zeugen können, die Praxis ganz entschieden der hier vertretenen 

Zwingman n'schen Auffassung zugewendet und Angesichts der 

Bestimmung des Art. 3473 würde eine Aenderung dieser Praxis 

m. E. weder berechtigt, noch wünschenswerth erscheinen können. 



Der Anerkennungsvertrag im Provinzialrecht. 
Im vorhergehenden Heft dieser Zeitschrift hat E. Hollander 

in präciser und gedrängter Weise die neueren Anschauungen über 

den sog. Anerkennungsvertrag, wie fie von Bähr und seinen 

Anhängern gelehrt werden, zusammengestellt und deren Anwend­

barkeit im baltischen Provinzialrecht vertheidigt. Bei der Ver­

breitung, welche diese Doctrin in der neueren Riga'schen Praxis 

gefunden hat, erscheint es als in hohem Grade dankenswerth, 

daß die Frage einer provinzialrechtlichen Reception derselben ge­

stellt und der wissenschaftlichen Prüfung unterbreitet worden ist. 

Diese Reception scheint dem Unterzeichneten nun nicht in dem 

Grade vorzuliegen, welchen Holl and er supponirt. 

Der Verfasser dieser Zeilen beabsichtigt dabei nicht, in die 

gemeinrechtliche Controverse über Geltung und Umfang 

des genannten Rechtsgeschäfts einzutreten und weist hier blos auf 

die enorme Bestrittenheit') der ganzen Lehre hin. Selbst An­

hänger der Bähr'schen Anschauung leugnen die Gewagtheit der 

Interpretation nichts, mit welcher Bähr mehrfach die vielfachen 

widersprechenden Stellen der römischen Rechtsquellen wegzuräumen 

versucht hat. 
Derartige, mitten in dem Wogen von kämpfenden Meinungen 

stehende Theorien ermangeln aber des Grades der Abklärung, 

welcher gemeinhin als erforderlich gilt, um dieselben in den 

Rahmen der Gesetzgebung einzuführen. Wenn trotzdem die 

1) Vgl. u. A. Ung ee in den Jahrbüchern für Dogm. VIII. H. 7. 
Dernburg in der Heidelberger krit. Jahrb. III. S. 49l) ff. Arndts in der 
krit. Ueberschau IV. S. 1 ff. 

2) Vgl. z. B. Windscheid. Pandecten 8 412, Note 1. 
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neueren deutschen Legislationen und legislativen Versuche den 

Anerkennungsvertrag ausdrücklich mit behandeln, so dürste hier 

mehr eine bewußte Neuerung, das vielbekannte „Befriedigen der 

Verkehrsinteressen", maßgebend gewesen sein, als wirkliche Codi-

fication. Der Verkehr, welchem im Wechsel und im Jnhaber­

papier schon zwei Rechtsformen geboten worden waren, um seinem 

Streben nach Vereinfachung des Rechtslebens zu genügen, schien 

in dem Anerkennungsvertrage ein Mittel zu finden, um das 

ganze Obligationenrecht zu beherrschen und die einzelnen obliga­

torischen Verträge der eigentümlichen Färbung zu berauben, 

welche bisher deren ekaraetsr inäslsdilis gebildet hatten. Wenn 

man dabei auch nicht leugnen konnte, daß die wahre charakteristische 

causa.jenen einzelnen „abstracten" Verträgen wirklich innewohnte, 

so wollte man doch den Parteien gestatten, nicht blos ausdrück­

lich, sondern auch als stillschweigende Folge ihrer Schuldaner­

kennung auf die Expression dieser causa zu verzichten. 

1. 

Weder in der Praxis, noch namentlich in der Theorie hat 

sich diese Anschauung zur völligen Herrschast durchzuringen ver­

mocht. Jedenfalls aber haben die neueren Codificationen es, wenn 

sie den Anerkennungsvertrag recipiren wollten, stets sür not­

wendig gehalten, denselben in ausdrücklich für denselben 

bestimmten Gesetzespunkten zu definiren und in seinen Wirkungen 

zu begrenzen. 

Erscheint es nun von vorn herein dieser Thatsache gegen­

über auch nur im Geringsten'wahrscheinlich, daß ein neues um­

fassendes Gesetzbuch für das (Zivilrecht wie das Provinzialrecht 
von 1864 eine derartig bestrittene Materie, wie den Anerkennungs­

vertrag, in sich aufgenommen haben sollte, ohne auch nur mit 

dem geringsten Wort, mit der kleinsten Andeutung desselben 
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Erwähnung zu thun?°) Fast geflissentlich scheint in allen den 

Gebieten, in welchen der Anerkennungsvertrag sonst von Lehrbuch 

und Gesetzbuch behandelt wird, in der baltischen Codifieation eine 

Bezugnahme auf denselben vermieden zu sein ^). Das sast gleich­

zeitig ausgearbeitete Gesetzbuch Sachsens, welches offenbar sür 

die neueste Redaction der baltischen Codifieation benutzt worden 

ist 5), hat mit seinen Bestimmungen über den Anerkennungsver­

trag nicht in das Provinzialrecht Eingang gesunden. Wir müssen 

somit entweder annehmen, daß die provinzielle Codifieation die 

Reception dieses Vertrages, zuwider der tatsächlichen Lage und 

zuwider dem übereinstimmenden Verfahren der neueren Gesetz­

bücher, als etwas so Selbstverständliches und Unbestreitbares an­

sieht, daß sie die specielle Theorie dieses Rechtsgeschäfts aus den 
allgemeinen Sätzen über Obligationen ableiten zu können 

glaubt, oder — daß der Anerkennungsvertrag als noch nicht ge­

nügend theoretisch abgeklärt angesehen worden ist, um in das 

baltische Recht Eingang zu finden. 

Diese Argumentation wird uns jedenfalls von vorn herein 

die Reception des Anerkennungsvertrages als zweifelhaft erscheinen 

lassen und die Beweislast denjenigen zuschieben, Welche dessen 

Geltung für das Provinzialrecht behaupten. 

2 

Sehen wir uns nun die Beweisführung für die provinzial-

rechtliche Anwendbarkeit des genannten Rechtsinstituts genauer 

3) Wenigstens würde eine unzweideutige Entscheidung der Controverse, 
wie sie sonst in analogen Fällen regelmäßig durch die Codifieation vollzogen 
wirb, hier ganz unumgänglich gewesen sein. 

4) Weder in der Lehre vom Inhalt der Vertrag.', noch der Entstehung 
der Obligationen, noch unter den speciellen Forderungsrechten findet sich außer 
der Abrechnung irgend Etwas über eine besondere Rechtswirkung der Anerkennung. 

5) Wenn auch nicht in dem Grade, wie Pachmann nieint Vergl. 
ucropis II, S. 395 und 405 und meine Besprechung derselben 
in diesem Heft. 
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an. Als Hauptbelegstellen werden uns die allgemeinen Art. 3105 

und 3106 sowie 2909 vorgeführt 6), welche den Vertrag als „die 

Einwillignng mehrerer Personen in Bezug aus Rechtsverhältnisse, 

welche dadurch begründet, geändert oder ausgehoben werden sollen", 

definiren und „das Versprechen von der einen und Annahme 

desselben von der andern Seite" als „zum Wesen eines jeden 

Schuldvertrages gehörig" bezeichnen. Aus dem Fehlen jedes Hin­

w e i s e s  a u f  e i n e  m a t e r i e l l e  e a u s a .  ä s d s n ä i  s c h l i e ß t  H o l l  a n  d e r  

aus die Unnöthigkeit derselben. 

Derartige Argumentationen 6 silentio find bekanntlich 

immer bedenklich. Aber namentlich können sie nicht an dieser 

Stelle versucht werden, wo der Hinweis auf die eausa äedsnäi 

nicht hingehört und wo er auch von keinem der Lehrbücher oder 

Gesetzbücher angeführt wird. Denn die Lehre von der causa, 

äsdenäi gehört, wenn sie überhaupt specielle Behandlung erfährt, 

in die Lehre vom Inhalt, nicht aber vom Begriff der 

Verträge. Zudem wird sie selbst hier durch die Fassung der 

Art. 3105 und 3106 keineswegs ausgeschlossen, indem die von 

denselben gebrauchten Ausdrücke „Rechtsverhältnisse" und „For­

derungsrechte", welche durch oen Vertrag begründet werden sollen, 

die Frage ganz offen lassen, was zum Begriff dieser Rechtsge-

schäfte und Forderungsrechte gehört. Die Definition des Rechts­

geschäfts in Art. 2909 entscheidet die Frage ebensowenig, indem sie 

nur die allgemeingültige Bezeichnung derselben als solcher „Hand­

lungen, welche zum Zweck der Begründung, Aenderung oder Auf­

hebung von Rechtsverhältnissen erlaubter Weise unternommen 
werden", recapitulirt. 

Unter den Pandectenlehrbüchern ist es bekanntlich dasjenige 

6) Vgl. Hollander a. a. O. S. 178ff. 
7) Vgl. die Lehrbücher von Savigny, Puchta, Arndts, Wind­

scheid, sowie die Gesetzbücher, resp. Entwürfe für Sachsen, Bayern und das 
deutsche Obligationenrecht. 
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von Mühlenb rnch gewesen, welches auf die Formnlirnng der 

einschlägigen Sätze des Provinzialgesetzbuchs den meisten Einfluß 

geübt hat. Mühlenbruch, welcher den Anerkennungsvertrag 

noch nicht kennen konnte, definirt den Vertrag ganz in ähnlicher 

Weise wie das Provinzialrecht'), ohne an das Erforderniß der 

m a t e r i e l l e n  c a u s a  ä e b e n ä i  z u d e n k e n .  D a s s e l b e  t h u n  P u c h t a ^ ) ,  

Savigny^). Keinem dieser Schriftsteller ist es deswegen ein­

gefallen, den Anerkennungsvertrag in modernem Sinne als eine 

sxecies der Obligationsbegründung anzusehen, wenn man von 

S avigny 's flüchtiger Erwähnung der Möglichkeit eines 
Anerkennungsvertragesabsieht. 

Kurz, aus diesen allgemeinen Definitionen läßt sich die 

Existenz abstracter Verträge im Provinzialrecht nicht wohl 

ableiten "). 

S 

Dagegen deuten eine Reihe von einzelnen Gesetzesaussprüchen 

an, daß die provinzielle Codifieation keineswegs beabsichtigt hat, 

von dem für selbstverständlich gehaltenen Erforderniß der causa 

ÄödevÄL als Theil der Obligation im Princip abzusehen. 

So setzen die Gesetzesartikel über den Einfluß des Irr-
thums das Zurückgehen auf die causa äedenäi voraus, wenn 

7) Vgl. MUhlenbruch, Pandecten, III. Aufl., § 331 a. A. 
8)  Puchta,  Pandecten,  X I .  Auf l . ,  §  250,  wo der  Begr i f f  des Ver­

trages ebenso wie von der Provinzialrechts-Codification definirt wird, während 
in § 257 die Anerkennungstheorie verworfen wird. 

9)  Sav igny,  Obl igat ionenrecht ,  Bd.  I I ,  Cap.  2 ,  S .  8.  Vg l .  über  
die Definition des preuß. Landrechts auch Förster, Theorie des Preuß. Civil-
rechts Bd. I, S. 391 ff. 

10) Savigny, System, Bd. VII, S. 11. 
11) Die von Hollander a. a. O. S. 180 citirte Stelle des Rig. 

Stadtrechts spricht eher gegen als für seine Interpretation, da sie die causa 
äedenäi (verb. ^Kaufmannschaften, Hausbedingungen" u. s. w.) sogar direct 
anführt. 

11 
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z. B. in Art. 2965 bei Versprechen aus dem Beweggrunde einer 

vermeintlichen Rechtsverbindlichkeit Ungültigkeit die Folge ist, 

salls ein Jrrthum in der causa stattgesunden hat, — ohne daß 

hier ein Unterschied zwischen „abstracten" und „concreten" Ver­

trägen gemacht wird. 
So wird die actio huoä ruetus causa und äoli nach Art. 

2979 nnd 2986 ganz allgemein aus Aushebung des Rechtsgeschäfts 

gerichtet, auch wenn z. B. hier der Betrug blcs zur Eingehung 

des Geschäfts verleitete, also die causa desselben betraf. 

So setzt Art. 3211 ein Zurückgehen auf die Natur des 

Vertragsverhältnisses voraus und will Art. 3214 die Beförderung 

von Rechtswidrigkeiten und Unsittlichkeiten durch Verträge aus­

schließen, was gleichfalls ein Zurückgehen auf die causa äedeuäi 

verlangt. Desgleichen verlangt Art. 3333 ein Zurückgehen auf 

den Grund des Rechtsverhältnisses. 

In den genannten Gesetzen ist allerdings nirgends die un­

u m g ä n g l i c h e  N o t h w e n d i g k e i t  b e t o n t  w o r d e n ,  d a ß  b e i  a l l e n  

Obligationen deren causa, exponirt werde. Allein es hätte, bei 

dem Mangel einer allgemeinen Bestimmung über die Zulässigkeit 

abstracter Verträge, doch an diesen Stellen irgendwo der Aus­

nahme gedacht werden müssen, welche sür diese letzteren Rechts­

geschäfte besteht. 

Im Artikel 3578 wird der Rechtsgrund als ein Theil der 

Obligation bezeichnet, so daß dessen Aenderung eine Novation 
begründet. 

Die im Art. 3671 sf. aufgeführten Bestimmungen über 
den eigentlichen Schuldschein und die yuerela von uuiusratas 

xecunias gestatten die Anstellung der letzteren nur sür den Fall, 

daß der Schuldschein exxrcssa causa, aus einem Darlehen her­
rühre, verlangen also jedenfalls die Angabe der causa äsdenäi 

(vgl. auch Art. 3676, px. 4). Art. 3676, 2 führt ausdrücklich 

unter den Fällen, in welchen der Darlehensschuldschein sofort 
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beweisend sein soll, die spätere Anerkennung des Darlehns-

empsanges, den Vergleich und die Novation an, ohne, wie es doch 

hier unumgänglich gewesen wäre, des Anerkennungsvertrages zu 

gedenken. Art. 3679 setzt dem Darlehensschuldschein den „aus 

anderen Gründen" herrührenden entgegen, kennt also nicht den 

dritten Fall der Weglassung aller „Gründe" Am entscheidendsten 

aber betonen die Gesetzesbestimmungen über Rückforderung einer 

g e l e i s t e t e n  N i c h t s c h u l d  o d e r  E n t b i n d u n g  v o n  e i n e m  

o h n e  R e c h t s g r u n d  g e l e i s t e t e n  V e r s p r e c h e n  

die ältere gemeinrechtliche Anschauung. 

Art. 3680 erklärt ausdrücklich: 

„Wer einem Andern ohne Rechtsgrund in der irrigen 

„Meinung, daß er dazu verpflichtet sei, etwas geleistet 

„oder versprochen hat, kann das Geleistete zurück­

fordern oder Entbindung von seinem Versprechen ver­

gangen." 

Hiernach ist jedes Versprechen ohne Rechtsgrund '^), salls 

es irrthümlich geleistet worden, nicht bindend, oder mit anderen 

Worten: es kann jeder Klage aus einem Versprechen sinc causa 

eine Bezugnahme aus den (nicht ausgedrückten) Rechtsgrund op-

ponirt werden "). Es geht die Klage aus Rückgabe des ohne 

Rechtsgrund ausgestellten Schuldscheins (Art. 3696). Hält man 

nun hiermit den Art. 3701, P. 3 zusammen, dessen Weginter­

pretation Hollander selbst sür mühsam erklärt "): 

12) Unter „Rechtsgrund" ist hier nicht die formelle causa äsdsnäi, 
fondern die materielle Verpflichtungsursache oder Voraussetzung zu verstehen, 
also z. B. nicht die Angabe eines Darlehens als Ursache, sondern das wirk­
liche Vorhandensein eines Darlehens u. s. w. Windscheid, a. a. O. II. 
S. 200, Note 5. 

13) Also auch dem Versprechen in der Form eines Anerkennungsver­
trages, wenn z. B. der Schuldner behauptet, aus Jrrthum über das diesen 
Vertrag veranlassende Rechtsverhältniß das Versprechen geleistet zu haben. 

14) A. a. O. S. 206, a. E. 
11' 
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„Ausnahmsweise liegt dem Empfänger ob, das Da-

„sein der Schuld zu beweisen " 
„3) Wenn ein Schuldschein zurückgefordert wird, in 

„welchem die rechtliche Veranlassung der Verpflichtung 

„nicht angegeben war", 
so dürfte es wohl in hohem Grade wahrscheinlich sein, daß nach 

der Auffassung des Gesetzbuchs das Fehlen der „rechtlichen Ver­
anlassung" dem Schuldschein seine Kraft raubt und die eonäietio 

inäsditi mit hervorruft. Jeder einen sog. Anerkennungsvertrag 

enthaltende Schuldschein kann daher durch dieses Rechtsmittel 

illusorisch gemacht werden '^) und die herrschende gemeinrechtliche 

Theorie der oautio inäisereta ist hiermit einfach anerkannt '^). 

Selbst eine vorherige Verzichtleistung aus die eonäiotio nützt 

nichts (Art. 3701) — das Fehlen des materiellen Rechtsgrundes 

bleibt unersetzlich. 

4. 

Die angeführten Stellen beweisen aber nicht, wie vielleicht 

Mancher aus ihnen zu solgern geneigt sein dürfte, daß abstracte 

Verträge nach Provinzialrecht nicht vorkommen können, son­

dern machen es nur wahrscheinlich, daß für Obligationen im 

Allgemeinen die Angabe des Rechtsgrundes Theil des Rechts­

geschäfts zu bilden habe, und stellen insbesondere für den 

abstracten Schuldschein sest, daß er den, imMeits für erforderlich 

erklärten, Beweis des Rechtsgrundes der Schuld nicht erbringt, 

und nicht einmal die Schuld selbst beweist, somit der 

strengsten Auffassung der eautio inäisersta. entspricht. Da-

15) Wenn nicht die Anerkennung im einzelnen Fall einen eigenen 
formellen Rechtsgrund ausmacht, was durch Anführung gesetzlicher Grund­
lagen in  easu erwiesen werden muß.  Vg l .  wei ter  unten S.  166.  P .  1- -4 .  

16) Vgl. besonders Puchta in der XII. Aufl. (durch Schirm er 
besorgt) § 257, d. Windscheid, a. a. O. II, S. 502, Note 2. 
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gegen dürfte Hollander insofern Recht zu geben sein"), als 

ein „genereller" Schuldschein, welcher im Allgemeinen das 

Rechtsverhältniß angiebt, wie z. B. Kauf, Darlehen u. s. w., 

völlig beweiskräftig erscheint, nur nicht als Anerkennungsvertrag, 

sondern als Schuldschein. Es wird dann in diesem Falle die an­

gegebene eausa das Rechtsverhältniß normiren und z. B. der 

etwa angegebene Kaufvertrag seine eigenen Einreden mitbringen. 

Soviel aber dürfte jedenfalls aus dem Zusammenhang der 

citirten Artikel hervorgehen, daß im einzelnen Fall derjenige, 

welcher sich auf die abstracte Natur eines bestimmten Vertrages 

stützen will, die Vermuthung gegen sich hat und der Beweispflicht 

unterliegt. Es wird daher, da der materielle Rechtsgrund nach 

Art. 3680 eine der regelmäßigen Voraussetzungen der Gültigkeit 

e i n e s  S c h u l d v e r s p r e c h e n s  b i l d e t ' v ) ,  i m  e i n z e l n e n  F a l l  d i e  E r ­

h e b u n g  e i n e s  a b s t r a c t e n  V e r s p r e c h e n s  z u  e i n e m  

Rechtsgrunde durch Specialgesetz oder durch aus­

drücklichen Parteienconsens erwiesen werden müssen. Denn der 

Anerkennungsvertrag kann jedenfalls, wenn auch nicht den Rechts­

grund überflüssig machen, so doch denselben ersetzen. Nur muß 

die gesetzliche oder vertragsmäßige Grundlage dafür nachgewiesen 

werden. Eine solche liegt nun in der provinziellen Codifieation, 

wenn wir von den Rechtsgeschäften des Handels-, Wechsel- und 

Seerechts absehen, vor: 

1) für das Jnhaberpapier"); 

2) für die Abrechnung^); 

17) A. a. O. 207. Vgl. auch Seuffert III, 105, XIX. 24. 
18) Art. 3680. Dieser Rechtsgrund braucht natürlich nicht die ver­

meintliche Schuldverbindlichkeit, sondern kann auch Donation u. s. w. sein. 
19) Art. 3125. 
20) Art. 4461. Die Möglichkeit einer Anfechtung der Abrechnung 

wegen Rechenfehlers und in Kurland wegen Betruges (Art. 4462 ff.) 
trifft nicht die ursprüngliche causa äebeoäi, sondern den Anerkennungsver­
trag selbst. 
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3) für die Anerkennung .eines Testaments durch Vertrag 

der Interessenten ̂ ; 

4) zu diesen drei Fällen sügen wir noch den ausdrück­

lichen Abschluß eines Anerkennungsvertrages, bei welchem jedoch 

die Absicht der Parteien, von der causa absehen zu wollen, un­

zweideutig hervortreten muß. Dieselbe muß dann den mangeln­

den Rechtsgrund durch den Abstractionsconsens ersetzen^). 

5. 

Ist die hier erörterte Auffassung richtig, so würde aller­

dings in einem Hauptpunkte die in Riga herrschende Praxis eine 

wesentliche Modifikation erfahren müssen. Sie würde den ein-

sachen Schuldschein (ohne Hinzufügung der oausa äsdenäi) nicht 
als Beweis eines Anerkennungsvertrages betrachten können. Es 

würde damit dem Verkehr ein nicht unbedeutendes Beschleuni­

gungsmittel verloren gehen. Allein wohl mit Recht. Denn 

einerseits ist es nicht Sache der Jurisprudenz, Verkehrsmittel zu 

schaffen und materielles Recht aus Bequemlichkeitsbedürsnissen 

zu corrigiren. Andererseits aber dürste es in einer großen Reihe 

von Fällen durchaus nicht der Absicht der den Schuldschein aus­

stellenden Partei entsprechen, wenn man von dem den Schuldschein 

veranlassenden Rechtsverhältniß total abstrahiren will. Wer auf 

Grund eines Kaufgeschäfts Schuldscheine ausstellt, Pflegt keines­
wegs in seinen Gedanken den exhibirten Schein von dem Kauf« 

vertrage zu trennen und würde im Falle einer Rückgängig­

machung des Kaufcontracts wohl meist eine unangenehme Über­

raschung empfinden, wenn der Schein gegen ihn selbstständig 

21) Art. 2789 Anmerkung. 
22) z. B. in der Form: ^ und L einigen sich unter ausdrücklichem 

Verzicht auf die Geltendmachung eines besonderen Rechtsgrundes dahin, daß 
dem L 100 zu leisten verspricht. 
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weiter wirkt, z gleich einem Wechsel. Wer aber wirklich abstracte 

Verpflichtungen eingehen will, dem dürfte es nicht schwer fallen, 

sei es durch Ausstellung eines Wechsels, sei es durch Hinzu­
fügung der Ausdrücke: „laut Abrechnung", „ohne besonderen 

Rechtsgrund" u. a. m. seine Absicht in's Klare zu stellen. 

C. Erdmann. 



Einige Worte zum Anerkcmiungsvertrage nach 
ostseeprovinziellem Privatrecht*). 

Bei dem großen Werth, den die zuerst von Bähr be­

gründete und sodann von anderen namhaften Juristen weiter 

entwickelte Lehre von der Klagbarkeit des Anerkennungsvertrages 

sür das praktische Rechtsleben hat, ist es gewiß eine erfreuliche 

Erscheinung, daß die Rechtssprechung der livländischen Gerichte 

nicht gezögert hat, sich der neuen Lehre zu bemächtigen und sie 

auch in unserem Rechtsleben zur Geltung zu bringen, sowie daß 

die Frage nach der Anwendbarkeit der neuen Theorie aus unser 

baltisches Recht neuerdings auch zum Gegenstande einer ein­

gehenden theoretischen Erörterung gemacht worden ist, 

welche das Werk der Rechtspraxis unserer Behörden in dieser 

Materie auch vom theoretischen Standpunkte aus zu rechtferti­

gen sucht. 

Wie aber ost im Eifer für eine gute Sache Schwierigkeiten, 

die sich ihr entgegenstellen, übersehen oder geringgeschätzt werden, 

so hat man, wie ich meine, auch bei dem Bestreben, die oben­

bezeichnete Theorie sür uns nutzbar zu machen, die Grenze des 

Zulässigen überschritten. 
Und zwar bildet meiner Meinung nach den Punkt wo die 

Grenze überschritten worden, der Schuldschein. Der Ver­

fasser der oben angedeuteten Abhandlung, die in dieser Zeitschrist 

' Dieser Aufsatz und der ihm vorhergehende sind fast gleichzeitig und 
unabhängig von einander entstanden und wegen der theilweisen Verschiedenheit 
ihrer Resultate beide hier abgedruckt worden. D. R. 
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unter dem Titel „Zur Anwendung der gemeinrechtlichen Lehre 

vom Anerkennungsvertrage nach liv-, est- und kurländischem 

Privatrecht" (Jahrgang 6, Heft 3, S. 166 flg.) erschienen ist, 

Herr Afsessor Eduard Hollander lehrt — ohne sich in 
dieser Beziehung mit der Praxis unserer Gerichte in einem aus­

gesprochenen Gegensatz zu finden — daß, wie solches im Gebiete 

des gemeinen Rechts namentlich von Bähr vertheidigt 

wird, auch bei uns diejenige Form des Schuldscheins, die 

„eautio inäisereta" genannt wird, „eine selbstständige Klage zu 

erzeugen im Stande sei und daß also das Anführen der speciellen 

causa obliSaväi im Schuldschein zu dessen Wirksamkeit als An- ! 

erkennungsvertrag nicht forderlich sei" (s. d. gen. Abhandlung 

S. 208). Diese Ansicht läßt sich meines Dafürhaltens mit 

unserem ostseeprovinziellen Privatrecht nicht vereinigen. Es 

fcheint mir vielmehr zweifellos, daß in unserem Provinzialrecht 

der Rechtssatz besteht, daß die eautio inäisersta keinen selbst­

ständigen Verpflichtung^ und Klagegrund bildet. Wenn er auch 

i n  d e r  C o d i f i e a t i o n  u n s e r e s  P r i v a t r e c h t s  s i c h  n i c h t  a u s d r ü c k l i c h  

ausgesprochen findet, so gehört er doch zu denjenigen nicht wenigen 

bindenden positiven Rechtssätzen, welche die Wissenschaft in Er­

füllung ihrer edelsten Aufgabe aus den Einzelbestimmungen des Gesetz­

buches als die ihnen innewohnenden Grundgedanken abzuleiten hat. 

Die Gesetzesstelle unseres Privatrechts, aus der der Rechts­

satz der Nicht-Klagbarkeit der eautio inäisereta mit unabweisbarer 

Notwendigkeit gefolgert werden muß, ist der Punkt 3 des Art. 

3701, welcher bestimmt, daß bei der eonäietio inäediti aus­

nahmsweise dem Empfänger obliegt, das Dasein einer Schuld 

zu beweisen, wenn ein Schuldschein zurückgefordert wird, „in 

welchem die rechtliche Veranlassung der Verpflichtung nicht an­

gegeben ist." 
Bildet nach dem Recht eines Landes die eautio inäisereta 

einen selbstständigen Klagegrund, so muß — mit zwingender 
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logischer Notwendigkeit — dieses Recht auch den Rechtssatz 

enthalten, daß der in dem Schuldschein genannte Inhaber des­

selben befugt sei, ihn dem Aussteller auch dann vorzuenthalten, 

wenn dieser die Schuld leugnet und ihn vom Inhaber zu­

rückverlangt und zwar mindestens in solange, als der Aus­

steller nicht seinerseits den Nichtbestand der Schuld nachweist. 
Die zwingende Nothwendigkeit dieser Conseqnenz liegt darin, 

daß, wenn der Schuldschein einen selbstständigen Verpflich­
tungsgrund bildet, der Nachweis desselben in dem Besitz des 

Schuldscheins Seitens des in ihm genannten Gläubigers noth-

wendig schon selbst liegt oder mit anderen Worten, daß die 

B e w e i s k r a f t  e i n e r  U r k u n d e  v o n  i h r e r  K l a g b a r k e i t  

logisch unzertrennbar ist, und daß daher unter der hier gesetzten 

Voraussetzung (der Klagbarkeit der eautio inäisereta) es undenk­

bar ist, den in ihr genannten Gläubiger dem die Schuld leug­

nenden Aussteller gegenüber erst noch zum Beweise des Rechts­

bestandes seiner Forderung verpflichten zu wollen. Man muß 

daher, wo das Recht eines Landes den Rechtssatz, daß der In­

haber der eautio inäisereta — ohne zu weiterem Beweise ver­

bunden zu sein — dieselbe dem sie zurückverlangenden Aussteller 

gegenüber zurückhalten darf, nicht enthält, mit Nothwendigkeit 

d a r a u f  z u r ü c k s c h l i e ß e n ,  d a ß  i h m  d a n n  a u c h  d e r  L e h r s a t z  v o n  

d e r  s e l b  s t  s t ä n d i g e n  K l a g b a r k e i t  d e r  e a u t i o  
inäisereta fremd ist. 

Diefe Prämisse aber und damit auch dieser Rückschluß wird 

für unser Privatrecht durch die angeführte Gesetzstelle desselben 

geschaffen, indem nach ihr der in einer eautio inäisereta genannte 

Gläubiger dem condicirenden Aussteller gegenüber allerdings die 

Urkunde, sofern er nicht den Beweis des Rechtsbestandes seiner 

Forderung zu sühren im Stande ist, nicht zurückzuhalten berechtigt 

ist. Es ist mithin bewiesen, daß die eautio inäisereta bei uns 
keinen selbstständigen Klagegrund bildet. 
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Man gelangt aber auch auf einem anderen — mehr durch 

praktische Erwägung gekennzeichneten — Wege zu diesem Resultat. 

Nach dem Grundsatz, haß ein von dem Gesetze verliehenes 
Recht der Klage regelmäßig auch im Wege der Einrede geltend 

gemacht werden darf, und nach der Bestimmung des Art. 3696 

d e s  b a l t i s c h e n  P r i v a t r e c h t s ,  w o n a c h  b e i  e i n e m  g e l e i s t e t e n  

Versprechen die eonäietio inäediti in erster Linie auf B e-

sreiung von der im Schuldschein ausgesprochenen Verpflich­

tung (und nur in zweiter Linie, solgeweise, auf Zurückgabe des 

„etwa ausgestellten" Schuldscheins) gerichtet ist, kann daran nicht 
gezweifelt werden, daß der Aussteller einer eautio inäisereta, 

wenn er von der in ihr als Gläubiger benannten Perfon ledig­

lich unter Zugrundelegung der Urkunde belangt werden würde, 

solcher Klage gegenüber mit Berufung auf die Bestimmung des 

Art. 3701 l. c. nicht nur jeder Zeit einwenden könnte, daß er 

die Schuldurkunde inäedite ausgestellt habe, und sie daher sür 

unverbindlich erklärt werden müßte, sondern auch, wenn jene 

Behauptung (inäedite die Urkunde ausgestellt zu haben) auch 

noch so unwahr wäre, mit dieser Einrede dennoch so lange seinen 

Gegner zurückzuschlagen im Stande wäre, bis Letzterer (im Be­

weisverfahren) auf den der eautio inäisereta zu Grunde liegen­

den materiellen Schuldgrund zurückgriffe und die Rechts­

beständigkeit desselben in Vollem nachwiese. Und zwar bedürfte 

es, damit der Aussteller (der eautio inäisereta) diesen Erfolg 

erreichte, von seiner Seite selbst gar keines Beweises, denn die 

zweite Voraussetzung der eonäietio inäebiti (neben der ersten 

des Nichtdaseins einer Schuld), daß nämlich die Leistung, be­

z i e h u n g s w e i s e  d a s  V e r s p r e c h e n  i m  e n t s c h u l d b a r e n  I r r  -

t h u m erfolgt sei (Art. 3686 l. c.), wird bekanntlich präsumirt, 

da die Lermuthung dagegen streitet, daß Jemand sein Ver­

mögen w i ss e ntli ch verschleudern werde und da, Jrrthum 

einmal' vorausgesetzt, der entschuldbare Jrrthum dem 
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u  n  e n  t s c h  u  l  d b  a r e  n  g e g e n ü b e r  d i e  R e g e l  b i l d e t  ( s .  S e n f f e r t ' s  

Archiv VII, 56; X, 56; ^V, Z95; XVII, 248). 

Die beregte Bestimmung des Art. 3701 würde daher, wenn 

auch theoretisch der Satz, daß die eautio inäisereta. klagbar 

w ä r e ,  b e s t e h e n  w ü r d e ,  i h n  d e m  p r a k t i s c h e n  R e c h t s  e r ­

folge nach doch stets illusorisch machen, so bald und so oft 
der Aussteller der Urkunde der Klage gegenüber die irrthümlich 

ersolgte Ausstellung der Urkunde in Behauptung stellte, indem 

solchenfalls der Gläubiger ganz so, als ob der eautio inäisereta 

keine Klagbarkeit zustände, zur Anführung und zum Nachweise 

des materiellen Schuldgrundes genöthigt sein würde. Die Ver-

theidiger der Ansicht, daß die eautio inäisereta in unserem Recht 

einen selbstständigen Klagegrund erzeuge, werden daher dem Ge­

setzgeber nothwendig die Absurdität zumuthen müssen, daß er ein 

Recht geschaffen hat, welches unter allen Umständen durch 

das einfache Leugnen des Verpflichteten praktisch unwirksam ge­

macht werden kann. Die Unzulässigkeit einer solchen Zumuthung 

dürfte aber auf der Hand liegen und damit jene Ansicht selbst 

verurtheilt sein. Das Argument, mit dem der Herr Verfasser 

der oben angezogenen Abhandlung über das Hemmniß, welches 

ihm der Art. 3701 entgegengestellt, hinwegzukommen sucht, ist 

wenig zutreffend. Er meint, daß der fragliche Artikel ein ledig­

lich auf die eonäietio inäediti Bezug habendes „Ausnahmegesetz" 

enthalte, welches „nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen nicht auf 

andere Fälle ausgedehnt werden dürfe" (S. 207). Dagegen 

wird man aber mit Recht fragen, was berechtigt dazu, die be­

treffende Bestimmung nach der hier in Frage kommenden Rich­

tung ein „Ausnahmegesetz" zu nennen? 

Eine Ausnahmebestimmung enthält die wehrerwähnte Ge­

setzesstelle allerdings, aber nach einer ganz anderen Seite hin, 

als hier in Betracht kommt. Eine Ausnahme bildet die be­

t r e f f e n d e  B e s t i m m u n g  z u  e i n e r  R e g e l  d e r  e o n ä i e t i o  i n -
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ä s d i t i ,  d i e  d a h i n  g e h t ,  d a ß  d e r  C o n d i c e n t  d a s  N i c h t v o r h a n d e n ­

sein einer Schuldverpflichtung nachzuweisen habe, nicht der 

Empfänger der Leistung oder des Versprechens das Dasein 

der Schuld. 

N a c h  d i e s e r  S e i t e  d a r f  d a h e r  d e r  A r t .  3 7 0 1  P u n k t  3  

allerdings nicht ausgedehnt oder verallgemeinert werden, d.h. es 

darf außer den im Art. 3701 selbst genannten in keinen anderen 

Fällen, wenn sie jenen auch noch so sehr analog sind, die Be­
weislast bei der eonäietio inäediti doch dem Empfänger der 

Leistung auferlegt werden. Eine Ausnahmebestimmung enthält 

jener Artikel aber keineswegs, soweit es sich um die Be­

weiskraft der oautio inäisereta, beziehungsweise um 

den Satz handelt, daß die ea-utio wäisersta der in ihr als 

Gläubiger genannten Person kein Beweismittel für ihr For­

derungsrecht gewährt. Denn damit er auch in dieser Beziehung 

sich als Ausnahmebestimmung qualificirte, dazu bedürfte es sowohl 

einer allgemeinen Regel, welcher zufolge die oa-utio inäisorst^ 

sonst das Forderungsrecht in Erweis zu stellen vermag, als auch 

eines inneren Grundes, welcher die Rechtfertigung dafür dar­

böte, daß abweichend von der allgemeinen Regel gegenüber der 

eonäietw inäediti die eautio inäisereta den Nachweis für das 

Vorhandensein eines Forderungsrechts nicht gewährte. Das bal­

tische Provinzialrecht enthält nun aber weder die betreffende all­

gemeine Regel, noch einen Anhaltspunkt, der die betreffende Aus­

nahme innerlich rechtfertigte. 

Handelt es sich hier aber nicht — soweit es sich um die 
Beweiskraft der ea-utio iväisereta. handelt — um ein 

A u s n a h m e g e s e t z ,  s o n d e r n  u m  e i n e n  d e m  ^  u  8  c o m m u n e  

angehörenden Rechtssatz, so sprechen die „allgemeinen Grundsätze", 

welche der Herr Verfasser der beregten Abhandlung für sich an­

ruft, gerade für, nicht gegen die analoge Ausdehnung des­

selben (Einleitung zu Theil 3 des Provinzial-Rechts, Art. XXI). 
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Man wird aber vielleicht meiner Ansicht entgegenhalten, 

daß die Bestimmung des Art. 3701, in der ich das unüberwind­

liche Hinderniß gegen die Klagbarkeit der oautio inäisoröw sehe, 

auch dem gemeinen Recht nicht sremd war, vielmehr gerade einer 

Pandectenstelle (der L. 25, § 4 I) äs probat. XXII, 3) ent­

nommen ist und die Frage daranknüpsen, warum es uns nicht 

gelingen sollte, dieses Hinderniß zu überwinden, da es doch der 

gemeinrechtlichen Doctrin gelungen ist? 

Die Antwort hieraus ist einfach die: 

Die Mehrzahl der juristischen Schriftsteller im Geltungs­

gebiete des gemeinen Rechts sieht keineswegs in der Bestimmung 

der cit. L. 25 O äs xrob. kein Hinderniß gegen die Klagbarkeit 

der eautio inäisorsw, sondern verwirft vielmehr mit Berufung 

auf die bezeichnete Gesetzesstelle entweder ganz die neue Lehre, 

oder schränkt sie auf Grund derselben doch erheblich ein. Die 

Minderzahl der Schriftsteller, die allerdings in dem Anerkennungs­

vertrag uneingeschränkt und solgeweise auch in der eautio inäis-

ereta einen selbstständigen Verpflichtungsgrund erblicken, beseitigt 

aber das sich ihnen in der cit. lex entgegenstellende Hinderniß 

in einer Weise, die für uns, gegenüber dem mehrberegten Artikel 

unserer erst vor Kurzem entstandenen Codisication, ganz unan­

wendbar ist, da ihre Verfahrungsweise eines Theils an eine 

Interpretation des lateinischen Texts anknüpft, anderen 

Theils auf dem Nachweise der UnVerbindlichkeit der lateinischen 

Quellenstelle beruht (s. Wind scheid, Pandecten § 412 b, 

Anmerkung 2 und die daselbst angeführte Literatur, sowie 

Bähr, Anerkennungsvertrag, Ausgabe vom Jahre 1867, § 22 
und 23). 

Wir gewinnen mithin das unabweisliche Resultat, daß die 
Lehre von der Klagbarkeit des Anerkennungsvertrages im Gebiete 

des ostseeprovinziellen Privatrechts nur mit der Einschränkung 

Anwendung finden kann, daß die eautio inäiseröta von der­
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selben ausgeschlossen ist. Die oautio inäisersta bildet bei uns 

keinen selbstständigen Verpflichtungs- und Klagegrund. 

Was ist nun unter eautio iinZisereta nach unserem Privat­

recht zu verstehen, wie weit erstreckt sich das Wirkungsgebiet 

dieser Ausnahme? 

Der Punkt 3 des Art. 3701 l. c., der, wie wir gesehen, 

die Ursache der oben statuirten Ausnahme ist, braucht nicht selbst 
den Ausdruck „eautio inäisereta", der im Obigen der Kürze 

wegen überall gebraucht worden ist, sondern spricht von einem 

„Schuldschein, in welchem die rechtliche Veranlassung der Ver­

pflichtung nicht angegeben ist" Mithin ist diese Definition der 
eautio inäiserew die für uns maßgebende. Bevor die Grenzen 

der nach diesem Wortlaut zu umschreibenden Ausnahme be­

stimmt werden sollen, wird es sich empfehlen, auch die provinzial-

rechtliche Quelle für die Regel selbst ins Auge zu fassen. Als 

die provinzielle Rechtsquelle für die Regel, d. h. für den 

Rechtssatz, daß im Allgemeinen der Anerkennungsvertrag einen 

selbstständigen Klagegrund bildet, sind sowohl von der Praxis 

als auch von der mehr citirten theoretischen Abhandlung die 

Art. 3105 und 3106 nnseres Privatrechts erklärt worden, zufolge 

welcher zum Wesen eines Schuldvertrages nichts weiter gehört, 

als ein die Entstehung eines Forderungsrechts bezweckendes Ver­

sprechen von der einen und Annahme desselben von der anderen 

Seite. Und mit Recht hat man hierin die Rechtsquelle sür die 

Regel gesehen. Denn, wenn das Gesetz eines Landes hierin 

allein die essentialia eines wirksamen Schuldvertrages sieht, so 

wird damit eo ixso auch das vom Promissar acceptirte formelle 

Versprechen, d. h. das Versprechen, welches unabhängig von dem 

ihm zu Grunde liegenden materiellen Schuldgrund eine Ver­

pflichtung zu schaffen bezweckt und unabhängig von demselben 
ertheilt wird, für einen klagbaren Schuldvertrag anerkannt. Die 
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Regel, von der die eautio inäiserew die Ausnahme bilden soll, 

lautet daher nach dem Provinzialrecht dahin, daß das sormelle 

Versprechen einen selbstständigen Klagegrnnd bildet. 

Suchen wir uns nun in die Erwägungsgründe des Geseh­

gebers hineinzuversetzen, der einerseits das abstracte Versprechen 

für klagbar erklärt, andererseits den Schuldschein, „in welchem 

die rechtliche Veranlassung der Verpflichtung nicht angegeben ist", 

nicht sür einen selbstständigen Klagegrund gelten läßt. Diese 

Versahrensweise des Gesetzgebers kann nur durch die An­

nahme erklärt werden, daß er entweder in der eautio inäisorstk 

gar kein formelles Versprechen (formellen Vertrag) in dem oben 

angegebenen Sinn gesehen hat oder, daß er, obgleich er es gethan, 

in der individuellen Natur dieses Schuldscheins Eigenschaften 

gefunden hat, welche eine unterschiedliche Behandlung dieses einen 

sormellen Vertrages gegenüber allen übrigen rechtfertigen. Bei 

näherer Prüfung wird man sich offenbar für den ersten Satz 

dieser Alternative entscheiden, da kein Grund erfindlich ist, der, 

wenn man die eautio jnäisersta, einmal doch sür einen formellen 

Schuldvertrag hielte, es rechtfertigte, sie zum Gegenstande einer 

Ausnahme zu machen und abweichend von allen übrigen formellen 

Versprechen zu behandeln. Geht man aber davon aus' daß der 

Gesetzgeber in der eautio inäiserew keinen sormellen Schuldver­

trag erblickt, obgleich er einen solchen überall dort annimmt, wo 

von der einen Seite unabhängig vom materiellen Schuldgrund 

ein die Entstehung eines Forderungsrechts bezweckendes Versprechen 

ertheilt und von der anderen ein solches acceptirt wird, so muß 

m a n  w e i t e r  f o l g e r n ,  d a ß  d i e  e a u t i o  i n ä i s o r e w ,  d i e  i hm v o r ­

schwebt, mit keinem Zahlnngs- resp. Summenversprechen ver­

bunden ist, sondern lediglich in einem (auf den materiellen Schuld­

grund nicht zurückgehenden) Bekenntniß der Schuld besteht, 

denn wäre mit ihr auch ein Zahlungs- oder Summenversprechen 

verknüpft, so würde sie angesichts dessen, daß solches beim Ver­
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schweigen des materiellen Schuldgrundes offenbar doch unab­

hängig von letzterem ertheilt worden wäre, sämmtliche Re­

quisite des formellen Vertrages enthalten. Das Resultat ist 

mithin das, daß der Gesetzgeber unter der eautio iväisereta, d. h. 

unter dem Schuldschein, in welchem die rechtliche Veranlassung 

d e r  V e r p f l i c h t u n g  n i c h t  a n g e g e b e n  i s t ,  e i n  ( i n d i s c r e t e s )  S c h u l d ­

b e k e n n t n i s  o h n e  g l e i c h z e i t i g e s  Z a h l u t t g s -

oder Summenversprechen verstanden hat und daß daher 

e i n  i n d i s c r e t e s  S c h u l d b e k e n n t n i ß  i n  V e r b i n d u n g  m i t  

letzterem und ebenso auch letzteres allein von der Aus­

nahme nicht berührt werden, sondern der Regel der Klagbarkeit 

unterliegen. 

Dieser nach den Regeln der logischen und systematischen 

Interpretation sich ergebende Sinn des Art. 3701, Punkt 3 

wird durch die grammatische Interpretation zwar nicht gerad-s 

unterstützt, aber auch nicht widerlegt, denn im Worte „Schuld­

schein" ist, grammatisch genommen, nur der Begriff der „Be 

scheinigung einer Schuld" enthalten, so daß es grammatisch nicht 

unmöglich scheint, neben der weiteren Bedeutung des Wortes 

Schuldschein, wonach unter ihm jedes eine Schuldverpflich­
tung zum Ausdruck bringende oder nachweisende Document, un­

abhängig davon, ob es sich als Beweis- oder als dispositive 

Urkunde qualisicirt, verstanden wird, eine e n g e r e Bedeutung 

d e s s e l b e n  a n z u n e h m e n ,  w o n a c h  e s  l e d i g l i c h  d a s  s c h r i f t l i c h e  E i n -

bekenntniß einer Schuld bedeutet. Aber wenn eine solche 

engere Bedeutung des Wortes sich auch nicht grammatisch recht-

sertigen ließe, so würde unsere obige Auslegung dennoch nicht 

unzulässig sein, da man ja, wenn logische und systematische Er­

wägungen dazu zwingen, auch restrictiv interpretiren darf. Es 

würde sich nun noch fragen, welcher innere Grund dafür maß­

gebend gewesen sein kann, daß der Gesetzgeber in einem indis-

creten Schuldbekenntniß (ohne gleichzeitiges Zahlungsversprechen 
12 
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einen formellen Schuldvertrag gesehen hat. Für unseren Zweck 

genügt es darauf hinzuweisen, daß ein solcher innerer Grund nicht 

u n d e n k b a r  i s t ,  d a  n u r  d i e  U e b e r z e u g u n g ,  d a ß  e r  u n d e n k b a r  

wäre, unsere Ansicht erschüttern könnte. Wie mir scheint, springt 

der sür den Gesetzgeber maßgebend gewesene innere Grund aber 

sehr deutlich in die Augen: es ist offenbar die Erwägung, daß 

ein Schuldbekenntniß, mit dem kein Zahlungsversprechen ver­

bunden ist, auch wenn es die materielle eausa. unerwähnt lasse, 

doch nicht die genügende Bürgschaft dafür darbiete, daß der 

Aussteller mit ihm nothwendig ein neues, vom alten Schuld­

grunde unabhängig bestehen sollendes Verpslichtungs-Verhältniß 

habe begründen wollen, — sondern daß es ebensosehr möglich sei' 

daß er nur ein Beweismittel für das materielle Schuldver-

hältniß unbeschadet aller in ihm für den Schuldner liegenden 

R e c h t s b e h e l f e  h a b e  s c h a f f e n  w o l l e n ,  w o b e i  e r  n u r  a u s  M a n g e l  

an Sorgfalt oder an Einsicht die Urkunde so lückenhaft 

abgefaßt habe, daß sie selbst als Beweismittel unbrauchbar sei. 

An dem obigen Ergebniß wird auch nichts geändert, wenn 

man der Ansicht zuneigt, daß der Gesetzgeber bei Feststellung 

des Art. 3701, Punkt 3 sich überhaupt gar nicht zum Bewußt­

sein gebracht habe, ob und in wie weit die in diesem Artikel 

enthaltene Bestimmung sich mit dem allgemeinen Satze der Art. 

3105 und 3106 vereinigen lasse, sondern, ganz ohne dieser zu 

gedenken, jene Bestimmung einfach um deßwillen aufgenommen, 

weil fie sich ihm aus dem römischen Recht dargeboten habe. 

Denn der Interpret muß im Zweifel immer davon ausgehen, 

daß der Gesetzgeber alle Anordnungen im vollen Bewußtsein ihrer 

Tragweite und ihres gegenseitigen Verhältnisses getroffen hat 

und daher den gesetzlichen Bestimmungen stets den Gedanken 

subintelligiren, der sie am Besten als ein geordnetes einheitliches 

System erscheinen läßt. 
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Wenn auch nach Obigem, Schuldscheinen, welche (ohne 
gleichzeitiges Zahlungsversprechen) ein einfaches Schuldbekenntniß 

enthalten und etwa wie solgt lauten: „Ich bekenne", oder „ich 

anerkenne", oder „ich bescheinige, daß ich dem X 100 Rubel 

schuldig bin," die Bedeutung eines selbstständigen Klagegrundes 

n i c h t  z u g e s t a n d e n  w e r d e n  k a n n ,  s o  s r a g t  e s  s i c h  n u r  n o c h ,  o b :  

a,. Schuldscheine, welche (ebenfalls ohne Zahlungsver­

sprechen) den Verpflichtungsgrund zwar nicht ganz unerwähnt 
lassen, aber ihn doch nur generell etwa mit den Worten „aus 

einem Kauf", oder „für gemachte Auslagen" bezeichnen, und 

b. ob Schuldscheine, die die Schuld nur als aus eine 

„Abrechnung" herrührend erklären, nach unserem Provinzial-

recht ebenfalls des Charakters eines selbstständigen Verpflichtungs­

grundes entbehren? 

Ich stehe nicht an, die erste Frage zu bejahen und die zweite 

zu verneinen, und zwar aus folgenden Gründen: 

a: Der Umstand, daß eine generelle Angabe des 

Schuldgrundes „die rechtliche Veranlassung der Verpflichtung" 

immerhin „angiebt". wenn auch in sehr unvollständiger Weise, 

dieser Umstand genügt offenbar nicht, einen Schuldschein mit 

solcher generellen Angabe des Schuldgrundes sür einen selbst­

ständigen Verpflichtungsgrund zu erklären. Das, was uns daran 

verhindert, ist der nämliche Umstand, den wir als die ratio der 
N i c h t - K l a g b a r k e i t  d e r  e a u t i o  i n ä i s e r e t a  o b e n  e r k a n n t  h a b e n ,  d i e  

Erwägung nämlich, daß, sofern nicht ein Zahlungsversprechen 

mit dem Bekenntniß einer Schuld verbunden ist, die Intention 

des Ausstellers leicht nur auf die Schaffung eines Beweismittels 

für das materielle Rechtsverhältniß unbeschadet aller in ihm 

liegenden Rechtsbehelfe gerichtet sein kann, welche Erwägung 
12' 
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natürlich für diejenigen Formen des (nicht mit einem Zahlungs­

versprechen verbundenen) Schuldscheines, welche, sei es generell 

oder gar speciell des materiellen Schuldgrundes Erwähnung thun, 

erst recht Platz greift. Ich halte mich daher gedrungen, auch 
dem Schuldschein mit genereller Angabe des Verpflichtungs­

grundes (ohne Zahlungsversprechen) die Klagbarkeit abzusprechen, 

verwahre mich dabei aber ausdrücklich dagegen, als stützte ich mich 

hierbei aus den Punkt 3 des Art. 3701, sondem folgt für mich 

solches, wie erwähnt, nur aus demselben Grunde, aus dem ich 

auch den Schuldschein mit specieller Angabe des Schuldgrundes 

nicht sür klagbar halte, nämlich daraus, daß bei diesen Formen 

des Schuldscheins die Absicht des Ausstellers, seine Verpflichtung 

u n a b h ä n g i g  v o n  d e m  m a t e r i e l l e n  S c h u l d g r u n d e  h i n ­

zustellen, nicht sür erwiesen gelten kann. 

d: In einem Schuldschein dagegen, in welchem der 

Aussteller aus einer „Abrechnung" etwas zu schulden bekennt, 

finde ich volle Veranlassung, den ernsthasten Willen des Aus­

stellers zu erkennen, unabhängig von den einzelnen materiellen 

Schuldposten, welche den Gegenstand der Abrechnung ausmachen' 

s i c h  z u  v e r p f l i c h t e n ,  d e n n  d i e  A b r e c h n u n g  h a t  g e r a d e  d e n  Z w e c k ,  

ein klares sestes Ergebniß zu schaffen, welches die Mannigfaltig­

keit und die Übersichtlichkeit des früheren Verhältnisses ver­

drängen soll. Ein Schuldschein, welcher eine Schuld „aus einer 

Abrechnung" bescheinigt, muß daher notwendiger Weise einen 

selbstständigen Klagegrund begründen. Ein Grund gegen diese 

Auffassung kann der Bestimmung des Art. 3701 nicht entnommen 

werden, da die Abrechnung zwar natürlich nicht den Schuldgrund 

für die ihr unterworfenen einzelnen Schuldposten, wohl aber 

gerade die „Veranlassung" dazu bildet, daß die Schuld der 

sich abrechnenden Parteien aus eine feste Generalsumme fixirt 

wird, mithin auch die „Veranlassung" zu dem abstracten Ver­

sprechen ist, welches jeder Abrechnung subintelligirt werden muß, 
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und welches den eigentlichen Gegenstand des eine Schuld aus 

der Abrechung bescheinigenden Schuldscheins bildet. 
Auch ist die Abrechnung und die Abrechnungsurkunde bereits 

seit Jahrzehnten von unseren Gerichten in ununterbrochener Praxis 

als selbstständiger Klagegrund anerkannt worden. 

vr. H. Gürgenö. 



Ueber die Wirkung in die Grund- und 
Hypothekenblicher nicht eingetragener Familieu-
Fideicommiß-Stiftungen nach dem Rechte der 

Ostsee-Provinze» 
von 

Oberhofgerichts-Advocaten F. Seraphim 
i n  M i t  a u .  

Das Privatrecht der Ostseeprovinzen bestimmt in dem von 

der Begründung und den wesentlichen Erfordernissen eines adeligen 

Güterfamilienfideicommifses handelnden Abschnitte in den beiden 

Schlußartikeln Folgendes: 
A r t .  2 5 3 9 :  „ D a m i t  d i e  F a m i l i e n f i d e i c o m m i ß s t i s t u n g  

dritten Personen gegenüber — namentlich in Betreff des Ver­

äußerung^ und Beschuldungsverbotes — Wirksamkeit erlange 

muß die darüber ausgefertigte Urkunde in die Grund- und Hypo­

thekenbücher der betreffenden Behörde eingetragen werden. In 

Liv- und Estland geschieht die Eintragung erst, nachdem das 

darüber erlassene Proclam abgelaufen und die zu demselben etwa 

angemeldet n Ansprüche durch richterliches Erkenntniß abgewiesen 
oder anderweitig beseitigt worden." 

A r t .  2 5 4 0 :  „ S o  l a n g e  d i e  E i n t r a g u n g  ( A r t .  2 5 3 9 )  n i c h t  

v o l l z o g e n  i s t ,  i s t  d i e  S t i f t u n g  z w a r  f ü r  d i e  i n  d e r s e l b e n  B e ­

d a c h t e n  u n d  f ü r  d i e  F a m i l i e n g l i e d e r  ü b e r h a u p t  

b i n d e n d ,  f ü r  d i e  G l ä u b i g e r  d a g e g e n ,  s o w i e  s ü r  a n d e r ­

weitige dritte Personen hat sie gar keine verbindliche Kraft, 

elbst wenn ihnen die Existenz der nicht eingetragenen Stiftung 

nicht fremd ist." 
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Die spcciell Liv- und Estland betreffende Schlußbestimmung 

des Art. 2539 l. c. interessirt uns nicht, wohl aber der übrige 

Inhalt der obigen beiden Artikel, welcher es zweifelhaft erscheinen 

läßt, inwiefern die in das Grundbuch nicht eingetragene Fidei-

c o m m i ß s t i s t u n g  s ü r  d i e  F a m  i l i  e n  g l i e d  e r  ü b e r h a u p t  v e r ­

bindlich sein soll? und welche Personen denn eigentlich unter 

den dritten Personen zu verstehen sind, sür welche die ^ 

intabulirte Fideicomnnßstiftung, namentlich hinsichtlich d^ Ver-

äußerungs- und Beschuldungsverbotö, keine Wirksam^ ^ 

Die Beantwortung dieser Fragen ist die dieses 

Interpretationsversuches. — 

Zunächst dürfte es feststehen, daß d^ 2539 und 2540 

l. c. das im Art. 3004 u. flg. des --Rechts ausgesprochene 

PrincchUnseres Grundbuchsystew.s reproduciren, dem zu Folge 

in allen Fällen, wo aus Grundlage eines RechWgeschästs ding­

liche Rechte an Immobuien erworben werden sollen, die Ein­

tragung der über das Rechtsgeschäft ausgenomrnenen Urkunde in 

d i e  G r u n d b ü c h e r  d e r  c o m p e t e n t e n  B e h ö r d e  z u m  E r w e r b e  d e s  

dinglichen Rechts unumgänglich erforderlich ist, Wal)-, 
rend die Unterlassung solcher Eintragung, nach Art. 3014 slgi^. e., . 

das Rechtsgeschäft selbst nicht ungültig macht, sondern nur die 

Ausübung des dinglichen Rechts Zeitens des Erwerbers suspen-

dirt, so daß diesem bis zur Eintragung oder Corroboration der 

über das betreffende Rechtsgeschäft aufgenommenen Urkunde in. 

die Grundbücher nur eine persönliche Klage gegen den. 

V e r ä u ß e r e r ,  n i c h t  a b e r  e i n e  d i n g l i c h e  K l a g e  g e g e n  

e i n e n  e t w a i g e n  d r i t t e n  B e s i t z e r  d e s  I m m o b i l s  
z u st e h t. 

Diese Bewandtniß ergiebt sich einfach aus den zu den 
Art. 2539 und 2540 l. c. allegirten Art. 809 und 812 l. c., 

welcher letztere auf die Art. 3014 und 3015 l. c. verweiset, 

während der Art, 3014 sich wieder auf den Art. 3001 bezieht 



184 

und dieser letztere Artikel endlich unter Anderem auch den hier 

in Rede stehenden Art. 2539 als Beleg allegirt. 

Darnach würde also, da nach unserem Provinzialrechte ^) 

nur Landgüter selbstständiger Gegenstand adeliger Familienfidei-

commißgüter sein können, denen Kapitalien, wissenschaftliche und 
Kunstsammlungen, Kostbarkeiten und andere dergleichen dauern­

d e n  W e r t h  h a b e n d e  G e g e n s t ä n d e  l e d i g l i c h  a l s  Z u b e h ö r u n g e n  ^  

hinzugefügt werden können, bei unterbliebener Eintragung der 

Fideicommißstiftungsurkunde für den jedesmal stiftungsmäßig 

u m  F i d e i c o m m i ß  B e r u f e n e n  k e i n  d i n g l i c h e s  R e c h t  a m  

Fideicommißgute, und also auch keine dingliche Klage zur 

Verfolgung seines Fideicommißrechts gegen jeden dritten Besitzer, 

begründet sein. 

In Anleitung des Art. 3014 flg. l. c. würde solchen Falls 

der jedesmal stistungsmäßig zum Fideicommiß Berufene viel­

mehr lediglich eine persönliche Klage auf Grund der 

nicht eingetragenen, sonst aber gültigen Stiftungsurkunde haben; 

die Frage aber: gegen welche Personen? und worauf? solche 

persönliche Klage des Berufenen, als solchen, auf Gmnd der 

sonst gültigen Stiftungsurkunde zu richten wäre, würde nach 

allgemeinen Grundsätzen in Übereinstimmung mit den, in dieser 

Beziehung auch für das deutschrechtliche Familienfideicommiß 

geltenden römischrechtlichen Bestimmungen über Fideicommisse 

zu beantworten sein^). 

Darnach wäre diese persönliche Klage, je nachdem die 

Stiftungsurkunde ein Testament des Stifters oder eine sonstige 

zur Stiftung eines Familienfideicommifses nach Art. 2528 l. c. 

geeignete Urkunde, nämlich ein Erbvertrag oder eine bei Lebzeiten 

1) Art. 2529. 
2) v. Salza und Lichtenau, die Lehre von den Familienfideicom-

missen, § 49, S. 91 flg. und § 54, S. 105 flg., insbesondere Note 6; W. 
Lewis, das Recht des Familienfideicommifses § 7, S. 142, ck. auch ebenda­
selbst § I. S 15. 
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des Stifters veröffentlichte einseitige Verfügung desselben, ist, 
die actio persovalis ex testawento oder yuasi ex testamento ^). 

Diese Klage kann, die Gültigkeit der Stiftungsurkunde im 

Uebrigen vorausgesetzt, von dem stiftungsmäßig zum Fidei­

commiß Berufenen bei eintretendem Anfall angestellt werden: 

1 )  g e g e n  d i e  A l l o d i a l e r b e n  d e s  S t i f t e r s ,  

welche selbstverständlich die bezügliche Anordnung des 

Stifters zu erfüllen haben und also mit demFideicom-

misse belastet sind; ebenso aber und aus demselben 

Grunde auch 

2 )  g e g e n  d e n  s t i f t u n g s m ä ß i g  b e r u f e n e n  

V o r b e s i t z e r  i m  F i d e i c o m m i s s e  o d e r  v i e l m e h r  

r e g e l m ä ß i g  g e g e n  d e s s e n  A l l o d i a l e r b e n ,  d a  

die dem jedesmaligen Fideicommißbesitzer obliegende Re­

stitutionspflicht für denselben, von Privationsfällen ab­

gesehen, erst bei seinem Tode wirksam wird und 

d a h e r  n a c h  s e i n e m  T o d e  v o n  s e i n e n  A l l o d i a l e r b e n  

zu erfüllen ist*). 

Daraus ergiebt sich nach allgemeinen Grundsätzen der Kreis 

der Personen, für welche, als Restitutionsverpflichtete, die in die 

Grundbücher nicht eingetragene Fideicommißstistung insofern ver­

bindlich ist, als sie dem stiftungsmäßig zum Fideicommisse Be­

rufenen nicht nur zur Herausgabe des Fideicommisses und der 

Stifwngsurkunde, Behufs deren Eintragung in die Grundbücher, 

sondern auch im Falle der Übertretung des Veräußerungs- und 

Beschuldungsverbotes zum Schadensersatze verpflichtet sind ^) und 

gegen die demnach zu solchem Behüfe die in Rede stehende per­

sönliche Klage vom Berufenen angestellt werden kann. 

3) l. c. (!. eoww. äe lexat. et Läeie. (6, 43); e5. v. Vangerow, 
Pandekten, 7te Aufl., Bd. III, § 531. 

4) Art. 813 und 3015 l. c. 
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Die Allodialerben, sowohl des Stifters, als auch des 

stistungsmäßig berufenen jedesmaligen Fideicommiß Besitzers, 

können aber sehr füglich auch Glieder einer anderen als gerade 

der stiftungsmäßig berufenen Familie sein. 
Der Umstand allein dagegen, daß eine Person Glied der 

stiftungsmäßig berufenen Familie ist, kann nicht süglich dazu 
a n g e t h a n  s e i n ,  e i n  s o l c h e s  F a m i l i e n g l i e d ,  b l o s  w e i l  e s  d i e s  

ist, als restitutionsverpflichtet und demnach für Übertretung des 

Veräußerungs- und Beschuldungs-Verbots verhaftet erscheinen 

zu lassen. 
Insofern ein solches Familienglied das Fideicommißgut 

^nicht vermöge stiftungsmäßiger Berufung, sondern 

l auf anderweitigem Wege, erlangt oder erworben hätte, wäre 

eine fideicommifsarifche Restitutionspflicht und daraus resultirende 

Verhaftung für Übertreten des stiftungsmäßigen Veräußerungs­

und Beschuldungsverbots nach den sonst geltenden Rechtsgrund­

s ä t z e n  a b s o l u t  n i c h t  c o n  s t r u i  r b a r .  

Es kann daher auch hinsichtlich der Gläubiger, sür 

welche nach Art. 2540 l. c. die Stiftung nicht verbindlich sein 

soll, keinen Unterschied machen, ob dieselben zufällig Familien­
glieder sind oder nicht. 

Demgemäß würden nach allgemeinen Grundsätzen als 

dritte Personen, für welche die nicht corroborirte Stiftung 

nicht verbindlich ist, alle diejenigen Personen zu betrachten 

^ sein, welche, mögen sie Glieder der berufenen Familie sein oder 

n i c h t ,  n i c h t  i n  d e n  K r e i s  d e r  o b g e d a c h t e n  r e s t i t u t i o n s -

v  e r p f l i c h t e t e n ,  u n d  d a h  e r  m i r  d e r  a c t i o  x e r s o v a l i s  
« x  t s s t a m e n t o  o d e r  y u a s i  e x  t e s t a m e v t o  b e l a n g ­

b a r e n  P e r s o n e n  g e h ö r e n .  

Für diese dritten Personen ist also die Fideicommiß-

stiftung überhaupt als solche nicht verbindlich und damit 

auch nicht hinsichtlich des Veräußerungs- und Beschuldungsverbots. 
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Mit diesem Resultate, wie es sich aus allgemeinen Rechts­

grundsätzen ergiebt, scheint der Art. 2540 l. c. allerdings nicht 

im Einklang zu stehen, insofern derselbe seinem Wortlaute nach 

nämlich einerseits die nicht eingetragene Fideicommißstiftung 

nur für Familienglieder verbindlich erklärt und 

a n d e r e r s e i t s  d i e s e  v e r b i n d e n d e  K r a f t  a u f  a l l e  F a m i l i e n ­

g l i e d e r  a u s d e h n t .  

Es dürfte indessen der Widerspruch zwischen dem bisherigen 

Untersuchungsergebnisse und dem Wortlaute des Art. 2540 als 

ein nur scheinbarer verschwinden, wenn man in dem xassus des 

beregten Art., wonach „die nicht eingetragene Stiftung für die 

i n  d e r s e l b e n  B e d a c h t e n  u n d  f ü r  d i e  F  a m i l i e  n g l i e d e ^  

ü b e r h a u p t  b i n d e n d  i s t " ,  u n t e r  d e n  „ B e d a c h t e n "  d i e  „ u n ­

m i t t e l b a r  i n  d e r  S t i f t u n g  b e r u f e n e n  F i d e i c o m -

m i ß b e s i t z e r " ,  u n t e r  d e n  „ F a m i l i e n g l i e d e r n "  a b e r  „ d i e  s t i f ­

t u n g s m ä ß i g  i n  w e i t e r e r  R e i h e n f o l g e  a l s  F i d e i -

e o m m i ß - N a c h f o l g e r  e i n t r e t e n d e n  F a m i l i e n ­

glieder" versteht. 

Bei solcher Auffassung, die mit der, nur nicht vollständig 

präcisen Wortfassung des Art. 2540 vollständig vereinbar ist, 

würde man dann zu demselben Resultate gelangen, welches in 

Obigem aus den sonst anerkannten allgemeinen Principien unseres 

Rechts entwickelt worden; denn wenn darnach der Art. 2540 die 

in Grundbücher nicht eingetragene Fideicommißstiftung auch nicht 

ausdrücklich für die Allodialerben des Stifters, sowie des 

jedesmaligen Fideicommißnachfolgers, für verbindlich erklärt, so 

hat es doch offenbar nicht in der Intention des beregten Artikel 

2540 gelegen, diese, nach den Grundsätzen des Erbrechts und 

n a c h  d e r  a l l g e m e i n e n  F i d e i c o m m i ß t h e o r i e  s i c h  v o n  s e l b s t v e r -

stehende Verbindlichkeit der gedachten Allodialerben zu negiren; 

andererseits spricht kein denkbarer Grund dafür, daß den Familien­

gliedern, blos als solchen, — auch wenn sie weder Fidei-
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commißnachsolger, noch Allodialerben eines solchen oder des 

Stifters geworden sind, die — doch lediglich aus der fideicom-

missarischen Nestitutionspflickt abzuleitende — Verbindlichkeit hat 

auferlegt werden sollen, die nicht eingetragene Fideicommißstiftung 

für fich, namentlich auch hinsichtlich des Veräußerungs- und 

Beschuldungsverbots, als maßgebend gelten zu lassen. 

Eine solche Annahme ist um so unstatthafter, als der Art. 

2540 offenbar lediglich die Consequenz aus dem im 

vorhergehenden Art. 2539 zur Anwendung gebrachten Principe 

unseres Grundbuchsystems hinsichtlich des Erwerbs dinglicher 

Rechte an Immobilien zieht und demnach füglich nichts Anderes 

besagen will, als was fich, in Gemäßheit der zu Art. 2539 und 

2540 citirten Art. 809 und 812 l. c. und dem zu letzterem Art. 

bezogenen Art. 3015 l. c., eben als Consequenz aus diesem all­

gemeinen, im Art. 3004 l. c. aufgestellten Principe unseres 

Grundbuchsystems auch in Wirklichkeit ergiebt und wie solches 

überdies ganz unzweideutig in den Art. 2339, 2487 und 2503 

in Betreff sowohl der römischrechtlichen Familienfideicommisse, 

als der Erbeinsetzuugsverträge, insoweit Immobilien Gegenstand 

derselben sind, und demgemätz auch in Betreff der Gesammthand-
verträge Anerkennung gefunden. 

Es ist aber noch ein weiterer, sehr erheblicher Grund für 

d i e  h i e r  v e r t h e i d i g t e  A u s l e g u n g  i n  d e r  E n t s t e h u n g s g e s c h i c h t e  

der Art. 2539 und 2540 l. c. zu finden. 

Die beiden beregten Artikel sind nämlich wörtlich 

aus von Bunge's Kurländischem Privatrecht^) entnommen, 

v. Bunge beruft fich dabei auf Neumanu's Abhand­

lung in den theoretisch-praktischen Erörterungen, Bd. III, S. 317 

bis 3216), erklärt sich also mit dessen Auffassung einverstanden. 

s) l c. § 294. S. 591. 
6) Commentar zum sechsten Artikel des Privilegiums Herzog G o t t -

hard's für den Kurländischen Adel vom 20. Jupi 1570. 
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Diese Übereinstimmung mit Neu mann ergiebt sich auch 
daraus, daß v. Bunge einige Seiten vorher^), unter Berufung 

a u f  g e n a u  d a s s e l b e  C i t a t  a u s  d e r  g e d a c h t e n  

Neumann'schen Abhandlung, in der Lehre von den 

Gesammthandgütern die Neumann'sche Ansicht dahin formulirt, 

d a ß  „ E r b v e r b r ü d e r u n g e n ,  w e n n  d i e s e l b e n  n i c h t  b l o s  f ü r  d i e  

Contrahenten und deren Successoren, sondern 

auch im Verhältniß zu Dritten wirksam werden sollen, in die 

Grundbücher des competenten Gerichts einzutragen sind." 

Darnach wären also dritte Personen in der hier 

f r a g l i c h e n  B e z i e h u n g  a l l e  P e r s o n e n  a u ß e r  d e n  C o n t r a ­

h e n t e n  u n d  d e r e n  S u c c e s s o r e n .  

N e u m a n n  s e l b s t  k o m m t  n u n  i n  s e i n e r  b e z o g e n e n  A b h a n d ­

l u n g ,  S e i t e  3 1 9  u n d  3 2 0 ,  z u  d e m  R e s u l t a t e ,  „ d a ß  z w a r  

F a m i l i a n t e n  a n  e i n e  i m  U e b r i g e n  g ü l t i g e ,  a b e r  

n i c h t  c o r r o b o r i r t e  G e s a m m t h a n d -  o d e r  F i d e i ­

commißst i f tung insoweit  gebunden sein mögen, als 
sie Erben der Stif ter geworden, — denn dies sei 
am Ende der einzige Grnnd dafür," — und „daß 

e i n e  n i c h t  c o r r o b o r i r t e  S t i f t u n g  e i n e  n o c h  n i c h t  

consumirte, also jeden, nicht zu den Erben des 
S t i f t e rs  gehör igen  Dr i t t en  n i c h t  t a n g i r e n d  e  S t i f ­

tung sei." 

Unter den Erben des Stifters hat aber Neumann 

s i c h e r l i c h  a u c h  d i e  e x  x a e t o  e t  x r o v i ä e n t i a .  
d e m  S i f t e r  s u c c e d i r e n d e n  F i d e i c o m m i ß n a c h s o l g e r ,  

die ja auch häufig Fideicommißerben genannt werden und 

deren Erbrecht Gerber^) ein successives Erbrecht nennt, 

nicht aber blos die Allodialerben des Stifters ver­

standen. 

7) l. c. § 292. S. 586. 
8) Deutsches Privatrecht, 12te Aufl., § 266 und 274. 
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Es würde darnach gerade die Auffassung Neu mannst, 

mit  w e l c h e r  j a  v .  B u n g e  ü b e r e i n s t i m m t  u n d  d i e  i n  d e r  v o n  

Bunge'schen, nicht ganz präcisen Formulirung in unser Prov.-

Recht Art. 2539 und 2540 übergegangen ist, in allem Wesent­

lichen vollständig mit der hier vertheidigten Auslegung der in 

Rede stehenden Artikel übereinstimmen und die Richtigkeit dieser 

Auslegung bestätigen. Darnach aber wird denn auch nicht die 

m i n d e s t e  V e r a n l a s s u n g  s e i n ,  d e n  K r e i s  d e r  d r i t t e n  P e r s o n e n ,  

sür welche eine nicht bei der competenten Behörde intabulirte 

Fideicommißstiftung nicht verbindlich ist, anders, als nach den 

allgemeinen Grundsähen unseres Grundbuchsystems, bestimmen 

zu wollen, und diese allgemeinen Grundsätze schließen eben die 

juristische Möglichkeit aus, ein nicht in die Grundbücher der 

competenten Behörde eingetragenes Rechtsgeschäft, durch welches 

ein dingliches Recht an einem Immobil constituirt werden soll, 

sür andere Personen lediglich aus dem Grunde für ver­

b i n d l i c h  z u  e r k l ä r e n ,  w e i l  s i e  G l i e d e r  d e r  F a m i l i e  

d e s  V e r ä u ß e r e r s  o d e r  d e s  E r w e r b e r s  s i n d ,  o h n e  z u  d e n  E r b e n  

des einen oder anderen zu gehören oder nach Grund­

s ä t z e n  d e s  F i d e i c o m m i ß r e c h t s  r e s t i t u t i o n s v e r p f l i c h t e t  

zu sein. 

9) ck. auch dessen Kiuländisches Erbrecht § 38 iv üse, S. 129. 



Noch einige Worte zur Frage nach den Wirkungen 
der Blanco-Cession. 

Es war zu erwarten, daß eine so entschiedene Negation der 

Von der Praxis gehegten Auffassung der Blancocession, wie ich 

sie in dem vorhergehenden Jahrgange dieser Zeitschrift versucht 

habe, Opposition in den Reihen der Praktiker finden mußte. Es 

kann aber zugleich nur erfreuen, wenn dies in so sachlicher Weise 

geschehen ist, wie von Herrn Oberhofgerichtsadvocaten Seraphim 

im vorliegenden Hefte dieser Zeitschrift. 

Nur muß ich in einer wesentlichen Beziehung die dort ge­

machten Ausstellungen als meine Anschauungen gar nicht treffende 

bezeichnen. Denn die von Seraphim angegriffenen Argumente 

meiner Abhandlung kehren sich, wie ausdrücklich hervorgehoben 

wird '), zum großen Theil nur gegen die in der Praxis vertretene 

Anschauung, als verwandele die Blancocession die bezügliche 

Schuldurkunde vollständig in ein Jnhaberpapier^). Dagegen 

bezeichne ich Seraphim's Interpretation des Art. 3473 aus­

drücklich als eine der möglichen Auslegungsarten des bezügl. 

Gesetzes °). 

Wenn ich nun aber bei der Wahl der Interpretation 

dennoch bei der von mir proponirten beharren muß, so geschieht 

dies aus den bereits früher von mir hervorgehobenen und, wie ich 

glaube, von Seraphim nicht widerlegten Gründen, 

1) Zeitschr. f. Rechtswiss. Jahrg. VI, S. 252, 254 u. a. m. 
2) Eine Anschauung, gegen welche auch Zwingmann a. a. O. 

(S. 197) zu Felde zieht. 
3) a. a. O. S. 258, 2. 
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1) nach welchen in dem Art. 3121 des Prov.-R., Th. III 
und insbesondere in dem in Zweifelfällen für maßgebend er­

klärten^) russischen Text das Recht zur Ausstellung von Inhaber-

papieren nur bestimmten daselbst genannten juristischen Personen 

gewährt wird; 

2) nach welchen in dem Art. 3120 das Ausstellungsrecht 

von Jnhaberpapieren blos dem Schuldner, nicht dem Gläubiger 

gegeben ist. Selbst wenn man ferner Seraphim zugeben 

wollte, was an sich sehr zweifelhaft bleiben muß, daß die Blanco-

übertragung durch die Gläubiger der Grundbuchsorderungen und 

des Wechsels sich nicht aus den eigenthümlichen Grundsähen 

dieser beiden Rechtsinstitute erklären, so beruhen dieselben doch 

jedenfalls auf Specialgesetzen, wie sie sür die provincielle Blanco­

cession nicht nachgewiesen werden können und jedenfalls nicht in 

dem, auch nach Seraphim's Meinung sehr interpretations­

bedürftigen Artikel 3473 vorliegen; 

3) nach welchen die Stellung des Art. 3443 unter die 

Lehre von der Form der Cession und nicht unter die Lehre von 

den Jnhaberpapieren 2) — gegen die Schaffung eines neuen 

Jnhaberpapieres durch den gedachten Artikel zu sprechen scheint. 

4) Reichsrathsgutachten vom 16. November 1870 (Sw. Bd. I. Fort, 
v. 1876, Beilage zu Art 102, Art. 6, Anmerkung S. 73). 

5) Ich habe (S. 259), wenn ich von der Abtretung der Schuldbriefe 
als der den Art. 3473 mitumfassenden Lehre sprach, nur das Wort „Ab­
tretung" betont, nicht das Wort „Schuldbriefe", welches dort nur des Zu­
sammenhangs halber steht. Der gesperrte Druck zeigt dies. Daß ich den be­
züglichen Abschnitt selbst als den über die Form der Cession handelnden 
bezeichne, steht auf S. 257. 

C. Erdmann. 


